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Galgenfrist für Entschädigung
Ehemalige sowjetische Kriegsgefangene
können nicht länger warten. Seite 5

Da geht die Post ab
Der Arbeitskampf läuft seit elf Tagen
und wird ausgeweitet. Seite 16

STANDPUNKT

Dauerbrenner
Velten Schäfer befürchtet, dass die
Maut noch lang nicht vom Tisch ist

Es ist leicht, sich jetzt über den
Verkehrsminister lustig zu ma-
chen. Nachdem die EU ihr Ver-
fahren gegen die »Ausländer-
maut« eröffnet hat, legt Dobrindt
die »Herzensangelegenheit« auf
Eis. Es war wohl doch zu riskant,
die teure Umsetzung anzuleiern
und dann womöglich doof dazu-
stehen. Dennoch ist die Sache
noch lang nicht vom Tisch.
Pflichtschuldig gibt sich der

Minister jetzt optimistisch. Da ein
Gesetz, das die Gebühr nur für
Ausländer erhöbe, klar unzulässig
wäre, hat man einfach zwei ge-
macht: Maut und formal ge-
trennte Inländerrückerstattung.
So wird das durchsichtige Konst-
rukt kaum Bestand haben. Dazu
hätte zumindest der Zusammen-
hang nicht so offen kommuniziert
werden dürfen. Aber dann wäre
auch der Effekt entfallen.
2016 wird es also sicher nichts.

2017 wohl auch nicht, selbst
wenn der Minister weiter daran
arbeiten lässt, eine irgendwie EU-
konform abgespeckte Version
hinzuwürgen. Das aber kommt
den CSU-Strategen vielleicht ganz
recht, denn 2018 ist Wahl in
Bayern. Man kann dann gewaltig
auf den Tisch hauen.
Gerade weil die Maut auf ein

Scheitern kalkuliert ist und es um
alles geht, bloß nicht um Infra-
strukturfinanzierung, wird sie ein
Dauerbrenner bleiben. Am Ende
könnte Dobrindt gar eine Über-
raschung im Münchner Thronfol-
gestreit gelingen. Die Bundes-
bürger aber hätten dann vier
Jahre mit einem Verkehrsminis-
terium gelebt, das seine Ressour-
cen auf ein sachfremdes Non-
sensprojekt verschwendete – trotz
aller bröckelnden Brücken.

EU-Verfahren
gegen Deutschland
Verkehrsminister will Einführung
der Pkw-Maut verschieben

Brüssel. Die EU-Kommission geht wegen der
Pkw-Maut juristisch gegen Deutschland vor.
Nach Einschätzung der Behörde verstößt die
Abgabe gegen europäisches Recht, wie die
Kommission am Donnerstag mitteilte. Brüs-
sel eröffnet deshalb ein Verfahren wegen
Verletzung des EU-Vertrags gegen die Bun-
desrepublik. »Eine Straßennutzungsgebühr
ist nur dann EU-rechtskonform, wenn sie
nicht auf Grund der Staatsangehörigkeit dis-
kriminiert«, teilte EU-Verkehrskommissarin
Violeta Bulc mit. »Wir haben erhebliche
Zweifel, ob die einschlägigen deutschen Ge-
setze diesem Grundsatz entsprechen.« Die
Bundesregierung will inländische Autofahrer
durch Gegenleistungen bei der Kfz-Steuer für
die Einführung der Maut entschädigen.
Wegen des Verfahrens will Bundesver-

kehrsminister Alexander Dobrindt (CSU) die
Einführung verschieben. Er werde »eine Ge-
richtsentscheidung abwarten«, sagte Do-
brindt der »Bild«-Zeitung. Ein Start der Ge-
bühr kommendes Jahr sei damit nicht mehr
möglich. Agenturen/nd

Berlin. Es ist täglich eine mittlere Kleinstadt:
Jeden Tag verlassen laut UN durchschnittlich
42 500 Menschen ihr Zuhause, um Verfol-
gung und Gewalt zu entgehen. Neben demNa-
hen und Mittleren Osten sei die Lage gerade
auch in Afrika schlimm. Konflikte in der Zent-
ralafrikanischen Republik, in Südsudan, So-
malia, Nigeria, der Demokratischen Republik
Kongo und anderen Staaten haben laut dem
UN-Flüchtlingshilfswerk (UNHCR) 15 Millio-
nen Afrikaner zur Flucht in Nachbarländer
oder andere Gegenden ihrer Heimat veran-
lasst.
Reiche Länder tragen nach Darstellung der

Vereinten Nationen in der Flüchtlingspolitik
eine wesentlich geringere Last als ärmere
Länder. Knapp neun von zehn Flüchtlingen
(86 Prozent) befanden sich 2014 in Ländern,
die als wirtschaftlich weniger entwickelt gel-
ten, wie das UNHCR in seinem Jahresbericht
mitteilte. Die Welt werde Zeuge eines »un-
kontrollierten Abgleitens in eine Ära, in der
das Ausmaß der globalen Vertreibung sowie
die nötige Antwort alles Bisherige in den
Schatten stellen«, sagte UN-Flüchtlingskom-
missar António Guterres am Donnerstag in
Genf.
Die meisten Flüchtlinge hat demnach die

Türkei aufgenommen (1,59 Millionen). Es fol-
gen Pakistan, Libanon, Iran, Äthiopien und
Jordanien. Insgesamt verließen fast 60 Milli-
onen Menschen aus Angst und Not ihre Hei-
matorte und davon sogar fast 20 Millionen ih-
re Heimatländer.
Die internationale Gemeinschaft steht der

Entwicklung aus Sicht des UNHCR viel zu pas-
siv gegenüber. In den vergangenen fünf Jah-
ren seien mindestens 15 regionale Konflikte
ausgebrochen oder wieder aufgeflammt, so
Guterres, der realistisch ist: »Wir müssen be-
fürchten, dass die Nachrichten Ende 2015
nicht besser werden.«
Beim Asyl seien Deutschland und Schwe-

den die bevorzugten Zielländer. Eine europa-
weite Regelung zur gerechten Verteilung der
Asylbewerber steht weiter aus.ml Seite 3

UNTEN LINKS

Der schon als Modeminister ge-
feierte Alexander Dobrindt ist mit
seiner kleinkarierten Maut auf
dem Catwalk gerade tüchtig ins
Straucheln geraten. Gregor Gysi
sieht die Zeit gekommen, sich
vom Fraktionsvorsitz zurückzu-
ziehen. Günther Jauch geht dem-
nächst nicht mehr allsonntäglich
ins Berliner Gasometer und Ste-
fan Raab hat auch keinen Bock
mehr, die Nation zu verhohne-
piepeln. Es scheint die Republik
im Umbruch. Die einen können es
nicht, die andern wollen nicht
mehr – und die dritten haben so
viel Schmott gemacht, dass sie
nicht mehr brauchen. Zurück
bleiben wir, auf die nichts von al-
ledem zutrifft. Wir können, wol-
len – und haben mitnichten zu
viel Geld. Wir sind Normalsterb-
liche, die uns irgendwie an die
Eskapaden der CSU gewöhnt ha-
ben, können uns an eine Zeit oh-
ne den linken Frontmann gar
nicht mehr erinnern und brau-
chen Jauch wie Raab, um uns
aufzuregen. Und nun? Keine
Angst, wenigstens Wolfgang Bos-
bach bleibt uns erhalten. oer

Protest gegen
Austerität in Athen
Chef der Eurogruppe sieht »große
Lücke« zu Positionen von SYRIZA

Berlin. In Athen haben Tausende gegen die
Auflagen der Gläubiger demonstriert, da-
runter Regierungsmitglieder und SYRIZA-
Politiker. Die Demonstration vor dem Parla-
mentsgebäude am Mittwochabend stand un-
ter dem Motto: »Wir nehmen die Situation
in die eigene Hand«. Etwa 7000 Menschen
forderten ein »Ende der Opfer« und brachten
ihre Unterstützung für den Kurs der Regie-
rung in den Verhandlungen mit den Gläubi-
gern zum Ausdruck.
Die gingen amDonnerstag in Brüssel bei ei-

nem Treffen der Eurogruppe weiter, das zu
Redaktionsschluss noch andauerte. Zuvor
hatte Eurogruppenchef Jeroen Dijsselbloem
erneut Skepsis signalisiert, dass man voran-
komme: »Es gibt noch wesentliche Lücken.«
Dagegen äußerte sich der französische Fi-
nanzminister Michel Sapin, es gebe keine gro-
ßen Unterschiede. Auch Griechenlands Fi-
nanzminister Yanis Varoufakis hoffte auf Be-
wegung und darauf, dass ein »kostspieliges
Zerwürfnis durch einen wirksamen Konsens«
ersetzt werden könne. nd/Agenturen Seite 2

USA: Tödlicher Hass in der »Heiligen Stadt«
Junger Weißer nach Mord an neun Afroamerikanern gefasst / Rassismusdebatte spitzt sich zu

Erneut Entsetzen über ein Hass-
verbrechen in den USA: Ein jun-
ger Weißer tötete am Mitt-
wochabend (Ortszeit) in einer
vor allem von Schwarzen be-
suchten Kirche neun Menschen.

Von Olaf Standke

Nach dem Massaker in einer Kir-
che in Charleston hat die Polizei
laut Medienberichten am Don-
nerstag den mutmaßlichen
Schützen gefasst. Wie der Nach-
richtensender CNN berichtete, sei
Dylann R. in der Kleinstadt Shel-
by im Bundesstaat North Carolina
festgenommen worden. Neun
Menschen starben laut Polizeian-
gaben, als der 21-jährige Weiße in
der hauptsächlich von Afroame-
rikanern besuchten Afrikanisch-
methodistischen Episkopalkirche
im historischen Stadtzentrum
während einer Bibelstunde das
Feuer eröffnete.
Wie die Lokalzeitung »The Post

and Courier« und NBC News be-
richteten, soll sich unter ihnen der
Gemeindepastor und Bürger-
rechtler Clementa Pinckney be-
finden. Er war Senator des Bun-
desstaates (Demokraten) und der
jüngste Schwarze, der je in die Le-
gislative von South Carolina ge-
wählt worden ist. Nicht nur die

Bewohner der Südstaatenstadt
Charleston waren entsetzt.
Schon auf der ersten nächtli-

chen Pressekonferenz sprach Po-
lizeichef Gregory Mullen von ei-
ner rassistischmotiviertenTat. Die
als »Mother Emanuel« bekannte
Kirche ist die älteste ihrer Kon-
fession in den Südstaaten. Die ko-
loniale Hafenstadt in South Ca-
roline besaß einst den größten
Sklavenmarkt der Vereinigten
Staaten und ungewöhnlich schar-
fe Sklavengesetze. Der angesichts
zahlreicher Kirchen verwendete
Beiname »The Holy City« (Die
Heilige Stadt) hatte schon damals
einen bitteren Beigeschmack.
Die Emanuel-Methodistenkir-

che wurde 1791 von Sklaven und
freien Schwarzen gegründet. Dort
fanden einst Sklaven auf demWeg
in den Norden Zuflucht, dort be-
gann 1822 auch einer der weni-
gen Sklavenaufstände in der Ge-
schichte der Vereinigten Staaten.
Die Organisatoren wurden hin-
gerichtet, das Gotteshaus wurde
niedergebrannt.
Auch vor diesem Hintergrund

gehtman von einem »Hate Crime«
aus. »Der einzige Grund, warum
jemand eine Kirche betritt und auf
Betende schießt, ist Hass«, sagte
der Bürgermeister von Charles-
ton, Joe Riley. Wie Gouverneurin

Nikki Halley sicherte er den Fa-
milien Unterstützung und Hilfe
zu.
Die Polizei veröffentlichte de-

taillierte Fahndungsfotos, die
Überwachungskameras aufge-
nommen hatten, und löste eine
Großfahndung mit Spürhunden
und Hilfe aus der Luft aus. Zu-
gleich bat sie das FBI um Unter-
stützung. Bei Hassverbrechen
können die Bundesbehörden ein-
geschaltet werden. Diese haben
allein 2013 über 6000 solcher Fäl-
le verfolgt, von denen fast die
Hälfte rassistisch motiviert ge-
wesen ist.
Unter dem Hashtag »Charles-

tonShooting« kann man auf Twit-
ter von der Trauer und Betrof-
fenheit weit über die Grenzen der
USA hinaus erfahren. Auch die
Präsidentschaftskandidaten Hil-
lary Clinton (Demokraten) und
Jeb Bush (Republikaner) bekun-
deten ihr Beileid. Bush sagte am
Donnerstag in Charleston ge-
plante Wahlkampfauftritte ab.
Mit dieser Bluttat dürfte sich

die in den USA zuletzt intensiv ge-
führte Rassismusdebatte weiter
zuspitzen. In Charleston bemüh-
ten sich Politik, Kirche und Zivil-
gesellschaft, mögliche Gewalt-
ausbrüche zu verhindern. Im
Nachbarort North Charleston

wurde erst im April ein flüchten-
der Afroamerikaner von einem
Polizisten erschossen. Das hatte
die ethnischen Spannungen in der
Gegend noch einmal erhöht. Dem
Beamten wird Mord vorgewor-
fen. Mehrmals kam es in den ver-
gangenen Monaten in den USA zu
Straßenprotesten, nachdem Af-
roamerikaner von weißen Poli-
zisten getötet worden waren.
Pastor John Hall Brown pran-

gerte am Donnerstag im Fern-
sehsender NBC aber auch »Ame-
rikas Liebesaffäre mit Schuss-
waffen an«. In den USA könnten
sie selbst von Geisteskranken und
Mitgliedern in Hassorganisatio-
nen erworben werden. Immer
wieder kommt es zu Amokläu-
fen.

Lesen Sie morgen
im wochen-nd

Podemos-Mitbegründer
Miguel Urbán zu
Selbstorganisation,
Debatten in Spaniens
Linker und SYRIZA-
Politik in Griechenland

}

Oppermann gerät
weiter unter Druck
Aussage von SPD-Chef wirft
neue Fragen im Fall Edathy auf

Berlin. Eine Zeugenaussage von Vizekanzler
Sigmar Gabriel (SPD) im Untersuchungs-
ausschuss zur Edathy-Affäre hat neue Unge-
reimtheiten zutage gefördert. Gabriel sagte
am Donnerstag, er habe dem heutigen Frak-
tionschef Thomas Oppermann am 17. Okto-
ber 2013 erst nach Ende der Sondierungs-
gespräche mit der Union vom Verdacht der
Polizei gegen den damaligen SPD-Bundes-
tagsabgeordneten Sebastian Edathy berich-
tet. Das wirft die Frage auf: Wusste Opper-
mann womöglich schon vor Gabriels Anruf
aus einer anderen Quelle, dass Edathy im
Ausland Nacktbilder von Jungen bestellt hat-
te? DennOppermann rief an diesem Tag nach
Angaben aus dem Bundeskriminalamt (BKA)
schon um 15.29 Uhr bei BKA-Präsident Jörg
Ziercke an. Der SPD-Politiker wollte sich von
Ziercke bestätigen lassen, dass gegen Edathy
Ermittlungen liefen.
Zuvor hatte der ehemalige Bundesinnen-

minister Hans-Peter Friedrich (CSU) im Aus-
schuss einen früheren Staatssekretär Klaus-
Dieter Fritsche belastet. Agenturen/nd Seite 6
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Ära der Vertreibung
UN-Hilfswerk kritisiert Versagen in der Flüchtlingspolitik und bei der Konfliktlösung

Prinzip Wegschmeißen
Was von Wolfgang Herrndorfs
Bildern übrig blieb. Seite 13
Foto: dpa/Patrick SeegerFoto: fotolia/Pixelot



2 Tagesthema Griechenland-Verhandlungen
*

Freitag, 19. Juni 2015 uneues deutschland

Abgeordnete kassieren für Solidarität Verwarnung
Linksfraktion hält Schilder bei Regierungserklärung hoch / Bericht über Pläne für Schuldenentlastung / IWF bei Renten-Forderung gesprächsbereit

Kommt Bewegung in das Lager der
Gläubiger? Am Donnerstag sah es
vor dem Treffen der Eurogruppe so
aus, als dass Athen mit Zugeständ-
nissen rechnen könnte.

Von Vincent Körner

Historische Vergleiche sind meist
schief, das gilt auch für eine Äuße-
rung, die am Donnerstag in der Dis-
kussion über das Kreditprogramm für
Griechenland für Schlagzeilen sorg-
te: Der CDU-Europapolitiker Elmar
Brok nannte Teile der SYRIZA-ge-
führten Regierung »alte Kommunis-
ten« und warf ihnen vor, jetzt zu »ver-
suchen, den Bürgerkrieg von 1949 zu
gewinnen«.
Den Vorsitzenden des Ausschusses

für Auswärtige Angelegenheiten im
EU-Parlament trieb zu dieser Äuße-
rung offenbar die Vermutung, der lin-
ke Flügel von SYRIZA wolle aus dem
Euro aussteigen – und solange die
Athener Regierungspartei diese De-
batte nicht beendet habe, könnten
auch die von den Gläubigern ver-

langten Maßnahmen nicht durchge-
setzt und der Schuldenstreit im Gan-
zen nicht beigelegt werden.
Dass es an der Kompromisslosig-

keit der griechischen Regierung lie-
ge, dass eine Einigung über die Frei-
gabe der von den Gläubigern blo-
ckierten Kreditmittel noch nicht er-
reicht ist, wird zwar immer wieder
behauptet. Doch Athen hat bereits
Zugeständnisse gemacht – und im La-
ger der Gläubiger sah es nun am Don-
nerstag vor dem Treffen der Euro-
gruppe so aus, als ob es auch dort Be-
wegung geben könnte.
Der französische Finanzminister

Michel Sapin sagte vor der Runde der
Euro-Finanzminister, es gebe keine
großen Unterschiede, die noch offe-
nen Punkte könnten in den nächsten
Tagen im Dialog gelöst werden. Zu-
vor hatte der Internationale Wäh-
rungsfonds (IWF) erklärt, man sei bei
der bisher erhobenen Forderung
nach Einschnitten bei der Altersver-
sorgung »zu einer Diskussion be-
reit«. Die kleinen Renten »sollten er-
halten bleiben«, so IWF-Chefin

Christine Lagarde. Darauf besteht
auch Athen. Zudem berichtete am
Donnerstag die griechische Zeitung
»Kathimerini«, dass die EU und die
Europäische Zentralbank an einem
Plan arbeiten würden, der der Re-
gierung in Griechenland in einer Fra-
ge entgegenkommt: Es solle dem-

nach eine Entlastung bei den Schul-
den geben – wenn Athen bestimm-
ten Maßnahmen zustimmt. Welche
Entlastung dies sein könnte, wurde
zunächst nicht bekannt. SYRIZA
pocht seit langem darauf, die Rück-
zahlung der Schulden an das Wachs-
tum zu koppeln oder sie in die Zu-
kunft zu verschieben.

Auch im Bundestag stand Grie-
chenland am Donnerstag auf der Ta-
gesordnung. Für Aufsehen sorgte da-
bei nicht dieRegierungserklärung von
Angela Merkel. Die Kanzlerin be-
zeichnete eine Lösung in dem Streit
als weiter möglich, sah dafür aber al-
lein die SYRIZA-geführte Regierung
am Zug – und wiederholte: »Wo ein
Wille ist, ist auch ein Weg.« Statt-
dessen erreichten Abgeordnete der
Linkspartei mit dem Hochhalten von
Schildern, auf denen »Solidarität mit
Griechenland« bekundet wurde, ein
wenig Aufmerksamkeit – und sorg-
ten für Unmut bei Parlamentspräsi-
dent Norbert Lammert.
Der CDU-Politiker sprach eine Ver-

warnung unter Verweis auf die Par-
lamentsregeln aus und kündigte eine
unverzügliche Befassung des Ältes-
tenrats an. Unionsfraktionschef Vol-
ker Kauder fühlte sich von der Aktion
der Linksfraktion offenbar direkt an-
gesprochen und erklärte: »Solidarität
mit Griechenland kann ich nur un-
terstützen. Wer noch klar im Kopf ist,
kann doch nicht behaupten, dass wir

keine Solidarität geübt hätten.« Das
sah Gregor Gysi anders, der die Koa-
lition aufforderte, »endlich den Mut«
zu zeigen, ihre »bisherige kompro-
misslose Haltung aufzugeben und
nach einer Lösung mit der Regierung
Griechenlands zu suchen«.
Ob auch der CDU-Europamann

Brok an einer Lösung interessiert ist?
Offenbar nicht an einer, die auch die
Interessen der griechischen Bevölke-
rung respektiert. Und die Geschichte
schon gar nicht. Der griechische Bür-
gerkrieg, auf den sich Brok bezog,
dauerte von 1946 bis 1949. In dem
Konflikt zwischen der linken Volks-
front auf der einen und der konser-
vativen Regierung sowie monarchis-
tischen und rechten Kräften auf der
anderen Seite starben Zehntausende
Menschen, viele Unterstützer des lin-
ken Lagers wurden interniert, ganze
Regionen wurden von der Regie-
rungsarmee entvölkert. Mit federfüh-
rend auf Seiten der Linken war da-
mals die Kommunistische Partei KKE.
Die ist an der aktuellen Regierung in
Athen übrigens gar nicht beteiligt.

»Das sind alte
Kommunisten, die
jetzt versuchen, den
Bürgerkrieg von
1949 zu gewinnen.«
CDU-Europapolitiker Brok

Ringen um
Hellas Rente
Die Altersvorsorge ist zentraler Streitpunkt
zwischen Athen und den Gläubigern
Griechenland soll der Frühverren-
tung ein Ende bereiten, fordern die
Gläubiger. Obwohl sie die faktische
Absenkung des Renteneintrittsal-
ters mitzuverantworten haben.

Von Anke Stefan, Athen

Eine Reform des Rentensystems ge-
hört zu den Forderungen, von denen
die Gläubiger Griechenlands auf kei-
nen Fall abrücken wollen. Geschlos-
sen argumentieren EU und Interna-
tionaler Währungsfonds (IWF) da-
mit, dass die griechische Altersver-
sorgung zu teuer sei. Insbesondere die
hohe Zahl an Frühverrentungen ist
Brüssel und Washington ein Dorn im
Auge. Die Regelungen hatten vor al-
lem in den vergangenen Krisenjah-
ren das durchschnittliche Renten-
eintrittsalter auf Werte weit unter
dem EU-Durchschnitt gedrückt.
In vielen Punkten haben die Gläu-

biger recht. Bereits seit Jahrzehnten
sind Renten in Griechenland nicht
mehr allein über die Beiträge von Ver-
sicherten und deren Arbeitgebern zu
finanzieren. 2009, im Jahr des Aus-
bruchs der Krise in Griechenland,
musste der Staat 20 Milliarden Euro
zuschießen, damit die etwa zwei Mil-
lionen Rentner (fast ein Fünftel der
Bevölkerung) ihr Altersgeld beziehen
konnten. Im vergangenen Jahr waren
es noch 14 Milliarden Euro, obwohl
in der Zwischenzeit Renten und Pen-
sionen kräftig gekürzt und die Le-
bensarbeitszeit verlängert wurden.
Wegen jener sind Regierungschef

Alexis Tsipras und sein zuständiger
Minister Dimitris Stratoulis nicht be-
reit, weitere von den Gläubigern ge-
forderte Einsparungen in Höhe von
1,8 Milliarden Euro jährlich bei den
Altersbezügen vorzunehmen. Denn
der Blick auf die nackten Zahlen zeigt
nur die halbe Wahrheit dessen, wo-

rum sich die Diskussion um das grie-
chische Rentensystem dreht.
Zunächst sind die Bezüge aus den

staatlichen Rentenkassen das einzige,
worauf man sich in dem Mittelmeer-
staat im Alter stützen kann. Nur we-
nige private Unternehmen zahlen ei-
ne Betriebsrente. Eine staatlich bezu-
schusste oder auch nur steuerbe-
günstigte private Altersvorsorge ist bei
den Hellenen gänzlich unbekannt.
Im Zuge der Krise muss das Ruhe-

standsgeld in Griechenland zudem
weit mehr als nur die Versorgung des
Rentners selbst leisten. Bei einer Ar-
beitslosenquote von konstant über 25
Prozent bildet Omas oder Opas Rente
für Zehntausende Familien mittler-
weile die einzige Einkommensquelle.
Denn Sozialhilfe gibt es in Griechen-
land nicht, Arbeitslosengeld wird als
Festbetrag von etwa 360 Euro nur für
maximal zwölf Monate gezahlt.
Mit Recht verweist man bei der Re-

gierungspartei SYRIZA außerdem
darauf, dass die Griechenland auf-
gezwungene Kürzungspolitik ver-
antwortlich für einen Gutteil der Mi-
sere der Rentenkassen ist. Denn bei
steigender Arbeitslosigkeit, sinken-
den Löhnen und daraus resultierend
sinkenden Einzahlungen käme jedes
beitragsgestützte Rentensystem der
Welt ins Schlingern. Zusätzlich ver-
loren die zur Haltung ihrer Guthaben
in Staatsanleihen verpflichteten Kas-
sen beim Schuldenschnitt im März
2012 satte 25 Milliarden Euro.
Auch an der vergleichsweise ho-

hen Zahl der Frühverrentungen sind
EU und IWF nicht ganz unschuldig.
Denn wenn es um die angemahnte
Privatisierung staatlicher Unterneh-
men wie der griechischen Telekom
ging, hatte man darauffolgende
großzügige Frühverrentungen »über-
flüssiger« Arbeitskräfte billigend in
Kauf genommen.

Das tatsächlich sagenhaft niedrige
durchschnittliche Renteneintrittsal-
ter von 56 Jahren im öffentlichen
Dienst ist nicht nur den großzügigen
Regelungen für Mütter in diesem Al-
ter mit minderjährigen Kindern ge-
schuldet. In die Statistik fallen auch
die Angehörigen der Streitkräfte, de-
nen ein Dienst in der Truppe im Alter
von 60 nicht zugemutet wird. Für den
Privatsektor schätzt die zuständige
größte Krankenkasse das durch-
schnittliche Renteneintrittsalter für
2016 dagegen bereits auf 60,6 Jahre.
Weiterer Spielraum für eine Be-

schneidung der Renten und Pensio-
nen ist vor diesem Hintergrund
schwer vorstellbar.
Spitzenrenten von über 2000 Eu-

ro, wie sie einst mancher Eisenbah-
ner bekam, gehören längst der Ver-
gangenheit an. Fast 45 Prozent der
Altersbezüge liegen heute unterhalb
der Armutsgrenze von 665 Euro, 60
Prozent der Pensionäre beziehen we-
niger als 700 Euro brutto im Monat.
Darunter fallen auch alle verrenteten
Landwirte, denen selbst bei 35 Ver-
sicherungsjahren nur 350 Euro Ren-
te im Monat zustehen.

Dennoch fordern die Gläubiger
Einschränkungen bei den Frühver-
rentungen und höhere Strafabschlä-
ge für jedes Jahr vorzeitigen Ruhe-
stands. Wer mit über 50 den Job ver-
liert, kann in einem Land mit hoher
Arbeitslosigkeit kaum damit rech-
nen, einen neuen zu finden. Die Früh-
rente ist in Griechenland dann der
einzige Schutz vor dem totalen Ab-
stieg in die Armut. Wer das nicht will,
muss als Alternative ein Sozialsystem
aufbauen. Das aber würde den Staat
mindestens ebenso viel kostenwie ein
Auffangen im Rentennetz.

Bangen und beten – in kritischer Solidarität mit der SYRIZA-geführten Regierung demonstrierten Tausende Griechen am
Mittwoch für das Ende der Sparpolitik. Foto: AFP/Angelos Tzortzinis

Bericht
aus dem
Armenhaus
Griechische Ministerin
wirbt um Unterstützung

Von Stefan Otto

Dass die Verhandlungen über die
griechischen Schulden in einer
kritischen Phase sind, erkennt
man auch an den Statements der
Partner nach den Gesprächen. Ihr
Ton ist merklich rauer geworden,
geradezu undiplomatisch.
In dieser hitzigen Atmosphäre

ist die griechische stellvertretende
Ministerin für gesellschaftliche So-
lidarität, Theano Fotiou, nach
Deutschland gekommen. Fotiou
sprach am Donnerstag auf einer
Pressekonferenz, die eine De-
monstration für ein »anderes Eu-
ropa« am 20. Juni in Berlin an-
kündigte – eins das demokratisch,
solidarisch und grenzenlos wer-
den soll.
Die 69-jährige SYRIZA-Politi-

kerin wirbt auf dem Podium um
Unterstützung für die Auflehnung
der griechischen Regierung gegen
das Spardiktat von EU, Europäi-
scher Zentralbank und Internatio-
nalem Währungsfonds. Gewisser-
maßen trägt sie den wiederaufge-
flammten Protest gegen die Insti-
tutionen aus den griechischen
Straßen weiter nach Berlin.
Eindrucksvoll skizziert Fotiou,

zu welchen sozialen Verwerfun-
gen die Sparpolitik der letzten fünf
Jahre geführt hat: »Die Wirt-
schaftsleistung ist in diesem Zeit-
raum um ein Viertel gesunken,
worauf die Arbeitslosigkeit auf
26,8 Prozent im vergangenen Jahr
in die Höhe schnellte.« Die Löhne
seien um 30 Prozent gesunken, die
Renten bereits um 40 Prozent ge-
kürzt. Auch die Kinderarmut sei
dramatisch angestiegen. »Das ist
ein Szenario, das es sonst nur nach
einem Krieg gibt«, sagt sie. »Un-
sere Partner müssen aufhören, auf
eine Politik zu bestehen, die diese
Tragödie verursacht hat«, lautet ihr
Appell.
Katja Kipping, die Vorsitzende

der Linkspartei, sitzt neben Foti-
ou. Die LINKE unterstützt sowohl
die Demonstration als auch die
vom Weltsozialforum ausgerufene
Solidaritätswoche für Griechen-
land, die auch am 20. Juni be-
ginnt. Kipping hält die Verhand-
lungen über die Zukunft Grie-
chenlands längst wegweisend für
ganz Europa. An dem Ergebnis
werde sich zeigen, ob in absehba-
rer Zeit Alternativen zum Neoli-
beralismus möglich seien.
Ein Nachgeben in den Ver-

handlungen mit den Gläubigern
kommt für Fotiou nicht in Frage.
»Wir gehen unseren Weg, auch
wenn unsere Partner dies nicht
verstehen.« Die SYRIZA-Politike-
rin wirkt unbeugsam. Sie spricht
laut, ihre Stimme klingt hart. Ge-
radezu versöhnlich wirkt dagegen
ihr Übersetzer, der mit einer sanf-
ten Melodie ihre Worte ins Deut-
sche überträgt.
»Es liegt an der griechischen Be-

völkerung, laut Nein zu sagen«,
ruft Fotiou. »Wenn die griechische
Bevölkerung über ein Abkommen
erniedrigt wird, was macht es für
einen Sinn, noch in der Eurozone
zu verbleiben? In unserer Ge-
schichte hat es schon häufiger ein
Nein gegeben.« Ohne Frage, an-
gesichts des Ausnahmezustands in
ihrem Land ist Fotiou nicht mehr
nach warmen Worten zumute.

Dürfen die Griechen mit 56 Jahren in Rente
gehen? In den Verhandlungen zwischen der
Regierung in Athen und Brüssel gehen manche
Behauptungen und Forderungen am Kern der
Auseinandersetzung vorbei. Das meinen auch
viele derer, die wieder und wieder gegen den
Austeritätskurs auf die Straße gehen.
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Eine einstige Touristenherberge
dient Hunderten geflohenen Men-
schen auf Kos als neues Obdach. Es
ist Ausdruck der Überforderung der
griechischen Behörden.

Von Christina Palitzsch, Kos

Touristen legen 30 Euro auf den Tisch,
um eine Bootstour von der türkischen
Küste zu den greifbar nahen ägäi-
schen Inseln zu unternehmen. Flücht-
linge bezahlen ein Vielfaches für die
Überfahrt. Oder mit dem Leben. In
klandestinen Aktionen paddeln jede
Nacht Hunderte Menschen im
Schlauchboot von der türkischen Küs-
te zu den griechischen Eilanden Kos,
Samos oder Lesbos. In den vergange-
nen Monaten sind allein auf Kos meh-
rere Tausend Menschen gestrandet.
Die meisten landen dann auf der Stra-
ße. Seit kurzem dient ein verlassenes
Gebäude, das ehemalige »Hotel Cap-
tain Elias«, als provisorische Unter-
kunft für 500 Menschen. Trotz dieses
notdürftigen Obdachs ist es für sie ei-
ne Ankunft im Elend.
Vor wenigen Tagen ging Sediq

Rahmani* um 0.00 Uhr zum verein-
barten Treffpunkt. Er bekam ein Pad-
del in die Hand gedrückt, der Schleu-
ser deutete auf einen Lichtschein et-
wa vier Kilometer entfernt. Dann
überließ er die 15-köpfige Besatzung
ihrem Schicksal. Nach zwei Stunden
zwischen Hoffnung und Todesangst
erreichten sie Kos. Und wurden zur
Polizeistation gebracht, wo man ih-
nen die Pässe abnahm.
Rahmani und seine Frau haben mit

den beiden kleinen Töchtern Afgha-
nistan vor fünf Monaten verlassen.
Wütend wird er, wenn er über das Ge-
schäft der Schleuser spricht: »6000
Euro mussten wir für die Grenzüber-
querungen von Afghanistan, Iran,
Türkei und Griechenland bezahlen.
Viele werden betrogen und bestohlen
und verlieren noch weitaus mehr
Geld.« Nun steht er auf einem Schutt-
berg zwischen verschmorten Palmen.
Er deutet auf das marode Gebäude ne-
ben ihm und wirkt entsetzt: »Viele
hungern seit Tagen. Es gibt weder
funktionierende Toiletten noch Elekt-
rizität im Haus. Es gab einen Brand-
anschlag. Ist das Europa? So behan-
deltmandochnicht einmal Tiere.«Das
ehemalige Hotel hat eine große Lob-
by und im ersten Stock 20 kleine Zim-
mer. Es ist keine staatliche Einrich-
tung, sondern gehört als Konkursob-
jekt der Piräusbank, die es Ende April
als provisorische Flüchtlingsunter-
kunft zur Verfügung gestellt hat.
Im Garten stehen zehn Zelte von

»Ärzte ohne Grenzen«, da die Kapa-
zität schnell überschritten war. Circa
500 Geflüchtete sind derzeit hier un-
tergekommen, sagt Bankmitarbeiter
Christos Sideris. Stolz zeigt er auf die
Suchplakate für vermisste Familien-
mitglieder: »Wir haben gestern einen
Vater mit seiner Frau und dem Baby

zusammengeführt. Es passiert häu-
fig, dass Gruppen bei der Flucht aus-
einandergerissen werden.«
Im April kamen insgesamt 6500

Menschen in Griechenland an, imMai
12 000. Der Landweg über die bul-
garische und griechische Grenze ist
mit Zäunen, Sensoren und Wärme-
bildkameras versperrt. Den meisten
Menschen bleibt nur, das Meer zu
überqueren. Die griechischen Insel-
verwaltungen sind mit dem Andrang
auf sich allein gestellt. Giorgos Kirit-
sis, der Bürgermeister von Kos, är-
gert sich: »Wir haben personelle Un-
terstützung vom Festland angefor-
dert, aber nicht einmal eine Reaktion
auf unsere Nachfrage erhalten.« Nur
zehn Polizisten seien vor Ort, um die
Papiere zu prüfen und die vorüber-
gehende Aufenthaltsbestätigung aus-
zustellen. Auf Anfrage ist auf der Po-
lizeiwache keine Auskunft zu erhal-
ten, brüsk werden Nachfragen abge-
blockt. Viele warten schon drei, vier
Wochen auf der Insel, immer wieder
mit dem rauen Umgangston der grie-
chischen Polizei konfrontiert. Wenn
sie schließlich die vorläufige Aufent-
haltserlaubnis erhalten, können sie
einen Asylantrag in Athen stellen.
Das will Sediq Rahmani aber nicht.

Er fürchtet, keine Chance auf eine Ar-
beit zu haben. Griechenland hat eine
der geringsten Anerkennungsraten
für Flüchtlinge europaweit. Sie liegt
bei nur 15 Prozent. Und das, obwohl
der Großteil der Menschen aus den
Kriegsgebieten wie Syrien, Afgha-
nistan und Somalia kommt. Die SY-
RIZA-geführte Regierung will nun ein
Umdenken in der Flüchtlingspolitik
einleiten. Sie entlässt widerrechtlich
verhaftete Flüchtlinge aus den Ge-
fängnissen und hat die rassistische
Polizeioperation »Xenios Zeus« be-
endet, die im Jahr 2012 Tausende
Kontrollen und Verhaftungen von
Migranten zur Folge hatte. Viele wur-
den aufgrund ihrer Hautfarbe aufge-
griffen, lebten und arbeiteten teil-
weise bereits jahrelang im Land und
fanden sich wegen fehlender Papiere
im Gefängnis wieder – ohne Zugang
zu einem fairen Verfahren.
Mit dem harten Vorgehen der kon-

servativen Vorgängerregierung unter
Antonis Samaras (Nea Dimokratia)
soll nun Schluss sein. Einwande-
rungsministerin Tesia Christodou-
loupoulou hat einen Gesetzesentwurf
für migrantische Jugendliche ins Par-
lament eingebracht. Minderjährige
Geflüchtete und Kinder, die kein an-
deres Land kennen, sollen unmittel-
bar Zugang zur griechischen Staats-
bürgerschaft erhalten. Und als der Vi-
zeminister für Bürgerschutz Giannis
Panousis im Februar die unwürdigen
Zustände im Abschiebegefängnis
Amygdaleza persönlich in Augen-
schein nahm, versprach er, die Flücht-
lingshaftanstalten sowie mehrere
Dutzend provisorische Flüchtlingsla-
ger in Polizeistationen binnen 100 Ta-

gen zu schließen. Kinder, schwangere
Frauen und ältere Menschen wurden
entlassen. Gänzlich könne man die
Flüchtlingsgefängnisse aber nicht
schließen, äußerte kürzlich Einwan-
derungsministerin Christodoulou-
poulou, da seit 2012 eine EU-Finan-
zierung für sie besteht und sonst
Rückzahlungen im zweistelligen Mil-
lionenbereich folgen würden.
Seit dem Regierungswechsel Ende

Januar erhalten Kriegsflüchtlinge
aber automatisch die sechsmonatige
Aufenthaltserlaubnis. In dieser Zeit
kann ein Antrag auf Asyl bei der Athe-
ner Behörde gestellt werden. Im ver-
gangenen Jahr taten dies jedoch nur
10 000 Menschen. Die meisten sehen
ihre Zukunft nicht in Griechenland:
Ohne Aussicht auf Arbeit oder wegen
familiärer Anbindung in andere Län-
der befanden sich 74 000 Geflüchte-
te im Transit. Dieses Jahr erwartet
Griechenland zwischen 50 000 und
100 000 Neuankömmlinge.
Vor dem »Hotel« auf Kos sitzt die

junge Afghanin Marjoon neben vie-
len Frauen und Kindern auf der nied-
rigen Gartenmauer. Ihr Schleier ist
schwarz, ihr Gesicht wird von blon-
dierten Haaren umrahmt. Sie stammt
aus einer modernen Familie, auch die
Frauen gingen zur Schule. Dafür er-
hielten sie Todesdrohungen. Ihre Fa-
milie ließ sie schließlich von einem
Privatlehrer unterrichten. Mittler-
weile füllt sich die Straße vor dem
Haus, es geht auf vier Uhr zu. Anfang
Juni begannen einige Bewohner von
Kos, sich um die Flüchtlinge zu küm-
mern. Gemeinsam mit Bekannten,
Freunden und Schülern organisierte
der Lehrer Giorgios Iosifidis Essens-
spenden. »Wir können doch nicht
einfach zusehen, wie die Leute hier

verhungern«, sagt er und arbeitet
hastig weiter. Jeden Tag bringen sie
Brot, Gemüse, Obst, Toilettenpapier,
ein paar Windeln. Erasmia Roumana
beobachtet das Geschehen. Die Ko-
ordinatorin der Rechtshilfe beim
Flüchtlingshilfswerk der Vereinten
Nationen (UNHCR) ist seit vergan-
gener Woche vor Ort: »Das ist kein In-
selproblem, kein rein griechisches,

sondern ein europäisches Problem.«
Dafür brauche man auch gemeinsa-
me Lösungen. Die wachsende Zahl
ankommender Flüchtlinge beschäf-
tigt die EU – die Staaten streiten der-
zeit darüber, ob 40 000Menschen aus
Griechenland und Italien auf andere
EU-Mitgliedsländer verteilt werden.
Die mangelhafte Versorgung der
Flüchtlinge fällt unter den Tisch, da-
bei sind sich die Gerichte längst ei-
nig. Nach Urteilen des Europäischen
Gerichtshofs für Menschenrechte ist
Griechenlands Asylsystem men-
schenunwürdig. Daher haben die
meisten EU-Staaten bereits vor Jah-
ren aufgehört, Geflüchtete nach Grie-
chenland zurückzuschieben.
Sediq Rahmani steht auf der stau-

bigen Straße und bindet noch schnell

die langen Haare zusammen. Er hat
die Aufgabe des Übersetzers über-
nommen und erklärt den Menschen
auf Dari und Pashtu, was nun pas-
siert. Als er spricht, wirkt er milder zu-
vor: »Ich fühle mich mit diesen Leute
verbunden, sie sind nun auch meine
Familie.« Zuerst bekommen Frauen
und Kinder, dann die Männer kleine
Portionen Essen. Gespendet wurde es
von Hotels, Supermärkten, auch Tou-
risten kommen auf Mopeds und Bug-
gycars vorbei. Nach der Essensverga-
be gehen Rahmani, seine Frau und die
beiden Töchter die Treppe zu ihrem
Zimmer hinauf. Neben den Matratzen
im Flur bleibt wenig Platz, die Fami-
lie drängt sich an der Wand entlang.
Schuhe stapeln sich vor den Räumen.
In einer kleinen Kanne dampft Chai.
Die Rahmanis sind zehn Personen mit
dem Onkel und den Cousins. Wie 2,7
Millionen Menschen haben sie Af-
ghanistan den Rücken gekehrt. »Je-
der Afghane hat Anschläge erlebt,
Bomben explodieren neben deinem
Haus, keiner ist mehr sicher. Und ir-
gendwann denkst du dir: Das ist doch
kein Leben«, sagt Sediq Rahmani über
seine Heimat.
Vor dem Haus spielen die Jünge-

ren Volleyball, Frauen unterhalten
sich, junge Männer hören Musik mit
ihren Smartphones. Rahmanis Frau
bedeckt ihre kleine Tochter mit einer
Decke, die andere hält sie im Arm. Wo
sie hingehen, wenn sie Kos verlassen
können, wissen sie nicht. »Will uns
vielleicht Deutschland?«, fragt sie. Das
»Hotel Captain Elias« ist nur eine von
vielen Stationen auf der Flucht in ein
normales Leben. Kaum einer hier
weiß, wo sie enden wird.

*Name auf Wunsch geändert

Aus der ehemaligen Hotellobby wurde ein Schlafsaal. Foto: Christina Palitzsch

»Viele hungern seit
Tagen. Es gibt weder
funktionierende Toilet-
ten noch Elektrizität im
Haus. Es gab einen
Brandanschlag. Ist das
Europa?«
Sediq Rahmani,
afghanischer Flüchtling

Welt im Krieg
UNHCR beklagt traurigen
Rekord bei Flüchtlingen

Von Martin Ling

»Wir leben in einer Welt im Krieg.«
Die Aussage des UNO-Hochkom-
missars für Flüchtlinge, António
Guterres, bei der Präsentation des
Jahresüberblicks seines Hilfswerks
UNHCR spricht Bände. Anlass der
VeröffentlichungamDonnerstag in
Genf war der Weltflüchtlingstag,
der alljährlich am 20. Juni be-
gangen wird. Der Bericht trägt den
Titel »Welt im Krieg«.
26 Jahre nach dem Fall der

Mauer und dem Ende des Kalten
Krieges, das Politiker im Norden
vollmundig zum Versprechen ei-
ner großen Friedensdividende
animierte, ist der Globus von Kon-
flikten übersät und sind die welt-
weiten Rüstungsausgaben auf ei-
nem Rekordhoch. Diese »Welt im
Krieg« zwingt immer mehr Men-
schen, ihre Häuser, ihre Dörfer,
ihre Städte, ihre Länder zu ver-
lassen. Allein 2014 wurden fast 14
Millionen Menschen neu vertrie-
ben. Damit geht 2014 als das Jahr
mit dem höchsten jemals ver-
zeichneten Anstieg an Geflohe-
nen in die Geschichte ein und hat
die Zahl der Flüchtlinge weltweit
auf einen neuen Höchststand ka-
tapultiert. Rund 59,5 Millionen
Menschen waren laut UNHCR
weltweit Ende 2014 auf der
Flucht. Darunter gelten 19,5 Mil-
lionen als Flüchtlinge im engeren
Sinn, die Hälfte davon waren Kin-
der. Sie mussten allesamt ihr Land
verlassen. Mehr als 38 Millionen
Männer, Frauen und Kinder ge-
hen als »Flüchtlinge im eigenen
Land« in die Statistik der Vertrei-
bung ein. Zudem beziffert das
Hilfswerk die Zahl der Asylbe-
werber auf 1,8 Millionen.
Guterres machte keine Hoff-

nung auf eine Entspannung der
Flüchtlingskrise: »Wir müssen be-
fürchten, dass die Nachrichten
Ende 2015 nicht besser werden.«
Die vielen Kriege und Konflikte,
die Gewalt und die Unterdrü-
ckung, ob in Syrien, in der Ukrai-
ne oder in Südsudan, würden in
diesem Jahr weitere Menschen in
die Flucht treiben.
Seit 2005 meldet das UNHCR

fast jedes Jahr einen neuen
Höchststand: Vor zehn Jahren be-
trug die Zahl noch 37,5 Millionen
Menschen. Im vergangenen Jahr
konnten nur 127 000 geflüchtete
Menschen in ihre Heimatländer
zurückkehren. Das ist die nied-
rigste Zahl seit drei Jahrzehnten.
Der UNO-Hochkommissar

prangerte auch die Schuldigen an
der Misere an: auf der einen Seite
die Politiker undWarlords, die die
Kriege anzetteln – und in der Re-
gel straffrei ausgehen. Auf der an-
deren Seite gebe die internatio-
nale Gemeinschaft eine jämmer-
liche Figur ab: Sie sei völlig unfä-
hig »zusammenzuarbeiten, um die
Kriege zu stoppen und Frieden zu
schaffen und zu bewahren«.
Das gilt auch für Syrien, wo seit

mehr als vier Jahren ein Bürger-
krieg tobt. Aus Syrien stammten
Ende 2014 die meisten Flüchtlin-
ge: rund 3,9 Millionen Menschen,
die überwiegend in Nachbarlän-
dern Zuflucht fanden und 7,6 Mil-
lionen Männer, Frauen und Kin-
der, die im Lande umherirren.
Die mehr als 100 000 Flücht-

linge, die sich 2015 über das Mit-
telmeer nach Europa aufgemacht
haben, sind nur ein Bruchteil der
globalen Dimension.

Morgengrauen auf Kos: Mit jedem neuen Tag erreichen derzeit weitere Flüchtlinge die Insel in der Ost-Ägäis. Foto: dpa/Yannis Kolesidis

Gestrandet im Elend
Auf der griechischen Insel Kos kommen immer mehr Flüchtlinge an. Ein Besuch in ihrem »Hotel«
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Eine Lachnummer aus Bayern

Zu »Dobrindt verschiebt seine Aus-
länder-Maut«, nd-online.de, 18.6.
Für mich war die Pkw-Maut von
Anfang an eine Lachnummer, die
nur den Stammtischgehirnen bay-
erischer CSU-Politiker entstammen
konnte. Nun wurde von der EU
endlich die Notbremse gezogen.
Man sollte den populistischen Ge-
setzentwurf, der sehr an die mit-
telalterlichen Brückenzölle und
Chaussee-Gebühren erinnert,
schnellstens »in die Tonne treten«,
und die verantwortlichen Politiker
für den bisher betriebenen immen-
sen finanziellen Aufwand an Vor-
bereitungen für die Pkw-Maut
haftbar machen. Denn hier wurden
unsere Steuergelder sehenden Au-
ges wieder einmal veruntreut. Ver-
kehrsminister Dobrindt sollte des-
halb umgehend zurücktreten!
Thomas Henschke, Berlin

Bitte nochmal rumstöbern
für die Kinder in Kuba

Zum Thema »Her mit der alten
D-Mark für Kubas Kinder«
Ja, man kann schon mal sagen: Die
Kinder von Kuba werden sich freu-
en. Denn das Ergebnis der Wette
»Her mit der alten D-Mark« mit
meiner Wettpartnerin, der »Unter-
nehmerin mit dem linken Herzen«
macht Spaß: Schon über 3000 alte
D-Mark sind in Wülfrath gelandet
und haben den Weg zum Landes-
zentralbank-Umtauschbüro gefun-
den. Aber, aber – das Ziel der Wette
lag (und liegt) doch wesentlich hö-
her. 15 000 alte D-Mark (von noch
7 Milliarden im Umlauf) sollten es
werden. Also haben wir – in Ab-
sprache mit Cuba Sí in Berlin – die
Wette einfach verlängert. Bis Ende
Juni ist jetzt Zeit, zu Hause noch
mal rumzustöbern und dann die
gefundenen Reste abzusenden an:
Klaus H. Jann, Düsseler Straße 16,
42489 Wülfrath. Wir freuen uns
über jedes Mitmachzeichen.
Klaus H. Jann, Wülfrath

Es geht um Geld und Macht

Zu »Schäuble sieht weiter nur
Griechenland in der Pflicht«,
nd-online.de, 17.6.
Solche Leute wie Herr Schäuble
vertreten wohl in ihrer politischen
Überzeugung eher die griechischen
Vorgängerregierungen, auch wenn
diese das Volk in eine schlimme Ar-
mut gestürzt haben. Für ihn wäre es
schlimm, wenn gerade die vom
Volk gewählte linke Regierung die
weitere Verelendung des Volkes
stoppen könnte. Deshalb die Sorge
der Europäischen Union, dass es bei
einem griechischen Erfolg einen
Linksruck in Europa geben könnte.
Die Ehre und das Leben der Bürger
Griechenlands spielen dabei eine
untergeordnete Rolle, wenn es um
Geld und Macht geht.
Horst Soberski, Berlin

Niemand braucht eine zweite CDU

Zu »SPD-Spitze will interne Kritiker
disziplinieren«, 17.6., S. 1
Die SPD-Spitze schießt mit ihrer
Forderung ein klassisches Eigentor.
Erstens bleibt es dabei, dass man
nur mit einer stärkeren Distanzie-
rung von der Union, gerade auch,
was den Freiheitsbegriff betrifft, die
Vertrauenskrise bei vielen Bürgern
beenden wird. Zweitens sollte sich
jede Partei schon aus Stolz dem
Ansinnen verweigern, die eigenen
Grundwerte einem kurzfristigen
taktischen Vorteil zu opfern. Wes-
wegen Sigmar Gabriel einen großen
Fehler begeht, wenn er davon aus-
geht, dass die »Christdemokratisie-
rung« der SPD am Ende zum Erfolg
führt. Da niemand, außer vielleicht
die Arbeitgeberverbände, die sich
schon über das sogenannte Tarif-
einheitsgesetz ungemein gefreut
haben, eine zweite CDU benötigt!
Rasmus Ph. Helt, Hamburg

Beiträge in dieser Rubrik sind keine
redaktionellen Meinungsäußerungen.
Die Redaktion behält sich das Recht
Sinn wahrender Kürzungen vor.

KOMMENTIERT

Das permanente Manöver
Olaf Standke über die NATO-Infrastruktur in Osteuropa

Gelegentlich klingt es so, als ob man in der NATO froh sei über die Wie-
derauferstehung des Erzfeindes. Von der bedeutendsten Stärkung der Al-
lianz seit kalten Kriegszeiten sprach jetzt NATO-Generalsekretär Jens
Stoltenberg geradezu mit Stolz und machte sie vor allem an der neuen
russischen Bedrohung fest. Ihr soll nicht zuletzt mit einer »Speerspitze«
begegnet werden. In Polen steckt diese »superschnelle« Eingreiftruppe
gerade in ihrem bislang größten Manöver. Schaut man genauer hin, voll-
zieht sich dort inzwischen eine Quasistationierung von NATO-Truppen.
Rund 10 000 Soldaten aus 18 Staaten proben 2015 in 200 Manövern

auf den Truppenübungsplätzen des Landes den Ernstfall, 40 Prozent mehr
als im Vorjahr. Auch in den baltischen Staaten ist diese Präsenz massiv
verstärkt worden. Und nun scheint man in Washington die Stationierung
von Tausenden Soldaten und schwerem Kriegsgerät vorzubereiten. Gut
möglich, dass die Verteidigungsminister schon in der nächsten Woche be-
schließen, was bisher immer als Moskauer Hirngespinst abgetan wurde –
die Etablierung einer dauerhaften Infrastruktur des Nordatlantik-Paktes
unmittelbar an Russlands Grenze. Was die betroffenen NATO-Staaten als
Signal der Stärke begrüßen mögen, berührt massiv russische Sicherheits-
interessen und wird das Konfliktpotenzial gefährlich vergrößern.

Gottes Müllmann
Ingolf Bossenz zur Enzyklika von Papst Franziskus

Ein kluger Mann bemerkte einmal seufzend, wie großartig es doch wäre, ei-
nen Artikel zu schreiben, in dem ALLES drinsteht. Nun, Papst Franziskus hat
sich darin versucht, und das Ergebnis ist durchaus beeindruckend. Umwelt-
schutz und Klimawandel, biologische Vielfalt und soziale Gerechtigkeit, Uni-
versum und Glaube, Dreifaltigkeit und Feiertagsruhe, Lebensqualität und
Anthropozentrismus, Freude und Frieden – das alles und noch viel mehr
steht auf den rund 100 Seiten seiner Enzyklika »Laudato si« (Sei gepriesen).
Die ökologische Philippika, die das Oberhaupt der katholischen Kirche

über die Leoninischen Mauern in die profane Welt entließ, wird als Zäsur ge-
feiert, die »das Denken der Kirche radikal auf ein neues Gleis« setzt. Zumin-
dest ist die Una Sancta ein Stück weiter in der Realität des 21. Jahrhunderts
angekommen. Denn: Wie banal manche Sätze auch klingen – hinter ihnen
steht der Stellvertreter Christi. So auch hinter diesem: »Die Erde, unser Haus,
scheint sich immer mehr in eine unermessliche Mülldeponie zu verwandeln.«
Franziskus relativiert das biblische Diktum »Macht euch die Erde untertan«
als missverstandenen und von den Menschen verfälschten Auftrag Gottes.
Er demonstriert damit aber auch, dass sich die Kirche erst dann von an-

geblich absoluten Wahrheiten trennt, wenn diese von der Realität restlos
kontaminiert sind. – Eine Mülltrennung, bei der es noch viel zu tun gibt.

Mantra für Versicherte
Silvia Ottow über das Gesetz zur Gesundheitsförderung und Prävention

Natürlich ist es vernünftig, nicht jeden Tag Schokoriegel oder süße Brause
zu sich zu nehmen, wenn man sein Herz im Takt halten möchte. Es ist auch
ratsam, die Treppen statt des Aufzugs zu benutzen, will man nicht mit 60
schon nach ein paar Schritten keuchen. Die Liste ließe sich fortsetzen mit
Tabakverzicht, der Inanspruchnahme von Früherkennungsuntersuchungen
oder Impfungen – beispielsweise gegen Masern. Auch wenn nicht jeder
Mensch alles beherzigt, ist doch kaum ein Gesundheitsmantra so unum-
stritten wie dieses: Vorbeugen ist besser als heilen.
Doch das Gesetz hat dieses Mantra sehr einseitig interpretiert. Gelingt

es nicht, gesunde Bedingungen für Arbeit und Freizeit zu schaffen, dann
kann sich ein Krankenversicherter noch so vorbildlich verhalten, er wird
trotzdem unter Stress, Feinstaub oder Lärm leiden und von schlechter
Nahrung krank werden, weil die Industrie nicht genügend kontrolliert
wird. Oder er wird nicht mehr gesund, weil in jeder Scheibe Wurst Anti-
biotika aus der Tiermast stecken und niemand das ein für alle mal verbie-
tet. Und wenn der Mensch die Mittel braucht, helfen sie ihm nicht mehr.
Prävention nur als Verpflichtung für den Beitragszahler zu sehen, ist

typisch für die Gesetze aus dem Hause Gröhe. Um die Verantwortung der
Gesellschaft machen die stets einen großen Bogen.

KOLUMNE

Und das ist links?
Wolfgang Storz über die deutsche Solidarität mit Griechenland – und was die SYRIZA-Regierung endlich tun müsste

Tom Strohschneider, der Chefredak-
teur dieser Zeitung, die mir gele-
gentlich 4200 Zeichen Platz über-
lässt, schrieb jüngst über das neue
Grundsatzprogramm der SPD, das
deren Vorsitzender Sigmar Gabriel in
dem Satz zusammenfasste: Wir wer-
den nicht die überzogenen Wahlver-
sprechen einer zum Teil kommunis-
tischen Regierung durch die deut-
schen Arbeitnehmer und ihre Fami-
lien bezahlen lassen. Strohschneider
kommentierte: »Denn was bei aller
Diffamierung von SYRIZA-Politikern,
vor lauter neoliberalen Sprach-
Rastern ... welche die Wahlentschei-
dung der Griechen nicht zu respek-
tieren gedenkt – was bei all dem
doch noch überrascht: dass die SPD
es schafft, die Union und deren Cla-
queure rechts zu überholen.«
Gut gebrüllt, Löwe.
Wenn die SYRIZA-Regierung an-

gegriffen wird, dann werfen sich
vom Chefredakteur, dem jetzigen bis
zu den künftigen Linksfraktionsvor-
sitzenden alle Fortschrittsgesinnten
bedingungslos schützend vor die
Athener Regierung. Denn die ist
links, weshalb sie nicht nur vom In-
ternationalen Währungsfonds und
der Europäischen Zentralbank, son-
dern auch von der EU-Kommission
und der Merkel-Regierung in die
Knie gezwungen werden soll – so der
Verdacht.
Dieses Dazwischenwerfen, das

kann sinnvoll und richtig sein. Aber:
Auch der sehr interessierte und sym-
pathisierende Laie kann nur noch
glauben. Sich selbst ein Bild machen,
das ist so gut wie unmöglich gewor-
den – trotz aller Kundigen, die hel-
fen, die Irrtümer der veröffentlichten
Meinung zu korrigieren; wie bei-
spielsweise Medienkritiker wie Ste-
fan Niggemeier oder Publikationen
wie »Faktencheck: Hellas«. Zu diffus
und zu komplex. Der Informations-

boden ist sumpfig geworden. Gehen
jetzt alle Beschäftigten in Griechen-
land im Durchschnitt mit 56 Jahren
in Rente – oder doch »nur« die des
öffentlichen Dienstes? Und was heißt
dann »nur«?
Trotz Solidarität, viel Verständnis

und einer grundsätzlichen Kritik an
den Markt- und Wettbewerbsradika-
len, angeführt von dem Juristen
Wolfgang Schäuble (CDU): Die Fra-
gen häufen sich – die in Richtung

Athen. Die Athener Regierung gilt
hier als links. Die Linkspartei hat ihr
das sogar offiziell bescheinigt: Links.
Das ist prima, das ist eindeutig, daran
kann man sich festhalten. Weniger
gut: Gleich zu Beginn musste gelernt
werden, die linke Regierung koaliert
mit Rechtsradikalen und lässt nur
Männer ins Kabinett. Längst verdaut,
aber hoffentlich nicht vergessen.
Wie ging es seither weiter? Leider

nicht so:
Erste Maßnahme: die stark über-

durchschnittlichen Militärausgaben
werden drastisch gesenkt; die Be-
schlüsse sind bereits durch’s Parla-
ment. Nach Angaben des Friedensfor-
schungsinstitutes SIPRI hat Griechen-
land noch im vergangenen Jahr rund
vier Milliarden Euro allein für Rüstung

ausgegeben, das entspricht 2,2 Pro-
zent des Bruttoinlandsproduktes. Da-
mit übertrifft das Land deutlich die
Anforderungen, ist also mehr als ein
NATO-Musterknabe. »Griechische
Hochrüstung«, so Werner Rügemer in
»Faktencheck: Hellas«. Die Linksregie-
rung, die das nicht zu verantworten
hat, macht damit energisch Schluss.
Endlich. Zweite Maßnahme: Die grie-
chische Regierung steht kurz davor,
Kapitalverkehrskontrollen einzufüh-
ren, um endlich den Kapitalabfluss zu
stoppen. Dritte Maßnahme: Auf Lu-
xusgüter wird eine besondere Steuer
erhoben. Vierte Maßnahme: Die Ver-
handlungen mit der Schweiz und an-
deren Staaten, um via Abkommen an
die Schwarzgelder der reichen Grie-
chen heranzukommen, stehen kurz
vor dem Abschluss. Fünfte Maßnah-
me: Der Regierungsapparat arbeitet
mit Hochdruck an Gesetzen, mit de-
nen erst die Privilegien der Reeder ab-
geschafft und dann die Unternehmen
in öffentliches Eigentum überführt
werden sollen. Sechste Maßnahme:
Finanzminister Yanis Varoufakis be-
dauert zutiefst seine jüngste Äuße-
rung, Steuererhöhungen nützten
nichts, der griechische Staat sei sowie-
so nicht in der Lage, die Steuern ein-
zuziehen. Sein überraschender Kurs-
wechsel: Er will etwas tun und nimmt
deshalb unverzüglich das Angebot der
EU-Kommission an. Diese stellt hun-
derte Experten in Sachen Steuerfahn-
dung und Steuerverwaltung aus ver-
schiedenen EU-Ländern mit moderns-
ten Techniken zur Verfügung, um
endlich zu beginnen, eine Steuerver-
waltung aufzubauen, um vor allem
aber sofort die Steuerschulden der
griechischen Millionäre und Milliardä-
re mit einer Taskforce einzutreiben.
Wenn die Regierung von Alexis

Tsipras das alles ohne viele Worte
seit fünf Monaten entschieden an-
packte – ja, das wäre links.

Der AutorWolfgang Storz ist re-
gelmäßiger nd-Kolumnist. Er lebt
in Offenbach am Main.
Foto: Stephan Moll

PERSONALIE

TV-Rentner
Von Jürgen Amendt

Für die Aktionäre des Medien-
konzerns ProSiebenSat.1 war der
Donnerstag kein guter Tag. Bei
Handelsstart brach die Aktie re-
gelrecht ein. Für Stefan Raab war
das wahrscheinlich eine gute
Nachricht, zeigte das Börsener-
eignis doch, welchen Wert der En-
tertainer, Produzent und Modera-
tor für den Sender Pro 7 hat. 16
Jahre lang war er mit der von ihm
erfundenen Sendung »TV Total«
bei Pro 7 unter Vertrag, Ende des
Jahres wird die letzte Ausgabe der
Show laufen. Am späten Mitt-
wochabend gab Raab bekannt,
dass er nicht nur »TV total« ein-
stellen werde, sondern ganz vom
TV-Bildschirm verschwinden will.
Schluss ist dann also auch mit

den diversen Dauerwerbesendun-
gen, die als Sportwettkämpfe ge-
tarnt auf chinesischen Bratpfan-
nen in Rennrodel- und Bobbahnen
ausgetragen wurden und zahlrei-
chen B- und C-Prominenten des
deutschen Fernsehens Lohn und
Brot verschafften. Schluss ist dann
ebenfalls mit dem Format »Schlag
den Raab« – erfunden und produ-
ziert von dem gebürtigen Kölner.
In der Spielshow tritt ein Kandidat
in mehreren, von Sendung zu Sen-
dung unterschiedlichen Diszipli-
nen gegen denModerator Raab an.
Die 2006 erstmals gezeigte Show
war so erfolgreich, dass sie im Aus-
land kopiert wurde.
Es gab in den vergangenen Jah-

ren nicht wenige, die sich gut vor-
stellen konnten, dass der ehema-

lige VIVA-Moderator zu den Öf-
fentlich-Rechtlichen wechselt, um
dort der Samstagabendunterhal-
tung wieder Leben einzuhauchen.
So war er zeitweise als Moderator
von »Wetten, dass …?« im Ge-
spräch. Raab selbst hat sich dazu
nie geäußert, wissend, dass man
ein totes Pferd nicht mehr reiten
sollte.
Sein angekündigtes Ende der

TV-Karriere entbehrt nicht einer
gewissen Symbolik. In wenigen
Monaten wird Stefan Raab 49 Jah-
re alt und hat damit das Alter er-
reicht, ab dem die Vermarkter von
Werbespots das Interesse an den
Zuschauern verlieren. Dass er um
die Mechanismen dieser Industrie
weiß, hat Raab schon 1998 durch-
blicken lassen. In einem Interview
erklärte er damals, dass er sich
nicht vorstellen könne,mit 50 noch
Fernsehen zu machen.

Stefan Raab, Moderator und
Produzent, tritt von der TV-Bühne ab.
Foto: dpa/Jörg Carstensen
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Neben Geld braucht es Geste
Linkspolitiker fordern zentralen Gedenkort für sowjetische Kriegsgefangene
Deutschland hat sich zur Entschä-
digung noch lebender sowjetischer
Kriegsgefangener entschlossen. Ih-
re Zahl ist auf ein paar tausend ge-
schrumpft, umso schneller muss es
nun gehen.

Von Uwe Kalbe

Die Fachleute der Linksfraktion schei-
nen noch immer ein wenig über-
rascht. Dass die Koalition eine Ent-
schädigung ehemaliger sowjetischer
Kriegsgefangener nach einer Exper-
tenanhörung, aber ohne weitere grö-
ßeren Debatten in den Nachtrags-
haushalt einstellte, hatten sie, die seit
Jahren erfolglos für genau diese Ent-
schädigung streiten, eigentlich nicht
erwartet. Am 20. Mai war dies beina-
he lautlos geschehen, zehn Millionen
Euro sind für die ehemaligen Kriegs-
gefangenen nunmehr vorgesehen.
Einerseits eine Bestätigung für

jahrelanges, zum Teil belächeltes
Mühen, dem sich außer der LINKEN
auch zahllose Akteure der Zivilge-
sellschaft verschrieben hatten. An-
dererseits eine Entscheidung, die
reichlich spät kommt. Von den drei
Millionen überlebenden Kriegsge-
fangenen gibt es heute nur noch drei-
oder viertausend. »Jeden Tag sterben

Anspruchsberechtigte«, mahnte Ulla
Jelpke, innenpolitische Sprecherin
der Fraktion bei einem Fachgespräch
ihrer Fraktion am Mittwochabend.
Viele Engagierte der Zivilgesell-

schaft hatten sich hierzu eingefun-
den, die dieses Anliegen schon lange
unterstützen. Der Verein Kontakte-
Kontaktij e.V. ist so ein Beispiel. Qua-
si in Eigenregie zahlte dieser Verein
tausenden Kriegsgefangenen je 300
Euro aus, eine Summe von insgesamt
mittlerweile 3,7 Millionen Euro, die
allein aus Spenden aufgebracht wur-
den. Die etwa in der Dokumentati-
onsstätte der Stiftung sächsische Ge-
denkstätten gesammelten Daten soll-
ten bei der Umsetzung des Entschä-
digungsprogramms genutzt werden,
um möglichst wenig Zeit zu verlieren
– darüber sind sich die Akteure einig.
Dabei ist bisher nicht geklärt, welche
Behörde die Auszahlungen über-
nimmt, vor denen noch die Erfas-
sung der Berechtigten steht.
Die Unterstützer treibt das Wissen

um, welches mehrfache Unrecht den
Betroffenen bisher geschah. Viele
Überlebende hatten sich mit einem
Antrag an die Stiftung Erinnerung,
Verantwortung, Zukunft (EVZ) ge-
wandt, die für die Entschädigung ost-
europäischer Zwangsarbeiter ver-

antwortlich war. Sie erhielten in der
Regel die abweisende Antwort:
»Kriegsgefangenschaft begründet
keine Anspruchsberechtigung«.
Nach den Juden bilden die sowje-

tischen Kriegsgefangenen die zweit-
größte Naziopfergruppe. Von den 5,7
Millionen Sowjetsoldaten, die in die
Hände der Deutschen Wehrmacht fie-
len, kamen 3,3 Millionen in den Ar-

beits- und Vernichtungslagern des
Naziregimes ums Leben. Der Histori-
ker Hannes Heer spricht vom zweiten
Genozid der Nazis. Sowjetische Sol-
daten galten als Untermenschen und
waren von der Wehrmacht außerhalb
der Regeln »normaler Kriegsführung«
gestellt. Heer war Leiter der in den 90-
er Jahren heftig umstrittenen Aus-
stellung »Vernichtungskrieg. Verbre-
chen der Wehrmacht 1941 – 1944«,

die mit dem Bild des unschuldigen
Deutschen im Nazireich aufräumte
und sich deshalb heftiger politischer
Angriffe erwehrenmusste.Heermacht
auf die Rede des Bundespräsidenten
aufmerksam, in der dieser Anfang Mai
das Schicksal der sowjetischen Kriegs-
gefangenen zum Thema machte. Die-
se Opfer des Vernichtungskrieges
stünden bis heute in Deutschland in
einem »Erinnerungsschatten«, hatte
Joachim Gauck gesagt. Hannes Heer
möchte diese willkommenen Worte
künftig als »Trittsteine« für einen an-
gemessenen Umgang mit der Ge-
schichte nutzen.
Für Jan Korte, Fraktionsvizevorsit-

zender der LINKEN, ist eine Geste ge-
genüber den Kriegsgefangenen eben-
so wichtig wie die Auszahlung der
2500 Euro, um die es für den Einzel-
nen geht. Jelpke hält eine Resolution
des Bundestages für eine Variante.
Auch Günter Saathoff, Leiter der Stif-
tung EVZ, wirbt für eine Form, die von
den Betroffenen als würdig empfun-
den wird. Darüber hinaus fordern
Jelpke und Korte einen zentralen Ge-
denkort für die sowjetischen Kriegs-
gefangenen. Er sei auch deshalb wich-
tig, so Korte, weil diese Opfergruppe
vielfach auch in der eigenen Heimat
keine Rehabilitierung erfahren habe.

Rund 60 Prozent der
Rotarmisten in
Kriegsgefangenschaft
starben. 97 Prozent der
westalliierten Kriegs-
gefangene überlebten.
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4nd-Filmclub 
Mittwoch, 24. Juni 2015
Paul Werner Wagner im Gespräch 
mit Wolfgang Kohlhaase und Dieter Mann

BERLIN UM DIE ECKE
DEFA-Film 1965/90

KINO TONI AM ANTONPLATZ, BERLIN, ANTONPLATZ 1
EINTRITT 8 €,  ERM. 6 €,  RESERVIERUNG: 030-92 79 12 00

Eine Vorstellung innerhalb der Veranstaltungsreihe »Das Jahr 1965 – 
50 Jahre 11. Plenum und die verbotenen Filme«

»Berlin um die Ecke« ist der vierte Film der Berlin-Reihe von Gerhard 
Klein und Wolfgang Kohlhaase, welcher vom Leben jugendlicher 
Arbeiter in einem Berliner Metallbetrieb der 1960er Jahre handelt. 
Er wurde 1965 verboten, da der Film einen Generationenkonflikt 
unterstelle, an dem die Alten schuld seien. Darauf wurde er im 
Zustand des Rohschnitts, also ungemischt und ohne Musik, abge-
brochen, eingelagert und erst 25 Jahre später beendet.

In Kooperation mit der Friedrich-Wolf-Gesellschaft und Kino TONI

NACHRICHTEN

Polizei soll Mann in Bully
misshandelt haben
Hannover. Bei der Bundespolizei in
Hannover soll es zu Misshandlun-
gen nicht nur auf der Wache, son-
dern auch in einem Polizeifahr-
zeug gekommen sein. Ein mut-
maßliches Opfer habe bestätigt,
am Hauptbahnhof aufgegriffen
und auf der Fahrt in dem Polizei-
Bully misshandelt worden zu sein,
teilte Oberstaatsanwalt Thomas
Klinge am Donnerstag mit. Die
mutmaßlichen Täter seien inzwi-
schen ermittelt. Wie der NDR be-
richtete, soll ein Beamter einen
Kollegen dazu aufgefordert ha-
ben, die Musik lauter zu drehen,
während der Mann verprügelt
wurde. Dieser soll dabei einen
Zahn verloren haben. Ein 39 Jahre
alter Beamter der Bundespolizei in
Hannover steht unter Verdacht,
mindestens zwei Männer aus Af-
ghanistan und Marokko auf der
Wache im Hauptbahnhof gede-
mütigt und geschlagen zu haben.
Nach dem Bericht war er auch in
dem Polizei-Bully dabei. dpa/nd

Bundestag beschließt
leichte Steuersenkung
Berlin. Arbeitnehmer und Fami-
lien können sich auf leichte Steu-
erentlastungen einstellen. Der
Bundestag beschloss am Don-
nerstag mit den Stimmen der Ko-
alition und bei Enthaltung der Op-
position ein Entlastungs- und Fa-
milienpaket. Es sieht eine Anhe-
bung des Grundfreibetrags, des
Kinderfreibetrags, des Kinder-
gelds sowie des Kinderzuschlags
vor. Zudem werden »heimliche
Steuererhöhungen« im Zuge der
sogenannten kalten Progression
eingedämmt. Stärker entlastet
werden sollen auch Alleinerzie-
hende. Für den Einzelnen ergibt
sich unterm Strich im Monat ein
einstelliges oder niedriges zwei-
stelliges Einnahmeplus. dpa/nd

Vor allem Mütter
beantragen Elterngeld
Wiesbaden. Rund 835 000 Mütter
und Väter haben im ersten Quar-
tal 2015 Elterngeld bezogen. Das
teilte das Statistische Bundesam-
tes am Donnerstag in Wiesbaden
mit und veröffentlichte damit
erstmals Zahlen zur aktuellen
Nutzung dieser Leistung. 88 Pro-
zent der Zahlungen seien dem-
nach an Mütter gegangen, die
restlichen zwölf Prozent an Väter.
Das Bundesland mit dem höchs-
ten Väteranteil unter den Bezie-
hern sei im ersten Quartal Berlin
mit 15,6 Prozent gewesen. Den
geringsten Väteranteil (8,5 Pro-
zent) gab es im Saarland. epd/nd

Grabsteine im Kriegsgefangenenlager Stukenbrock bei Gütersloh. Bis zu 70 000 Sowjetsoldaten kamen hier ums Leben. Foto: imago/ecomedia/robert fishman

Bund und
Länder werden
nicht einig
Finanzbeziehungen und
Flüchtlingskosten vertagt

Von Velten Schäfer

Die Beratungen der Ministerprä-
sidenten der Bundesländer mitei-
nander und mit der Bundesregie-
rung haben am Donnerstag kaum
greifbare Ergebnisse gebracht.
Einigen konnten sich die Län-

derchefs nur auf Änderungen beim
Rundfunkstaatsvertrag: Demnach
soll der Fernsehrat des ZDF auf 60
statt 77 Mitglieder beschränkt
werden und der Verwaltungsrat
von 14 auf zwölf. Zudem soll in
beiden Gremien der Anteil der
Staatsvertreter sinken. Auch dür-
fen die Mitglieder künftig weder
der Bundes- noch einer Landes-
regierung oder der EU-Kommis-
sion angehören. Das Bundesver-
fassungsgericht hatte 2014 zu viel
strukturelle Staatsnähe in den
Aufsichtsgremien moniert. Die
Mainzer Ministerpräsidentin Ma-
lu Dreyer (SPD) sprach von ei-
nem »guten Tag für den öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk«.
Kaum Bewegung gab es dage-

gen in den Fragen der Bund-Län-
der-Finanzbeziehungen ab 2020
und der Finanzierung der Kosten
für die Unterbringung, Versor-
gung und Integration von Flücht-
lingen. Mit Blick auf die Finanz-
beziehungen erklärte der Potsda-
mer Regierungschef Dietmar Wo-
idke (SPD), der derzeit der Mi-
nisterpräsidentenkonferenz vor-
sitzt, man habe noch keinen
»Grundkonsens« erzielen können.
Bundesfinanzminister Wolfgang
Schäuble (CDU) hatte den Län-
dern eine Unterstützung von 8,5
Milliarden Euro angeboten. Zu-
gleich soll aber eine direkte Be-
teiligung der ärmeren Länder an
derWirtschaftsdynamik durch den
sogenannten Umsatzsteuervor-
wegausgleich wegfallen; dadurch
könnten allein die Ost-Länder ei-
nen ähnlich hohen Betrag verlie-
ren. Woidke betonte, er habe »we-
nig Affinität, alle zwei Jahre als
Bittsteller« beim Finanzministeri-
um vorstellig zu werden.
Auch in der Frage der Flücht-

lingsfinanzierung rührte sich bis
zum späten Nachmittag wenig.
Der Magdeburger Regierungschef
Reiner Haseloff (CDU) unter-
strich,man erwarte vomBund »ein
dauerhaftes finanzielles Engage-
ment hinsichtlich der Asylkos-
ten«. Das hatte der Bund bereits
im Vorfeld zugesagt. Über die De-
tails wird nun weiter verhandelt.
Eine Lösung solle bis zum Herbst
gefunden werden, hieß es.

Bundestagsverwaltung unterliegt vor Gericht
Parlamentsbürokratie will Liste der Verbände, die exklusive Hausweise erhielten, weiter geheim halten

Das Berliner Verwaltungsgericht
gabAbgeordnetenwatchRecht:Der
Bundestag muss die Namen von
Verbänden mit Hausausweisen of-
fenlegen.DochdasParlamentspielt
auf Zeit.

Von Fabian Lambeck

In der Klage um die Veröffentlichung
der Liste jener Verbände, die Haus-
weise für den Bundestag erhalten ha-
ben, konnte der Verein Abgeordne-
tenwatch am Donnerstag einen ers-
ten Sieg erringen. Das Berliner Ver-
waltungsgericht habe der Klage »in
allen Punkten stattgegeben, eine Be-
rufung jedoch zugelassen«, betonte
Abgeordnetenwatch-Geschäftsführer
Gregor Hackmack gegenüber »neues
deutschland«. Demnach müsse der
Bundestag nicht nur die Namen der
Verbände, sondern auch die Zahl der
an Lobbyisten ausgegebenen Aus-
weise nennen.
Doch die Parlamentsverwaltung

spielt auf Zeit. Während der Ver-
handlung habe das Gericht die Mög-
lichkeit einer »Sprungrevision« an-
gedeutet, so Hackmack. Damit hätte
man direkt zum Bundesverwal-
tungsgericht in Leipzig, also zur
höchsten Instanz gehen können. Die
Bundestagsverwaltung und die von
ihr beauftragten Prozessprofis von
der Edel-Kanzlei Redeker Sellner
Dahs hätten diese Möglichkeit abge-
lehnt, unterstrich Hackmack. Somit
muss sich nun das Oberwaltungsge-
richt Berlin-Brandenburg mit der
Frage befassen. »Das wird mindes-
tens ein Jahr dauern«, schätzt der
Transparenz-Aktivist. Der Weg durch
die Instanzen kostet Zeit. So ist es un-
wahrscheinlich, dass ein endgültiges
Urteil noch in dieser Legislaturperi-
ode fällt.
Doch warum sperrt sich die Bun-

destagsverwaltung gegen eine Ver-
öffentlichung der Listen? Offiziell
dreht sich der Streit um die zentrale
Frage, wer die grünen Hausausweise

eigentlich herausgibt. Ausgestellt
werden sie von der Verwaltung. Al-
lerdings gilt das nur für Verbände, die
in einem öffentlichen Register ein-
getragen sind. Somit schafft man ein
Mindestmaß an Transparenz. Wer
nicht registriert ist, erhält keine dau-
erhafte Zugangsberechtigung.
Der Ältestenrat des Bundestages

hat aber entschieden, dass auch Ver-
treter von nicht öffentlich registrier-
ten Verbänden solche Ausweise krie-
gen können. Allerdings unter der Be-
dingung, dass ein Parlamentarischer
Geschäftsführer schriftlich bestäti-
gen muss, dass die Verbandsvertre-
ter im Interesse des Bundestages die-
sen häufig aufsuchen müssen. Denn
die Ausweise ermöglichen es Lobby-
isten, den Reichstag und damit auch
die Büros der Parlamentarier jeder-
zeit zu betreten. Offenbarmachen die
Lobbyisten von dieser Möglichkeit
intensiv gebrauch. So hat eine Nach-
frage der »Süddeutschen Zeitung«
ergeben, dass im Jahre 2014 rund

1000 dieser diskreten Ausweise ver-
geben wurden. Union und SPD hät-
ten demnach etwa 900 Verbands-
vertretern zu Hausausweisen ver-
holfen. Zum Vergleich: Der Bundes-
tag zählt derzeit 631 Mitglieder. Es
wäre interessant zu erfahren, wem
Union und SPD hier den Zugang er-
möglichten. Doch beide Fraktionen
blockieren eine Herausgabe der Liste
unter Verweis auf den Datenschutz.
Die Bundestagsverwaltung unter-
stützt sie dabei.
LINKE und Grüne hatten da we-

niger Bedenken: Die Parlamentari-
sche Geschäftsführerin der Links-
fraktion, Petra Sitte, etwa hatte Aus-
weise für die IG Bau oder das Akti-
onsbündnis gegen AIDS bewilligt. Bei
den Grünen wurde überwiegend die
eigene Klientel berücksichtigt, bei-
spielsweise die Deutsche Umwelthil-
fe oder der WWF Deutschland. Mit
dem Bundesverband Solarwirtschaft
allerdings auch einen Lobbyverband
der Industrie.

ANZEIGE



Unklare Botschaft
Die große Empörung weisen sie zurück, aber sinnvoll finden linke Aktivisten in Leipzig die Randale auch nicht

Zehn Tage nach den Krawallen in
Leipzig halten Medien, Politik und
PolizeidieDebatteamKochen.Aber
auch in der linken Szene gehen die
Meinungen auseinander.

Von Max Zeising, Leipzig

Leipziger Linksradikale genießen
keinen guten Ruf, werden sie doch
ständig mit Krawall und Randale in
Verbindung gebracht. Dabei ist »die

Szene« äußert heterogen. Und längst
nicht alle Gruppierungen können sich
mit den jüngsten Gewaltvorfällen an-
freunden. Vor eineinhalb Wochen
waren etwa 100 Vermummte durch
die Straßen gezogen. Sie zündeten
Reifen an, warfen Steine und Molo-
towcocktails. Unter anderem gingen
am Bundesverwaltungsgericht Fens-
ter zu Bruch. Auch gegen Polizisten
vor dem US-Konsulat flogen Steine.
Ein Bus-Wartehäuschen wurde zer-
stört. Auf ihrem Banner stand: »Troi-
ka, G7, Frontex, Leipzig, Deutsch-
land – Es kotzt uns an! Der Aufstand
wird kommen!«
Die Polizei richtete eine Sonder-

kommission ein. Ermittler durch-
suchten eine Wohnung im Stadtteil
Lindenau. In Leipzig wird über er-
höhte Polizeipräsenz diskutiert und
sich über »die gewaltbereite linke
Szene« aufgeregt. Am Donnerstag
debattierte auch der Landtag in Dres-
den über die Aktion. Innenminister
Markus Ulbig (CDU) kündigte an: »Es
ist klar, dass der Freistaat Sachsen re-
agieren muss mit all seinen Behör-
den.« Dabei müssten »alle Möglich-
keiten« ausgeschöpft werden.
Auch Vertreter aller anderen Frak-

tionen verurteilten die Zerstörungen,
warnten aber vor Panikmache. Man
sollte nicht den Eindruck erwecken,
dass 100 Randalierer in der Lage sei-
en, den Rechtsstaat ins Wanken zu
bringen, mahnte Valentin Lippmann
von den Grünen.
Auch in der linken Szene gibt es

kritische Stimmen. So distanzierten
sich zwei Linksautonome in einem In-
terview mit demMDR von Gewalt ge-
gen Personen. Andere vermissen die
politische Aussage bei den Aktionen.
Uli George von der undogmatisch-
kommunistischen Gruppe »the future
is unwritten« kritisierte die jüngsten

Vorfälle, weil da »die politischen In-
halte fehlten«. Ebenso sieht es die
Gruppe »Prisma«, die in der Inter-
ventionistischen Linken vernetzt ist
und die zu den Hauptträgern der Blo-
ckupy-Aktionen gehört. Allerdings
stört Prisma-Aktivistin Alexandra
Meier auch die große Empörung über
die Randale vom 5. Juni. »Staaten
sind noch viel gewalttätiger, zum Bei-
spiel dann, wenn Flüchtlinge im Mit-
telmeer ertrinken.« Militanz könne
deshalb durchaus ein politisches Mit-
tel sein, meint sie.
In der Tat war nicht klar erkenn-

bar, welche Motive hinter den Pro-
testen vom 5. Juni standen. Vermu-
tet wurde ein Bezug zum G7-Gipfel
auf Schloss Elmau. Nun ist ein ano-
nymes Bekennerschreiben auf der In-
ternetplattform Linksunten.Indyme-
dia aufgetaucht, das diesen Zusam-
menhang zurückweist: »Die zeitliche
Nähe zum G7-Gipfel mag der Anlass
gewesen sein, sich die Straße zu neh-
men, jedoch nicht der Grund.« In dem
Schreiben werden unter anderem
Leipzigs Oberbürgermeister Burk-
hard Jung (SPD), Polizeichef Bernd
Merbitz, die Gerichte und »die Par-
teien von rechts bis links« direkt an-
gesprochen. »Unser Ziel wart ihr. Und
nur ihr«, heißt es darin. Getroffen ha-

be es vor allemdie Polizisten, »die sich
freiwillig und ohne jede Not in unse-
ren Weg gestellt« hätten. Die Aus-
schreitungen werden in dem Beken-
nerschreiben unter anderem mit der
Flüchtlingspolitik (Abschiebungen)
und Mietpreiserhöhungen begrün-
det. Schuld an der Zerstörungswut
seien die politischen Verhältnisse.
»Die Gewalt beginnt nicht mit uns, sie
beginnt bei euch und eurer Politik.«
Seit Jahresbeginn gab es damit in-

zwischen fünf militante Aktionen in
Leipzig. Die erste Attacke auf eine Po-
lizeistation Anfang Januar wurde in
einem späteren anonymen Schreiben
in Zusammenhang gebracht mit dem
Tod des Asylbewerbers Oury Jalloh,
der vor zehn Jahren in einer Dessau-
er Polizeizelle verbrannte. Und auch
bei einem Angriff auf die Ausländer-
behörde im April war der politische
Hintergrund erkennbar. In einem Be-
kennerschreiben wurde scharfe Kri-
tik an der Flüchtlingspolitik der Bun-
desregierung geübt.
Innerhalb der LINKEN gehen die

Meinungen auseinander. Der Vorsit-
zende des Leipziger Stadtverbandes,
Volker Külow, erhebt schwere Vor-
würfe gegen die Protestler: »Das sind
für mich Kriminelle. Das hat nichts
mehr mit linker Politik zu tun.« Sei-
ner Meinung nach seien gewalttätige
Aktionen sogar kontraproduktiv. »99
Prozent der Leute können sich mit
solchen Sachen nicht identifizieren.«
Juliane Nagel wiederum, die für die
LINKE im Landtag und Stadtrat sitzt
und seit mehr als 15 Jahren in Leip-
zig außerparlamentarisch aktiv
ist, war zwar »ein bisschen irritiert«
über die jüngsten Vorfälle, findet es
aber falsch, sich von der Gewalt zu
distanzieren: »Man wird dazu ge-
drängt, obwohl man gar nichts damit
zu tun hat.«

»Man sollte nicht den
Eindruck erwecken,
dass 100 Randalierer in
der Lage seien, den
Rechtsstaat ins Wanken
zu bringen.«
Valentin Lippmann (Grüne)
im Dresdner Landtag
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Gröhe will Impfschutz
gegen Masern verbessern
Berlin. Bundesgesundheitsminis-
ter HermannGröhe (CDU)willmit
verschärften Regelungen Impflü-
cken bei Krankheiten wie den Ma-
sern schließen. »Wer leichtfertig
eine Impfung ablehnt, gefährdet
auch die, die aus gesundheitli-
chen Gründen nicht geimpft wer-
den können«, erklärte Gröhe am
Donnerstag auf der 4. Nationalen
Impfkonferenz in Berlin. Das Prä-
ventionsgesetz, das der Bundes-
tag am späten Donnerstagnach-
mittag beschlossen hat, sei ein
wichtiger Schritt, um die Impfbe-
reitschaft zu steigern. Das Gesetz
sieht vor, dass bei allen Gesund-
heitsuntersuchungen von Kin-
dern, Jugendlichen und Erwach-
senen künftig der Impfstatus
überprüft werden muss. Zudem
muss vor der Aufnahme eines Kin-
des in die Kita eine Impfberatung
beim Arzt nachgewiesen werden.
In Berlin war es in den vergange-
nen Monaten zum größten Ma-
sernausbruch seit 2001 gekom-
men. Seit Oktober 2014 wurden
in der Bundeshauptstadt bislang
insgesamt rund 1200 Maserner-
krankungen gemeldet. Agentu-
ren/nd Kommentar Seite 4

Prostitutionsgesetz in
der Ressortabstimmung
Berlin. Das Prostitutionsgesetz
von Bundesfrauenministerin Ma-
nuela Schwesig (SPD) nimmt Ge-
stalt an: Union und SPD einigten
sich nach zähen Verhandlungen
darauf, den Gesetzentwurf den
anderen Ministerien vorzulegen.
»Der Referentenentwurf zum
Prostituiertenschutzgesetz wur-
de zwischen den Koalitionspart-
nern intensiv beraten und wird
nun in die Ressortabstimmung
gehen«, sagte eine Sprecherin des
Ministeriums amDonnerstag. Der
Entwurf sieht für die Prostitu-
ierten künftig unter anderem ei-
ne Anmeldepflicht bei den Be-
hörden sowie eine regelmäßige
Beratung vor. Eingeführt werden
soll zudem eine Kondompflicht.
Für die Betreiber von Bordellen
ist eine Erlaubnispflicht und eine
Zuverlässigkeitsprüfung geplant.
AFP/nd

NS-Zentralstelle soll
erhalten bleiben
Stuttgart. Auch 70 Jahre nach En-
de des Zweiten Weltkriegs soll die
zentrale Ermittlungsstelle für NS-
Verbrechen in Ludwigsburg er-
halten bleiben. Solange es noch
mögliche Straftäter gebe, gehe die
Ermittlungstätigkeit weiter, be-
schlossen die Justizminister am
Donnerstag bei ihrer Tagung in
Stuttgart. Langfristig gingen die
Überlegungen dahin, die Institu-
tion als Dokumentations-, For-
schungs- und Informationszent-
rum weiterzuführen, so Baden-
Württembergs Ressortchef Rai-
ner Stickelberger (SPD). dpa/nd

Der Trick mit der NSA-Spähliste
Koalition stimmt im Ausschuss der Einsetzung eines externen »Ermittlungsbeauftragten« zu
Der Plan der Bundesregierung zur
Einsetzung eines »Ermittlers« in der
Spionageaffäre hat zu einem hef-
tigen Streit im NSA-Untersu-
chungsausschuss geführt.

Von Aert van Riel

Die Vertreter der Koalitionsfraktio-
nen Union und SPD haben sich im
NSA-Ausschuss auf die Seite des
Kanzleramts gestellt. Sie stimmten
dem Plan zu, wonach eine »Vertrau-
ensperson« anstelle der Ausschuss-
mitglieder Einblick in die US-Spio-
nageliste nehmen soll. Dies führte zu
Protesten vonseiten der Opposition.
LINKE und Grüne kritisierten das
Verfahren als verfassungswidrig und
verweigerten eine Beteiligung. Trotz-
dem forderten die schwarz-roten Po-
litiker die Oppositionellen weiterhin
auf, an dem Verfahren mitzuwirken.
Der SPD-Abgeordnete Christian Fli-
sek wollte keine »Komplettblockade
des gesamten Verfahrens«. Die CDU-
Parlamentarierin Nina Warken rief
LINKE und Grüne dazu auf, an der
Benennung der »Vertrauensperson«
mitzuwirken, auch wenn sie das Ver-
fahren grundsätzlich ablehnten.
Politiker von Union und SPD wol-

len ihre Ausschusskollegen nun in
Gesprächen überzeugen. Das teilten
sie amRandeder Sitzungmit. Der nun
gefasste Beschluss zum weiteren Vor-
gehen könne noch abgeändert wer-
den, hieß es. Zudem sei bewusst noch
kein Personalvorschlag für die »Ver-
trauensperson« gemacht worden, um
der Opposition die Mitwirkung an der
Benennung zu ermöglichen. Aller-
dings drängen Sozialdemokraten und
Konservative auf eine baldige Ent-
scheidung. Diese soll noch vor Be-
ginn der parlamentarischen Som-
merpause Anfang Juli getroffen wer-
den. Denn im Sommer soll sich der
Beauftragte die streng geheime US-
Spionageliste ansehen.
Die Ausschussmitglieder sollen

hingegen die Liste nach dem Willen
der Bundesregierung nicht einsehen
dürfen. Damit werden die Rechte der
Opposition praktisch ausgehebelt.
Hans-Christian Ströbele sprach von
einer »dunklen Stunde für das Parla-

ment«. Sollte es Schulemachen, »dass
das Bundeskanzleramt bestimmt, wie
die Aufklärung gemacht wird, dann
können wir unsere Kontrollarbeit
nicht leisten«, so der Grünen-Abge-
ordnete. Sein Fraktionskollege Kons-
tantin von Notz sagte: »Die Rechte,

die man hier abschafft, sind die Rech-
te, die einem morgen fehlen.«
Martina Renner schloss für die

Linksfraktion aus, bei der Benennung
der sogenannten Vertrauensperson
mitzuwirken. Ein vom Ausschuss be-
nannter, aber von der Bundesregie-

rung offiziell eingesetzter Beauf-
tragter sei ein Versuch des Kanzler-
amts, »diesen Ausschuss aus dem
Hintergrund zu orchestrieren«. Das
Vorgehen von Union und SPD im
Ausschuss bezeichnete Renner als wi-
derspruchslose Beteiligung »am Aus-
verkauf der parlamentarischen Kont-
rollrechte«.
Wegen des Verhaltens der Bun-

desregierung wollen LINKE und Grü-
ne nun gemeinsam vor dem Bundes-
verfassungsgericht klagen. »Der
Skandal im Skandal besteht darin,
dass die Bundesregierung unsere Kla-
ge in Karlsruhe dadurch behindert,
dass unsere Prozessbevollmächtigten
die geheim eingestufte Begründung
der Bundesregierung derzeit noch
nicht einmal einsehen dürfen«, kriti-
sierte Renner. Die Opposition argu-
mentiert, dass der Ausschuss das
Recht habe, selbst die geheime Se-
lektorenliste einzusehen. Die Liste
verzeichnet Ziele, für deren Ausspä-
hung der US-Dienst NSA offenbar mit
dem deutschen Bundesnachrichten-
dienst kooperierte.
Die Selektorenliste war auch The-

ma bei der Zeugenbefragung im Un-
tersuchungsausschuss. Dabei räumte
der Geheimdienstbeauftragte im
Kanzleramt, Klaus-Dieter Fritsche,
ein, dass manche der Spähaktionen
im Auftrag der NSA gegen deutsche
Interessen und gegen getroffene Ver-
einbarungen verstießen. Allerdings
bezweifelte er, »dass Verstöße gegen
deutsches Recht vorliegen«. Fritsche
bestritt, bereits vor zehn Jahren von
verdächtigen NSA-Spionagezielen
wie etwa europäischen Unternehmen
erfahren zu haben. Der frühere BND-
Chef Ernst Uhrlau hatte vor Kurzem
ausgesagt, das Kanzleramt mögli-
cherweise bereits 2006 über solche
verdächtigen Suchbegriffe informiert
zu haben. Fritsche war damals Leiter
der Geheimdienst-Abteilung im
Kanzleramt. »Ich halte es für un-
wahrscheinlich, dass er mir das ge-
sagt hat«, sagte Fritsche über Uhrlau.
Genau erinnern könne er sich aber
nicht. Nach Fritsche wollte der Aus-
schuss am Abend noch Bundesin-
nenminister Thomas de Maizière
(CDU) vernehmen.Mit Agenturen

BND-Chef Gerhard Schindler will weiter mit NSA kooperieren. Foto: dpa/Jörg Carstensen

Die Suche
nach dem
Informanten
Edathy-Ausschuss vernimmt
Friedrich und SPD-Spitze

Von Aert van Riel

Der Untersuchungsausschuss des
Bundestags zur Affäre um den frü-
heren SPD-Abgeordneten Sebas-
tian Edathy hat amDonnerstag die
vermutlich letzten Zeugen ver-
nommen, umherauszufinden, wer
Edathy vor Ermittlungen wegen
des Verdachts auf Besitz von Kin-
derpornografie gewarnt hat. Den
Anfang machte der frühere Bun-
desinnenminister Hans-Peter
Friedrich. Der CSU-Politiker be-
richtete, wie ihn sein damaliger
Staatssekretär Klaus-Dieter Frit-
sche während der Sondierungs-
gespräche von Union und SPD an-
rief und darüber informierte, dass
der Name Edathy bei Ermittlun-
gen gegen einen kanadischen Pä-
dophilenring aufgetaucht sei.
Fritsche habe Friedrich aufgefor-
dert, SPD-Chef Sigmar Gabriel zu
informieren. Dies hatte der da-
malige Minister im Oktober 2013
auch getan und gegenüber Gab-
riel hinzugefügt, dass es sich beim
Fall Edathy nicht um strafrecht-
lich relevantes Material handele.
Obwohl Friedrich in der Affäre

von seinem neuen Posten als
Landwirtschaftsminister zurück-
treten musste, verteidigte er sein
Verhalten. »Ich wollte Schaden
abwenden«, sagte er. Denn Edat-
hy war einer der prominentesten
Innenpolitiker der SPD und hatte
Chancen auf ein herausgehobe-
nes Amt in der Fraktion oder als
parlamentarischer Staatssekretär.
Die Berliner Staatsanwaltschaft
hatte Ermittlungen gegen Fried-
rich wegen Geheimnisverrats ein-
geleitet, diese aber wegen gerin-
ger Schuld eingestellt.
Friedrich teilte mit, er sei da-

von ausgegangen, dass Gabriel die
Sache vertraulich behandeln wer-
de. Doch in der SPD wussten bald
mehrere Politiker Bescheid. Gab-
riel informierte nach eigenen An-
gaben lediglich den damaligen
Fraktionschef Frank-Walter
Steinmeier und Parlamentsge-
schäftsführer Thomas Opper-
mann. Die Aussagen von Fried-
rich bestätigte der SPD-Chef vor
dem Ausschuss und bezeichnete
dessen Verhalten als »hochan-
ständig«. Welche Rolle die SPD-
Spitze in der Affäre gespielt hat,
wollte das Gremium bei Befra-
gungen feststellen, die sich bis in
die Abendstunden hinzogen. Be-
sonders großes Interesse bestand
an Oppermann, der nach Gabriel
und Steinmeier als letzter Zeuge

vernommen werden sollte. Mög-
licherweise hat Oppermann be-
reits vor der Unterrichtung durch
Gabriel von dem Fall gewusst.
Gabriel sagte aus, er habe Op-

permann am 17. Oktober 2013
erst nach Ende der Sondierungs-
gespräche mit der Union vom Ver-
dacht der Polizei gegen Edathy
berichtet. »Das kann eigentlich
nur im Auto auf dem Weg nach
Hause gewesen sein«, erklärte der
SPD-Chef. Oppermann rief an die-
sem Tag nach Angaben aus dem
Bundeskriminalamt (BKA) schon
um 15.29 Uhr bei BKA-Präsident
Jörg Ziercke an. Der SPD-Politi-
ker wollte sich die Ermittlungen
gegen Edathy bestätigen lassen.

Thomas Oppermann ist in Bedräng-
nis geraten. Foto: dpa/Stephanie Pilick
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Die heimliche Annäherung trägt Früchte
Informelle Gespräche zwischen der Hamas und Israel / Überraschende Erleichterungen für Palästinenser
Israel und die Hamas verhandeln
über eine langfristige Waffenruhe;
Beschränkungen für die Palästi-
nenser im Westjordanland wurden
aufgehoben. Palästinas Einheits-
regierung ist endgültig gescheitert.

Von Oliver Eberhardt

Es waren harte Tage für Abdullah al-
Khalili und seine Familie: »Wir ha-
ben geputzt, Waren bestellt«, sagt er,
und fügt hinzu, er hoffe, dass nun
auch die Kunden kommen können.
Denn das Geschäft seiner Familie liegt
in der Altstadt von Hebron.
15 Jahre lang war hier nichts – au-

ßer herunter gelassenen Jalousien aus
Metall; nach dem Beginn der zwei-
ten Intifada Ende 2000 hatten die Lä-
den in der einst belebten Altstadt auf
Anordnung des israelischen Militärs
schließen müssen, um die Palästi-
nenser von den gut 500 israelischen
Siedlern fern zu halten, die nur we-
nige Meter weiter leben. Die Altstadt
wurde deshalb zur Geisterstadt.
Bis zu dieser Woche. Völlig über-

raschend bekamen 70 der Ladenbe-
sitzer die Mitteilung, die Läden dürf-
ten nun wieder geöffnet werden. Wa-
rum jetzt, warum diese Besitzer und
nicht die anderen – das sind Fragen,
die weder das Militär noch Israels Re-
gierung beantworten.
Und das, obwohl die Ladenöff-

nungen in Hebron Teil eines Maß-
nahmenpakets sind, das es in diesem
Umfang bislang noch nicht gegeben
hat: Viele Straßensperren im West-
jordanland wurden aufgehoben, pa-
lästinensische Ärzte, die in Israel oder
in Ost-Jerusalem arbeiten, dürfen
erstmals mit in Palästina zugelasse-
nen Autos in Israel unterwegs sein. In
Teilen des durch Israel annektierten
Jerusalemer Ostens sorgen nun pa-
lästinensische Polizisten für Ord-
nung. Außerdem wurde die Menge
gelieferten Wassers in die palästi-
nensischen Gebiete erhöht; aus dem
Gazastreifen dürfen Waren nach Is-
rael eingeführt werden. Die Liste ist
nicht vollständig.
Gleichzeitig wurde bekannt, dass

Israels Regierung und die Hamas be-
reits seit einiger Zeit direkt und in-
direkt miteinander über einen lang-

fristigen Waffenstillstand verhan-
deln; fünf Jahre stehen im Raum.
Gleichzeitig hatte Ägypten das Ver-
bot der Hamas aufgehoben, das nach
dem Machtwechsel in Kairo verhängt
worden war. Der Hamas war vorge-
worfen worden, die verbotene Mus-
limbruderschaft zu unterstützen.
Die Hamas hat nun auch wieder

Zugriff auf ihre Konten, denn der
Geldverkehr aus dem Gazastreifen
wird über Ägypten abgewickelt. Au-
ßerdem wurde die Grenze erstmals
seit Monaten wieder geöffnet; meh-
rere Hundert Tonnen Zement wur-
den so bereits nach Gaza geliefert.
Zwar betont Israels Regierung in

diesen Tagen immer wieder, es han-
dele sich dabei um einseitige Schrit-
te, die nicht durch ein Entgegen-
kommen der Palästinenser gedeckt
seien: Doch der Umfang widerspricht

dem ebenso wie die Tatsache, dass
der Zement in Ägypten überhaupt so
kurzfristig verfügbar ist.
Mitarbeiter des israelischen Au-

ßenministeriums berichten, die Maß-
nahmen und Verhandlungen sollten
vor allem dazu dienen, die internati-
onale Isolation zu durchbrechen:
Frankreich will demnächst einen Re-
solutionsentwurf in den UNO-Si-
cherheitsrat einbringen, in dem ein
Zeitplan für die Aushandlung eines
Friedensvertrages festgelegt werden
soll. Und ein Veto der USA dagegen
gilt nicht mehr als gesetzt: Nach der
Bildung einer rechtsreligiösen Re-
gierung in Israel, die sich Siedlungs-
bau und massive Einschränkungen
der Bürgerrechte in den Koalitions-
vertrag geschrieben hat, sitzt der
Frust dort tief. Selbst die Israel-Lob-
by AIPAC ist auf Distanz gegangen.

Sowohl die israelische als auch die
palästinensische Politik reagierte auf
die Entwicklungen mit gemischten
Gefühlen. In Palästina trat die Ein-
heitsregierung, die im Juni 2014 nach
langen Verhandlungen zwischen Ha-
mas und der Fatah von Präsident
Mahmud Abbas gebildet worden war,
offiziell zurück – ein symbolischer
Schritt, denn tatsächlich hatte sie im
Gazastreifen nie Einfluss. Dort re-
giert eine Schattenregierung der Ha-
mas, die sich auf die Kassam-Briga-
den stützt. Die Hamas habe durch ih-
re Verhandlungenmit Israel gegen die
Einheitsregierung gearbeitet, sagt
Regierungschef Rami Hamdallah.
Für die Hamas-Herrschaft in Gaza

birgt die Annäherung an Israel aber
auch Gefahren: Vor allem eine Grup-
pierung, die sich dem Islamischen
Staat angeschlossen hat, gewinnt an

Zulauf; mehrmals wurden in den ver-
gangenen Wochen Raketen auf Israel
abgeschossen.
Israels Oppositionsführer Jitzhak

Herzog begrüßte die Erleichterungen
und fordert ebenso wie die linkslibe-
rale Partei Meretz noch weiter ge-
hende Schritte: »Wenn das geht, dann
gehen auch Verhandlungen.« Naftali
Bennett von der Siedlerpartei »Jüdi-
sches Heim«, die die Regierung je-
derzeit stürzen kann, kritisierte hin-
gegen, dies widerspreche den Ver-
einbarungen; Regierungschef Benja-
min Netanjahu solle lieber sofort die
Genehmigungen für weiteren Sied-
lungsbau erteilen.
Netanjahu scheint das allerdings

mittlerweile egal zu sein. Am Don-
nerstag fragten seine Berater erneut
bei Herzogs Zionistischer Union we-
gen einer Regierungsbeteiligung an.

Palästinenser in Nablus im Westjordanland forderten am Mittwoch die Freilassung von 5600 in Israel gefangenen Landsleuten. Foto: dpa/Alaa Badarneh

Etwas Bewegung im Fall Assange
Seit drei Jahren findet der Gründer von Wikileaks politisches Asyl in der Botschaft Ecuadors in London

Auf den Tag genau drei Jahre sitzt
an diesem Freitag Wikileaks-Grün-
der Julian Assange in der ecuado-
rianischenBotschaft in London fest.
Nun kommt Bewegung in den Fall.

Von Regine Reibling, Quito

Rund 15 Quadratmeter ist das Zim-
mer groß, in dem Wikileaks-Gründer
Julian Assange seit drei Jahren fest-
sitzt. Gefangen in der ecuadoriani-
schen Botschaft in London, die rund
um die Uhr von Polizisten bewacht
wird. Nach mehr als 1090 Tagen ist
nun Bewegung in den Fall gekom-
men. Assange kann hoffen.
Die schwedische Staatsanwalt-

schaft will den Australier in London
zu Vergewaltigungsvorwürfen ver-

hören. Ein offizieller Antrag der
schwedischen Behörden sei am ver-
gangenen Freitag, 12. Juni, in der
ecuadorianischen Botschaft in Stock-
holm eingegangen und werde aktuell
geprüft, gab das ecuadorianische Au-
ßenministerium am Mittwoch in Qui-
to bekannt.
Wie der britische »Guardian« be-

richtet, glaubte Assange, noch am
Mittwoch dieser Woche befragt zu
werden. Die schwedische Staatsan-
wältin Marianne Ny habe seine An-
wälte im Glauben gelassen, das Tref-
fen werde stattfinden, kritisierte As-
sange. »Heute habe ich erfahren, dass
der Antrag, der wohl Wochen zur Ge-
nehmigung braucht, erst vor zwei Ta-
gen nach Ecuador geschickt wurde«,
zitiert »The Guardian« den 43-Jähri-

gen. Ein solches Verhalten sei »rück-
sichtslos.« Es habe keinen konkreten
Termin für ein Treffen gegeben, sagte
hingegen ein Sprecher der schwedi-

schen Staatsanwaltschaft. Man wolle
Assange bis Ende Juli befragen.
Die schwedische Justiz wirft dem

Wikileaks-Gründer sexuelle Nöti-
gung und Vergewaltigung vor. Er soll
sich 2010 an zwei Frauen vergange-
nen haben. Einige der Vorwürfe ver-
jähren im August, eine offizielle An-

klage gegen den Whistleblower gibt
es nicht. Der Haftbefehl gegen As-
sange bleibt bestehen. Erweigert sich,
nach Schweden zu kommen, weil er
fürchtet, an die USA überstellt zu
werden. Dort droht ihm ein Straf-
prozess wegen Veröffentlichung ge-
heimer Dokumente.
Ecuador gewährte Assange im Au-

gust 2012 ein politisches Asyl, das un-
befristet ist. So könnte er theoretisch
bis 2022 in der Botschaft bleiben.
Dann läuft das Auslieferungsgesuch
Schwedens aus. Doch nach Südame-
rika ausreisen kann der Australier
nicht. Sobald er die Botschaft verlässt
und britischen Boden betritt, wird er
festgenommen. Mehr als 15 Millio-
nen Dollar kostete diese Überwa-
chung die britische Regierung bisher.

»Ein solches Verhalten
ist rücksichtslos.«
Julian Assange

NACHRICHTEN

Gazprom baut
Ostsee-Pipeline aus
St. Petersburg. Der russische Gas-
monopolist Gazprom baut zu-
sammen mit Partnern aus West-
europa zwei neue Stränge der
Ostsee-Pipeline Nord Stream. Da-
mit soll die Energieversorgung der
EU-Staaten abgesichert und die
krisengeschüttelte Ukraine als
bisher wichtigstes Transitland für
russisches Erdgas umgangen wer-
den. An dem Projekt seien auch
Eon aus Deutschland, OMV aus
Österreich sowie der britisch-nie-
derländische Shell-Konzern be-
teiligt, teilte Gazprom Donnerstag
in St. Petersburg mit. dpa/nd

Anschläge in Jemen

Sanaa. Bei einer Anschlagserie in
Jemens Hauptstadt Sanaa sind am
Mittwoch mindestens zwei Men-
schen getötet und 60 verletzt wor-
den. Das teilte das Gesundheits-
ministerium des Landes mit. Un-
terstützer der Terrormiliz Islami-
scher Staat (IS) veröffentlichten
im Internet ein angebliches IS-
Statement, in dem sich die Orga-
nisation zu der Gewalt einen Tag
vor Beginn des Fastenmonats Ra-
madan bekennt. dpa/nd

Ukrainische Soldaten
unter Mordverdacht
Kiew. Wegen des Verdachts des
Doppelmordes an zwei Frauen
sind zwei Soldaten im Konflikt-
gebiet Ostukraine festgenommen
worden, teilten örtliche Medien
am Donnerstag mit. Die Männer
sollen eine 77-jährige Bewohne-
rin von Luhansk und ihre 45 Jah-
re alte Tochter durch Kopfschüsse
getötet haben, weil sie die pro-
russischen Separatisten unter-
stützt haben sollen. Die Militär-
staatsanwaltschaft nahm zudem
acht Kämpfer des Bataillons »Tor-
nado« fest. Ihnen wird Folter und
Vergewaltigung von Gefangenen
im Donbass vorgeworfen.
Das ukrainische Parlament ent-

ließ am gleichen Tag Geheim-
dienstchef Valentin Naliwait-
schenko nach zunehmender Kritik
an seiner Amtsführung. dpa/nd

Luftschläge gegen
Boko Haram in Nigeria
N'Djamena. Als Reaktion auf den
blutigen Doppelanschlag in der
Hauptstadt von Tschad am Mon-
tagmit 37 Toten hat die Armee des
zentralafrikanischen Landes Stel-
lungen der Islamistengruppe Bo-
ko Haram im Nachbarland Nige-
ria am Mittwoch aus der Luft an-
gegriffen. Die Regierung des zent-
ralafrikanischen Staates ordnete
auch an, dass Männer künftig kei-
ne Turbane und Frauen keine Bur-
ka mehr tragen dürfen, weil dies
helfen könne, die Identität zu ver-
bergen. AFP/nd

Indien strenger gegen
Hilfsorganisationen
Neu-Delhi. Hilfswerke sollen in
Indien noch stärker überwacht
werden als bisher. Die Finanz-
transaktionen von nichtstaatli-
chen Organisationen werden
künftig nach Plänen der Regie-
rung von Premierminister Naren-
dra Modi streng kontrolliert, wie
die Zeitung »Hindustan Times« am
Donnerstag berichtete. Dazu wer-
den Banken verpflichtet, jede
Überweisung innerhalb von 48
Stunden dem Innenministerium
zu melden. Darüber hinaus müs-
sen die Organisationen versi-
chern, dass das Geld nicht für Pro-
jekte und Arbeiten verwendet
wird, die sich gegen nationale, öf-
fentliche, strategische, wissen-
schaftliche, sicherheitspolitische
oder wirtschaftliche Interessen
Indiens richten. epd/nd

Auch Salzburger halten
Händchen auf Ampeln
Wien. Nach Wien hat seit Don-
nerstag in Österreich auch Salz-
burg drei Ampeln, auf denen an-
statt des üblichen einsamen
Männchens nun entweder ein
Mann und eine Frau, zwei Män-
ner oder zwei Frauen Händchen
halten. AFP/nd

Veto gegen
Wahlreform in
Hongkong
Pekinger Gesetz fiel durch

Hongkong. Das Parlament in der
chinesischen Sonderverwal-
tungszone Hongkong hat am Don-
nerstag eine umstrittene Wahlre-
form abgelehnt. Das prodemo-
kratische Lager stimmte ge-
schlossen gegen das Gesetz, ins-
gesamt lehnten es 28 Abgeord-
nete ab, nur acht Parlamentarier
stimmten dafür. Die nötige Zwei-
drittelmehrheit des 70 Sitze zäh-
lenden Parlaments verfehlte die
Reform damit bei weitem. Gegen
das Gesetz sei »ein Veto einge-
legt« worden, stellte Parlaments-
präsident Jasper Tsang fest.
Indes boykottierte der Großteil

des pekingtreuen Lagers die Ab-
stimmung. James Tien von Libe-
ralen Partei sagte, er habe »keine
Ahnung«, was mit dem Rest der
Gruppe sei, die plötzlich die Kam-
mer verlassen habe. »Wir haben
entschieden, zu bleiben und da-
gegen zu stimmen.« Die Peking
unterstützenden Abgeordneten
hatten zuvor eine Unterbrechung
der Sitzung beantragt. Als der
Parlamentspräsident dies nicht
gewährte, verließen sie die Ab-
stimmung.
Die geplante Wahlreform sorgt

seit knapp einem Jahr für Unmut
in der Bevölkerung von Hong-
kong. Das Gesetz soll den Bür-
gern zwar das Recht geben, 2017
erstmals ihren Verwaltungschef
selbst zu wählen – doch die Kan-
didatenwill Peking aussuchen. Bei
monatelangen Protesten gingen
im vergangenen Jahr Zehntau-
sende Menschen auf die Straße.
AFP/nd

Zaun soll kein »Eiserner Vorhang« sein
Bulgariens Grenze zur Türkei stoppt Flüchtlinge und findet Ungarn als Nachahmer

Ungarn kündigte an, mit einem vier
Meter hohen Zaun seine Grenze zu
Serbien für Flüchtlinge undurch-
lässig zu machen. Bulgarien hat
schon einen.

Von Thomas Roser, Lessowo

Stacheldraht krönt Europas neue
Mauer. Wie ein silbriger Lindwurm
windet sich der Grenzzaun östlich des
bulgarischen Weilers Lessowo durch
Wälder und über karge Hügel. 25 Ki-
lometer entfernt hat Kommandant
Hristo Stefanow auf dem Großbild-
schirm im Koordinationszentrum der

Grenzpolizei in Elchowo den drei Me-
ter hohen und 30 Kilometer langen
Zaun an der grünen Grenze zur Tür-
kei fest im Blick.
Das Hauptziel des »technischen

Hindernisses« sei es, Schlepper zu
stoppen und illegale Immigration zu
verhindern, so der grauhaarige Gren-
zer. Eine »falsche Interpretation« sei
es, von einem neuen Eisernen Vor-
hang zu sprechen. Bulgarien über-
nehme »Verantwortung für die Au-
ßengrenze der EU«.
Obwohl das ärmste EU-Mitglied als

wichtigstes Transitland zwischen Eu-
ropa und dem Orient gilt, hatte Bul-

garien jahrelang kaum Flüchtlinge
und Asylsuchende zu beherbergen:
Bis 2012 wurden nicht einmal 1000
Asylanträge registriert. Doch die Fer-
tigstellung des Grenzzauns an der
kleinen Landgrenze zwischen der
Türkei und Griechenland und der
Krieg in Syrien lenkten im August
2013 die Flüchtlinge in Richtung der
bulgarischenGrenze um.Die Zahl von
Asylgesuchen wuchs sprunghaft an.
Statt 1000 Asylbewerber im Jahr re-
gistrierten die Behörden plötzlich 100
pro Tag: 90 Prozent von ihnen ge-
langten auf dem Landweg bei Lesso-
wo über die Grenze.

Die verstärkte Grenzsicherung hat
die Zahl der Asylanträge auf 200 pro
Woche sinken lassen. Das illegale Zu-
rückdrängen von Flüchtlingen hat
Sofia Proteste der EU beschert. Doch
die EU-Partner fördern die Aufrüs-
tung der Grenze kräftig. Flüchtlinge
könnten kaum noch legal nach Eu-
ropa gelangen, sagt Boris Tsche-
schirkow, Sprecher des Flüchtlings-
hilfswerks der Vereinten Nationen
(UNHCR) in Sofia. Das Beispiel macht
Schule: Kurz vor dem Weltflücht-
lingstag am 20. Juni kündigte Un-
garn die Abriegelung der EU-Außen-
grenze zu Serbienmit einem Zaun an.
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Mähmaschine 
und Häcksler
An unserer Sonderspenden-
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Zur Währungsumstellung am 1.7.90: 
Die an der Macht befindliche CDU/CSU 
und SPD sind eingeschworen auf die 
permanente Abschöpfung von Erspar-
nissen der Bürger. Die Nichtauszahlung 
der Währungsguthaben stellt sich nach 
nunmehr 25 Jahren als einen giganti-
schen Betrug dar.              Wolfgang Voigt

Jet / bzw. Jet-Set.
Mag Jet auch das engl. Wort f. Düse sein 
– wie dem auch sei – aber im Ursprungs-
land der Düsenrakete drückt es einem 
das eigtl. Markante an der ganzen Sache 
nicht aus. – Dies aber aus einem anderen 
dt. Urbild sprach bereits heraus: „Münch-
hausens Ritt auf der Kanonenkugel“!
                                                    F. Grupe

Nachtrag zu einer Veranstaltung bei 
ND live:

Keinen verderben zu lassen, auch nicht 
sich selber, jeden mit Glück zu erfüllen, 
auch sich, das ist gut.

An einem dürren Ast
Ist eine Blüt‘ erblüht
Hat sich heut nacht bemüht
Und nicht den Mai verpaßt.

Ich hatt‘ so kein Vertraun
Daß ich ihn schon verwarf
Für Anblick und Bedarf.
Hätt ihn fast abgehaun.

Wieder gelesen bei Bertolt Brecht mit 
herzlichem Gruß an zwei ganz besondere 
ND-Leser von Antje aus Pankow
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Gemeinschaft ist sich nicht mehr einig
Der Krieg in Syrien spaltet auch die tausendjährige religiöse Gemeinschaft der Drusen im Nahen Osten
Auch in dieser Woche forderte der
Krieg in Syrien Opfer. Bei Kämpfen
zwischen der syrischen Armee und
Rebellen im Großraum Damaskus
sollen mindestens 33 Menschen ge-
tötet worden sein.

Von Karin Leukefeld, Damaskus

Ein Ende des Krieges in Syrien ist auch
nicht ansatzweise abzusehen. Jeden
Tag gibt es Kämpfe und Todesopfer,
auch in dieser Woche. Hussam M. in
Damaskus berichtete mir unter Be-
rufung auf Einwohner aus Aleppo von
mehr als 40 Toten. Über 300 Rake-
ten seien auf die Stadt niedergegan-
gen. »Islamistische Kämpfer« hätten
offenbar vergeblich versucht, weitere
Viertel von Aleppo einzunehmen. Am
Dienstagmorgen gab es auch in Da-
maskus schwere Anschläge. Mindes-
tens zehn Mörsergranaten seien in
verschiedenen Teilen der syrischen
Hauptstadt eingeschlagen, sagt mir
Joseph B. im Gespräch.
Der UN-Sondervermittler für Sy-

rien, Staffan de Mistura, war am
Montag in Damaskus eingetroffen.
Die syrische Tageszeitung »Al Wa-
tan« berichtete, de Mistura wolle die
Regierung über die Ergebnisse von
Gesprächen informieren, die der UN-
Diplomat seit Anfang Mai in Genf ge-
führt hatte. Ende 2014 hatte de Mis-
tura das »Einfrieren« von Kämpfen in
und um Aleppo vorgeschlagen. Die
teilweise miteinander konkurrieren-
den Regierungsgegner im Norden Sy-
riens hatten den Vorschlag jedoch ab-
gelehnt.
Anfang des Jahres griffen Saudi-

Arabien, Katar und die Türkei massiv
in das Kampfgeschehen in Aleppo und
in der angrenzenden Provinz Idlib ein
und koordinierten von einer »Ope-
rationszentrale« im syrisch-türki-
schen Grenzgebiet die Angriffe einer
so genannten »Armee der Erobe-
rung«. Die besteht aus Tausenden is-
lamistischen Söldnern aus arabi-

schen und zentralasiatischen Staa-
ten, die in der Türkei ausgebildet und
ausgerüstet werden.
Gemeinsam mit dem syrischen Al-

Qaida-Ableger Nusra-Front hatte die
»Armee der Eroberung« seit März
weite Teile Idlibs unter ihre Kontrol-
le gebracht. Bei dem Vormarsch wa-
ren Kämpfer der Nusra-Front in der
vergangenen Woche auch in das Dorf
Qalb Lozeh eingedrungen, in dem die
Mehrheit der Bevölkerung der Ge-
meinschaft der Drusen angehört. Als
die Einwohner sich wehrten, kam es
zu einem Gefecht, bei dem mindes-
tens 20 Drusen, darunter auch Geist-
liche und Kinder, starben. Auch auf
Seiten der Nusra-Front hatte es Tote
gegeben.
Das blutige Geschehen führte un-

ter den Drusen im benachbarten Li-
banon zu erheblicher Unruhe. Der
langjährige Drusenführer Walid
Dschumblatt versuchte zu be-
schwichtigen. Dschumblatt gilt als
scharfer Kritiker von Syriens Präsi-
denten Baschar al-Assad und hat wie-
derholt versucht, die syrischen Dru-
sen zum Aufstand gegen die Regie-
rung zu bewegen. Zuletzt hatte
Dschumblatt sich eine Abfuhr einge-
handelt, als die Führung der Drusen
aus der Provinz Sweida in Südsyrien
sich weigerte, ihn zu empfangen.
Bei einem Treffen am vergange-

nen Freitag in Beirut meinte Dschum-
blatt, es habe sich in Qalb Lozeh um
einen Einzelfall gehandelt. Er wand-
te sich scharf gegen das Vorgehen der
Nusra-Kämpfer, erklärte aber auch:
»Gleichzeitig verurteile ich die Bom-
bardierungen des Regimes, denen
täglich 150 bis 200 Menschen in ganz
Syrien zum Opfer fallen.« Dschum-
blatt verwies darauf, dass die Drusen
in Syrien eine Minderheit (drei Pro-
zent der Bevölkerung von 23 Millio-
nen) darstellten und sich mit den sy-
rischen Sunniten, die drei Viertel der
Bevölkerung ausmachen, gut stellen
müssten.

Er werde sich der Sache »durch
meine lokalen und regionalen Kon-
takte« politisch annehmen. Einen Tag
später veröffentlichte die Nusra-Front
eine Entschuldigung für den Tod der
Drusen. Die Verantwortlichen – un-
bestätigten Quellen zufolge Kämpfer
aus Tunesien – hätten sich nicht an
ihre Befehle gehalten und würden
sich vor einem islamischen Gericht
verantworten müssen, hieß es in ei-
ner über das Internet verbreiteten Er-
klärung.
Die Gemeinschaft der Drusen in Li-

banon ist gespalten. Während
Dschumblatt sich eindeutig gegen die
syrische Regierung positioniert, ha-
ben Vertreter der libanesischen Taw-
hid-Partei und der Demokratischen
Partei aufgerufen, eine »Drusische
Armee« zu gründen, um die Drusen
in Syrien gegen die Islamisten zu ver-
teidigen. Beide Politiker hatten die
von Dschumblatt einberufene Sit-
zung des »Spirituellen Rates der Dru-
sen« boykottiert. Die syrischen Dru-
sen lehnen eine wie auch immer ge-
artete Teilung Syriens ab und unter-
stützen – auch als Soldaten und Of-
fiziere in den syrischen Streitkräften
– den säkularen Staat. In Sweida ha-
ben sie Selbstverteidigungseinheiten
aufgebaut, die in Kooperationmit den
syrischen Streitkräften operieren.
Safwan Ghassan, Soziologe und

Mitglied der Syrischen Sozialisti-
schen Nationalen Partei, stammt aus
der Familie eines drusischen Geistli-
chen. Darüber spricht er aber nur,
wenn er gefragt wird. Mit Freunden
und Gleichgesinnten engagiert sich
Safwan in Sehnaya bei Damaskus. Ein
weiterer Schwerpunkt der Arbeit ist
die Hilfe für Gefangene und deren Fa-
milien. Angesichts der vielen getöte-
ten Männer in Syrien ist Safwan über-
zeugt, dass die Frauen Syrien wieder
aufbauen werden. Nicht ein zerteil-
tes Syrien, wie es vom Ausland ver-
sucht werde, sondern »ein Syrien für
alle Volks- und Religionsgruppen«.

Noch scheint die Kampfmoral der syrischen Streitkräfte intakt. Generalstabschef
Ayoub begrüßt am Mittwoch seine Truppen in der Qalamun-Region. Foto: AFP
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Keine Hinrichtungen in
Pakistan zum Ramadan
Islamabad. Die pakistanische Re-
gierung setzt die massenhaften
Hinrichtungen von Häftlingen
während des für Muslime heili-
gen Fastenmonats Ramadan aus.
In Pakistan beginnt der Ramadan
an diesem Freitag. Nach einem
Taliban-Angriff auf eine Schule im
Dezember hatte die Regierung ein
damals rund sechs Jahre altes Mo-
ratorium auf Vollstreckung der
Todesstrafe aufgehoben. Seit dem
19. Dezember wurden in Pakistan
mehr als 170 zum Tode verur-
teilte Terroristen oder Mörder ge-
hängt. dpa/nd

TV für arabische Israelis

Ramallah. Ein Fernsehprogramm
für arabische Israelis: Der paläs-
tinensische Kanal Palestine 48 ist
seit Donnerstag auf Sendung. Die
Zahl 48 im Sendernamen bezieht
sich auf die Staatsgründung Isra-
els 1948. Der Nachrichtenseite
ynet zufolge soll Ministerpräsi-
dent Benjamin Netanjahu sein
Kommunikationsministerium an-
gewiesen haben, sich um eine En-
de des Sendebetriebs zu bemü-
hen. Rijad al-Hassan, Vorsitzen-
der des palästinensischen Rund-
funks, versicherte dem Radiosen-
der »Voice of Palestine«, es sei
nicht Ziel des Senders, gegen Is-
rael zu hetzen. dpa/nd

Mexiko will Aufklärung
über deutsche Waffen
Mexiko-Stadt. Der mexikanische
Kongress hat Aufklärung über die
illegale Lieferung deutscher
Sturmgewehre in Konfliktregio-
nen des Landes verlangt. Die Ge-
neralstaatsanwaltschaft und das
für den Zoll zuständige Finanz-
amt sollen ermitteln, wie die Waf-
fen nach Mexiko gelangen konn-
ten, forderte die ständige Kom-
mission des Kongresses am Mitt-
woch. Ein Großteil der Gewalt in
Mexiko stehe mit illegalem Waf-
fenhandel im Zusammenhang.
Zwischen 2003 und 2011 soll das
deutsche Rüstungsunternehmen
Heckler & Koch 4767 Sturmge-
wehre vom Typ G36 an die Poli-
zei in die mexikanischen Unru-
heprovinzen Chiapas, Chihuahua,
Guerrero und Jalisco geliefert ha-
ben, obwohl keine Ausfuhrer-
laubnis vorlag. dpa/nd

Neuer Premier
in Südkorea
Seoul. Nach dem Rücktritt des
südkoreanischen Ministerpräsi-
denten Lee Wan Koo wegen Kor-
ruptionsvorwürfen hat der frühe-
re Justizminister Hwang Kyo Ahn
die Nachfolge übernommen. Fast
zwei Monate war das Amt vakant.
Das Parlament billigte am Don-
nerstag die Ernennung des 58-
jährigen Hwang durch die kon-
servative Präsidentin Park Geun
Hye. Hwang hatte fast 30 Jahre
lang als Staatsanwalt gearbeitet.
dpa/nd

Frankreichs Premier Valls greift in die Trickkiste
Liberalisierungsgesetz zu Gunsten der Unternehmer mittels Ausnahmeparagrafen angenommen

Frankreichs Premier Manuel Valls
ist in der Regierungskoalition nicht
unumstritten. Am Donnerstag stell-
teererneutdieVertrauensfrage,um
die Reihen fest zu schließen.

Von Ralf Klingsieck, Paris

Die Regierung Valls kann ganz of-
fensichtlich mit Niederlagen nicht
umgehen. Zur Gedenkfeier im belgi-
schen Waterloo für die dort vor 200
Jahren geschlagene Schlacht schickte
das offizielle Frankreich nur seinen
Brüsseler Botschafter, während an-
dere europäische Länder durch ihre
Staats- und Regierungschefs oder ih-
re Königshäuser vertreten waren. In
Paris kann man wohl immer noch
nicht verwinden, dass diese Schlacht,

die immerhin ein halbes Jahrhundert
ohne neue Kriege eingeleitet hat, für
Frankreich den Verlust seiner Rolle
als Weltmacht besiegelte.
Während in Waterloo die Schlacht

vor mehr als 100 000 Zuschauern
nachgestellt wurde, fand in der Pari-
ser Nationalversammlung eine Pseu-
do-Schlacht mit Theaterdonner statt.
Am Dienstag hatte hier Premier Ma-
nuel Valls angekündigt, dass er für die
Annahme des Liberalisierungsgeset-
zes seines Wirtschaftsministers Em-
manuel Macron den Ausnahmepara-
grafen 49-3 der Verfassung einsetzen
werde. Das heißt, dass diese Abstim-
mung mit der Vertrauensfrage für die
Regierung verbunden wird. Das hat
seit 1962 noch nie zum Sturz einer
Regierung geführt, ist aber ein deut-

liches Zeichen von schwachem Rück-
halt in der eigenen Koalition. Zu die-
sem Hebel hatte Valls schon einmal
im Februar zum Abschluss der ersten
Lesung des Gesetzes gegriffen.
Wie seinerseits reichte auch jetzt

wieder die durch die Partei Die Re-
publikaner geführte rechte Oppositi-
on einen Misstrauensantrag ein, der
aber bei der Abstimmung am Don-
nerstagnachmittag keine Chance auf
Erfolg haben konnte, weil sich auch
die PS-Dissidenten der Fraktionsdis-
ziplin unterwarfen und hinter die Re-
gierung stellten. Die Fraktion der
Linksfront aus Kommunisten und
Partei der Linken, die am Dienstag
während der Rede von Premier Valls
demonstrativ den Sitzungssaal ver-
lassen hatte, entschied am Donners-

tag, für den Misstrauensantrag zu
stimmen. »Das ist keine Unterstüt-
zung für die Initiative der Rechten«,
stellte der Fraktionsvorsitzende An-
dré Chassaigne klar, »sondern für uns
die einzige Möglichkeit, unsere Op-
position zum undemokratischen Vor-
gehen der Regierung und zum Inhalt
dieses Gesetzes zu bekunden.«
Das nach Minister Macron be-

nannte Gesetz ist eine Sammlung von
Gesten in Richtung Unternehmer, die
mehr Flexibilität und Liberalisierung
fordern, um neue Arbeitsplätze in
Aussicht zu stellen. Ein Großteil der
etwa 300 Maßnahmen betrifft das Ar-
beitsrecht. So werden die bisher res-
triktiven Ladenöffnungszeiten für die
Abendstunden und den Sonntag ge-
lockert, wobei Lohnzuschläge die

Ausnahme bleiben. Die Entschädi-
gungszahlungen in Arbeitsrechtspro-
zessen werden begrenzt und für die
Abfindung der Arbeitslosen nach dem
Konkurs einer Firma werden nur noch
deren eigene Finanzen herangezogen
und nicht auch die der Gruppe, zu der
sie gehört hat.
Der bisher im Interesse der Bahn

verbotene Fernbusverkehr innerhalb
von Frankreich wird freigegeben und
auch der beschränkte Zugang zu Be-
rufen wie beispielsweise Notar oder
Fahrlehrer wird gelockert. »Das meis-
te sind Schritte, die uns weiter weg-
führen von den einstigen Zielen und
Idealen der Linken«, schätzt bitter
Christian Paul, Sprecher der »Auf-
rührer« vom linken Flügel der PS-Ab-
geordneten, ein.
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Die Abrechnung
des Senators
Martin Kröger über die
Maßnahmen Czajas beim LAGeSo

Was genau bei den millionen-
schweren Geschäften mit der
Flüchtlingsunterbringung abge-
laufen ist, war auch nach der
Veröffentlichung des Wirt-
schaftsprüferberichts kaum
nachzuvollziehen. Außer: Im
Landesamt für Gesundheit und
Soziales herrschen Wildwest-Me-
thoden. Frei nach dem Motto:
keine Belege, keine Akten, keine
Kontrollen. Ein behördlicher
Nährboden, der idealer für mög-
liche Korruption kaum sein
könnte. Aber bisher streiten alle
Seiten ab, dass es persönliche
Bereicherungen gegeben habe.
Dennoch wird Franz Allert, der

Präsident des Landesamtes, dem
angeblich nichts vorzuwerfen ist,
jetzt von Czaja die Aufsicht für
die Flüchtlingsunterbringung
entzogen. Das sieht aus wie ein
Schuldeingeständnis. Gibt es also
doch die angeblichen langjähri-
gen Seilschaften zwischen dubio-
sen Immobilienunternehmern
und LAGeSo-Mitarbeitern? Ist der
Kompetenzentzug Czajas Ab-
rechnung mit Franz Allert? Auch
wenn diese nichtöffentlich voll-
zogen werden kann?
Als persönlicher Befreiungs-

schlag taugt die halbherzige De-
gradierung Allerts durch Czaja
aber wohl kaum. Denn der Vor-
wurf des Amtsversagens steht
weiter im Raum. Hinter den Ku-
lissen wird dieser Vorwurf offen-
bar auch mit Disziplinarverfahren
verfolgt. Nicht auszuschließen,
dass Czaja Allert über diesen Weg
loswerden werden will. Ein ge-
fährliches Vabanque-Spiel, dass
dem Senator selbst zum politi-
schen Verhängnis werden könnte.
Denn dass der Streber Czaja kei-
nen Einblick in das Chaos seiner
Behörde gehabt haben will,
nimmt dem ambitionierten Poli-
tiker doch niemand ab.

Czaja entzieht Allert Asylheime
Flüchtlingsunterbringung wird umstrukturiert /Wirtschaftsprüfer zeigen Missstände auf
Der Bericht der Wirtschaftsprüfer
lässt am Landesamt für Gesund-
heit und Soziales und seinem Prä-
sidenten kein gutes Haar. Die Op-
position fordert Konsequenzen aus
der möglichen Misswirtschaft.

Von Martin Kröger

Das Urteil ist vernichtend. »Zu bean-
standen ist durchgängig eine unsys-
tematische, lückenhafte und deshalb
intransparente Aktenführung, mit der
Verwaltungsentscheidungen und de-
ren Grundlagen nur äußerst einge-
schränkt nachvollzogen werden kön-
nen.« So steht es im Bericht der ex-
ternen Wirtschaftsprüfer, die seit
März dieses Jahres Verträge zur
Flüchtlingsunterbringung zwischen
dem Landesamt für Gesundheit und
Soziales (LAGeSo) und Heimbetrei-
bern in Berlin untersucht haben. Die
Kanzlei »Roever Broenner Susat Ma-
zars« war von Sozialsenator Mario
Czaja (CDU) eingesetzt worden,
nachdem Vorwürfe gegen den Präsi-
denten des LAGeSo, Franz Allert, er-
hoben worden waren. Demnach soll
er seinen Patensohn, der Geschäfts-
führer beim privaten Flüchtlings-
heimbetreiber Gierso ist, bevorteilt
haben. Auch die Verträge mit dem
ehemaligen Gierso-Minderheitenge-
sellschafter PeWoBe, der ebenfalls
Asylheime in Berlin betreibt, standen
im Fokus der Prüfung. Medien hat-
ten immer wieder über Unstimmig-
keiten bei den Abrechnungen im luk-
rativen Flüchtlingsgeschäft berichtet.
Nach der Veröffentlichung des 54-

seitigen Bericht der externen Wirt-
schaftsprüfer, in dem die schwer-
wiegenden Mängel in der Landesbe-
hörde aufgezeigt werden, kündigte
Sozialsenator Czaja am Donnerstag
Konsequenzen an. »Ich habe mich
entschlossen, Franz Allert und die da-
runterliegende Struktur von der Auf-
gabe der Flüchtlingsunterbringung zu
entbinden«, erklärte der Sozialsena-
tor auf einer Pressekonferenz. Die
Akquise und Vergabe von Flücht-
lingsunterkünften soll künftig in ei-

ner neuen Organisationseinheit des
Flüchtlingsmanagements abgewi-
ckelt werden. Um die Kontrollen zu
verstärken, bis das neue Referat
funktioniert, werden zudem aus an-
deren Verwaltungen Experten hin-
zugezogen. Diese Umstrukturierun-
gen erfolgen, obwohl den Prüfern
nach eigener Aussage keine »Hin-
weise« auf eine persönliche Berei-
cherung eines Mitarbeiters des LA-
GeSo zur Kenntnis gelangt waren.
Der Senator wollte aber nicht aus-

schließen, dass es in dem Zusam-
menhang zu weiteren disziplinar-
rechtlichen Verfahren in der Landes-
behörde kommt. So oder so werden
die Kontrollen verschärft und ein

Controllingsystem eingeführt. Dies
hatten die Wirtschaftsprüfer emp-
fohlen. Schließlich hatten sie insbe-
sondere bei den Verhandlungen und
der Vertragsausgestaltung für die
Flüchtlingsunterkünfte eklatante
Mängel festgestellt.
Wie aus dem Bericht hervorgeht,

konnten die Wirtschaftsprüfer in den
zur Verfügung stehenden Ordnern
»keine einheitliche Aktenführung« bei
den Geschäften mit den Flüchtlings-
heimbetreibern erkennen. Auch
Rechnungen und sonstige Doku-
mentationen zu Zahlungsabläufen im
Millionengeschäft der Flüchtlings-
unterbringung in Berlin waren »von
wenigen Ausnahmen abgesehen«

nicht in den Ordnern des LAGeSo zu
finden. Ähnliche Missstände wurden
im Übrigen während der Untersu-
chung auch bei Verträgen von Trä-
gern aus der freien Wohlfahrtspflege
wie der Arbeiterwohlfahrt festge-
stellt. »Die Einhaltung der Grundsät-
ze der Wirtschaftlichkeit und der
Sparsamkeit kann nicht bestätigt
werden«, erklärte Czaja.
Der Opposition von Grünen,

Linkspartei und Piraten reichte der
»plötzliche Aktionismus« Czajas nicht
aus. »Damit wird keines der seit lan-
gem bestehenden Probleme gelöst«,
sagte die Abgeordnete Elke Breiten-

bach (LINKE) dem »nd«. Entweder sei
Franz Allert Behördenchef, der das
LAGeSo führen kann, oder er ist es
nicht, dann muss er gehen. »Die Fra-
ge ist nicht mehr, ob dem Land Ber-
lin ein wirtschaftlicher Schaden ent-
standen ist, sondern in welcher Hö-
he«, sagte Breitenbach. Die LINKE
fordert diesbezüglich Aufklärung.
Wie aus dem Wirtschaftsprüfer-

bericht hervorgeht, hatten allein die
16 Verträge mit den privaten Betrei-
bern Gierso und der PeWoBe ein Vo-
lumen von mehr als 40 Millionen Eu-
ro. Der Senat will diese und auch die
weiteren Kontrakte der zurzeit 66
Flüchtlingsheime in Berlin in den
kommenden Monaten weiter unter-
suchen lassen – auf Abrechnungs-
fehler beim Personal, Doppelzahlun-
gen und nicht erbrachte Bauleistun-
gen. Auch weitere personelle Konse-
quenzen wollte Czaja am Donnerstag
nicht ausschließen. Seinen eigenen
Stuhl sieht er aber nicht wackeln.

»Die Frage ist nicht
mehr, ob dem Land
Berlin ein wirtschaftli-
cher Schaden
entstanden ist, sondern
in welcher Höhe.«
Elke Breitenbach, Linkspartei

Senator Czaja musste Missstände in seiner Behörde einräumen. Foto: nd/Ulli Winkler

Vorfahrt für die Straßenbahn
Fahrgastverband Igeb fordert den Bau von 100 Kilometer neuer Strecken bis zum Jahr 2050

Der Ausbau der Straßenbahn
kommt nur schleppend voran. Zu
ihrem 150. Geburtstag präsentiert
der Igeb einen Forderungskatalog.

Von Bernd Kammer

Vor 150 Jahren begann in Berlin die
Ära der Straßenbahn. Am 22. Juni
1865 fuhr die erste Bahn, damals noch
von Pferden gezogen, vom Branden-
burger Tor nach Charlottenburg. Pas-
send zum Jubiläum präsentierte der
Fahrgastverband Igeb am Donnerstag
seine Vorstellungen, wie das Stra-
ßenbahnnetz im Jahr 2050 in Berlin
aussehen könnte: um 100 Kilometer
erweitert. Derzeit misst es 190 Kilo-
meter.
Die Organisation versteht ihren

Vorstoß als »Signal« an die Politik, die
in Sachen Straßenbahn viel zu zö-
gerlich agiere. »Die Stadt wächst, wir
brauchen mehr Strecken, auch weil
die Straßenbahn wirtschaftlicher ist
als der Bus«, sagt Igeb-Vize Jens Wie-
seke. Sie sei zuverlässiger und könne
bis zu 300 Fahrgäste befördern, ein
Bus maximal 130. Die neuen Stre-
cken sollen vor allem im Westteil der
Stadt, aus dem die Straßenbahn seit
1967 weitgehend verbannt ist, Busli-
nien ablösen. Im Ostteil stellt sich der
Verband Streckenergänzungen über
etwa 15 Kilometer vor.
Als wichtigstes Projekt schlägt der

Verband eine »Durchmesserlinie« vom
Alex über Potsdamer Platz, Rathaus
Steglitz bis Lichterfelde vor. Bis zum
Potsdamer Platz steht die Trasse auch
schon seit Jahren in den Senatsplä-
nen, frühestens nach Ende des U-5-
Baus 2019 könnte sie Realität wer-

den. Noch unklar ist, ob sie durch die
Leipziger oder die Französische Stra-
ße verlaufen wird, der Igeb würde am
liebsten beide Varianten realisieren.
Der Bedarf sei da. Ein Abzweig soll
vom Spittelmarkt zum Mehringdamm
führen.
Eine Südosttrasse soll den Bahnhof

Zoo mit Köpenick verbinden, über
Potsdamer Platz, Herrmannplatz,
Baumschulenweg zur Nalepastraße,
wo sie an das vorhandene Netz an-
schließen würde. In Moabit will der
Igeb ein Straßenbahnkreuz entstehen
lassen und knüpft dabei an vorhan-

dene Pläne an. Der Senat bereitet der-
zeit die Verlängerung der Strecke vom
Hauptbahnhof zur Turmstraße vor.
Von hier sollte die Trasse weiter über
Mierendorffplatz nach Westend füh-
ren, fordert der Igeb. Gekreuzt würde
sie von der Strecke, die vom jetzigen
Endpunkt der M13 über Beusselstra-
ße bis zum Bahnhof Zoo verlängert
werden soll.
Ebenfalls bis zum Zoo soll die

Nordtangente führen, die vom End-
punkt der M1 in Rosenthal über Mär-
kisches Viertel, Kurt-Schumacher-
Platz und Ernst-Reuter-Platz geführt

werden würde. Eine Südtangente
könnte vom Bahnhof Schöneweide
über Johannisthaler und Buckower
Chaussee, Lankwitz und Rathaus
Steglitz bis zur Clayallee führen und
dabei die Metrobuslinie M17 erset-
zen. Auch zwischen den Bahnhöfen
Spandau und Zoo schlägt der Igeb ei-
ne 9,3 Kilometer lange Straßenbahn-
verbindung vor.
Beim Igeb weiß man, dass dies uto-

pisch erscheint angesichts der dürfti-
gen Ergebnisse beim Straßenbahn-
ausbaubisher. »Daswichtigste ist, dass
die personellen Kapazitäten geschaf-

fen werden«, fordert Wieseke. Bisher
beschäftige sich lediglich ein Mitar-
beiter in der Senatsverwaltung mit
Straßenbahnplanung. Jetzt müssten
die Konzepte erarbeitet werde, damit
spätestens 2020 mit der Realisierung
begonnen werden kann, so Wieseke.
Am Geld sollte es jedenfalls nicht
scheitern. Der Igeb schätzt die Kosten
für den Bau eines Kilometer Straßen-
bahn auf maximal 20 Millionen Euro,
macht für die 100 Kilometer bis 2050
insgesamt zwei Milliarden. Der Bau
der nur 2,2 Kilometer langen U5 kos-
tet dagegen 525 Millionen.

Bei den Jubiläumsfeierlichkeiten dabei: Ein Modell von 1903. Foto: BVB

Die Bahn feiert
Vor 150 Jahren wurde die erste
Pferdestraßenbahn Deutschlands
eröffnet. Das will die BVG mit den
Berliner zünftig feiern. Am Mon-
tag , 11 Uhr, lädt sie zum Festakt
auf den Alex, zu dem auch etliche
»Geburtstagskinder« aufgefahren
werden. Darunter ein Exemplar
aus der ersten Generation der
Berliner Pferdebahnwagen sowie
verschiedene Jahrgänge der
»Elektrischen«. Auch das Jubilä-
umsbuch »die Bahn, die Berlin
bewegt« (Nicolai-Verlag) wird
erhältlich sein. Am 27. und 28.
Juni öffnet der Betriebshof Lich-
tenberg seine Tore, am 28. startet
dort um 14 Uhr ein Fahrzeugkor-
so zum Alex. Ein Geschenk an die
Berliner gibt es Ende August:
Dann wird die Trasse zwischen
Nord- und Hauptbahnhof kom-
plett in Betrieb gehen.

Zu wenig
Schulplätze
Im Bezirk Mitte fehlen nach Ein-
schätzung der Lehrergewerk-
schaft GEW mehrere hundert
Plätze für Erstklässler. Die Se-
natsbildungsverwaltung habe
schwerwiegende Rechenfehler
gemacht, kritisierte der GEW-Vor-
sitzende Tom Erdmann am Don-
nerstag. Nun müssten kurzfristig
Klassen eingerichtet werden, für
die es möglicherweise nicht ge-
nügend Lehrer und Räume gebe.
Der Senat müsse seine Berech-
nungsgrundlage dringend über-
prüfen, so Erdmann. Die Bil-
dungsverwaltung wies den Vor-
wurf zurück. dpa/nd

Humboldtsaal der Urania Berlin
An der Urania 17, 10787 Berlin

21.06.  15:00–18:00

 Verleihung des 
Preises für  
 «Solidarität und 
Menschenwürde»
Konstantin Wecker (Liedermacher  
und Schriftsteller)
Laudatio: Werner Schneyder  
(Kabarettist, Schriftsteller und Regisseur)
Musikalische Begleitung übernimmt der 
Liedermacher Roger Stein.

Eintritt: frei

Bitte anmelden bei: Dagmar Rubisch, 
Tel. 030 44310-158, rubisch@rosalux.de

Rosa-Luxemburg-Stiftung in Kooperation 
mit BüSGM (Bündnis für soziale Gerech-
tigkeit und Menschenwürde e. V.) Berlin

ANZEIGE

Wrangelkiez
widersetzt sich
Gentrifizierung
Der Widerstand gegen die Ver-
drängung alteingesessener Be-
wohner im Kreuzberger Wran-
gelkiez wächst. Am vergangenen
Mittwochabend gingen erneut
hunderte Anwohner, Linke und
Gewerbetreibende für den Ge-
müsemarkt »Bizim Bakkal« der
Familie Çalışkan auf die Straße.
Der seit 28 Jahren existierende
Laden in derWrangelstraße 77 hat
vom Vermieter eine Kündigung
erhalten. Weil das Geschäft als
zentraler Treffpunkt gilt, wollen
die Bewohner der Umgebung die
Kündigung nicht hinnehmen. Mit
Musikkonzerten, einem großen
Buffet und politischen Reden pro-
testierten die Kundgebungsteil-
nehmer gegen die Gentrifizierung
ihres Kiezes, also die Vertreibung
alteingesessener Bewohner. »Wir
planen einen Brief an den Ver-
mieter zu schreiben, damit es nicht
bei Symbolpolitik bleibt«, kün-
digte ein Redner an. mkr

ANZEIGE

SOZIALISTISCHE  TAGESZEITUNG

   nd mittendrin

EUROPA. ANDERS. 
MACHEN. 
– demokratisch 
– solidarisch 
– grenzenlos

Bundesweite 
Demonstration
20. Juni 2015
Auftaktkundgebung
13 Uhr Oranienplatz 
Berlin-Kreuzberg
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Trinkwasser in drei
Dörfern verunreinigt
Fürstenwalde. Bei einer Routine-
untersuchung im Oder-Spree-
Kreis sind Keime nachgewiesen
worden, wie der Zweckverband
Wasserversorgung und Abwas-
serentsorgung Fürstenwalde und
Umland auf seiner Internetseite
mitteilte. Betroffen sind demnach
der Bad Saarower Ortsteil Pe-
tersdorf sowie die nahe gelege-
nen Orte Rauen und Mönchwin-
kel - laut Zweckverband insge-
samt rund 600 Haushalte. Zuerst
hatte die »Märkische Oderzei-
tung« darüber berichtet. Den Be-
wohnern wurde empfohlen, das
Wasser vorsorglich abzukochen.
Wie die Bakterien ins Wasser ge-
langen konnten, sei bislang un-
geklärt. dpa/nd

83-Jährige stirbt bei
Sturz in Gully-Schacht
Potsdam. Eine 83 Jahre alte Frau
ist am Donnerstag in Potsdam bei
einem Sturz in einen Gully-
Schacht ums Leben gekommen.
Nach Polizeiangaben wollte sie in
der Nähe des Hauptbahnhofs eine
Straße überqueren und trat des-
halb ein Stück zurück. Dabei ge-
riet sie mit ihrem Rollator ins
Straucheln, verlor den Halt und
stürzte knapp fünf Meter in den
offenen Schacht. Ein alarmierter
Notarzt konnte nur noch den Tod
der Frau feststellen. Die Krimi-
nalpolizei hat die Ermittlungen
aufgenommen. In dem Bereich
liefen zur Unfallzeit Kanalarbei-
ten. Ob ausreichend abgesperrt
wurde, teilte eine Polizeispreche-
rin nicht mit. Das Amt für Ar-
beitsschutz sowie das Potsdamer
Grünflächenamt seien einge-
schaltet worden. dpa/nd

Land: Filmförderung darf
nicht gekürzt werden
Potsdam. Brandenburgs hat die
Bundesregierung zur Rücknahme
der Kürzung der Filmförderung
aufgefordert. »Jeder in Babels-
berg produzierte internationale
Kinofilm ist beste Standortwer-
bung für Deutschland«, sagte der
Bevollmächtigte des Landes beim
Bund, Thomas Kralinski, am Mitt-
woch beim Medientreff im Pots-
damer Studio Babelsberg. In Zu-
sammenarbeit mit dem Hasso-
Plattner-Institut und Deutsch-
lands erster Filmuniversität in
Potsdam sei aus der Geburtsstätte
des Films einer der modernsten
Filmstandorte der Welt gewor-
den, sagte Kralinski. Brandenburg
hat 2015 seine Filmförderung um
eine halbe Million Euro auf 7,5
Millionen Euro und für 2016 auf
acht Millionen Euro erhöht. Der
Bund hatte die Filmförderung um
zehn Millionen Euro auf 50 Milli-
onen Euro gekürzt. dpa/nd

Tiere bevölkern
Bundeswehrübungsplatz
Storkow. Der Truppenübungs-
platz Storkow (Oder-Spree) wird
künftig zum Lebensraum für viele
Tiere. Der Haushaltsausschuss des
Bundestages gab grünes Licht,
dass bundesweit 62 Flächen im
Besitz des Bundes mit insgesamt
31 000 Hektar zum Nationalen
Naturerbe erklärt werden. Beim
Übungsplatz Storkow mit rund
450 Hektar Fläche handelt es sich
nach Angaben des Bundesum-
weltministeriums vom Donners-
tag um ein ausgedehntes Dünen-
feld. Zudem gebe es viele Moore
und Feuchtwiesen. Fischadler,
Kranich, Seeadler und Fischotter
leben dort. dpa/nd

Vier Verletzte bei Unfall
auf dem Berliner Ring
Potsdam. Bei einem Unfall auf
dem westlichen Berliner Auto-
bahnring A10 sind vier Menschen
verletzt worden. Nach Angaben
der Polizei in Potsdam hatte sich
ein Auto zwischen Falkensee und
Brieselang (Havelland) in der
Nacht zum Donnerstag über-
schlagen. Wie es zu dem Unfall
kam, war zunächst unklar. Auch
zur Identität der Verletzten konn-
te die Polizei vorerst keine Anga-
ben machen. dpa/nd

Wer übernimmt die städtischen Schulden?
Kabinett stößt Diskussion über Kommunalreform an / Altersgrenze für hauptamtliche Bürgermeister aufgehoben

Acht oder neun Kreise sollen künf-
tig das Land Brandenburg bilden,
Potsdam bleibt als einzige Stadt
kreisfrei. So sieht esderEntwurfdes
Leitbildes vor, das das Kabinett am
Dienstag verabschiedet hat.

Von Wilfried Neiße

Mit der Verabschiedung des Entwur-
fes hat die Landesregierung die Dis-
kussion um die Reform der kommu-
nalen Verwaltungen formell ange-
schoben. Laut Innenminister Karl-
Heinz Schröter (SPD) sollen die neu-
en Strukturen mindestens 175 000
Einwohner haben und nicht größer
als 5000 Quadratkilometer werden.
Bleibt das Problem, wohin mit den
Schulden der einstigen kreisfreien
Städte Frankfurt (Oder), Cottbus und
Brandenburg/Havel. Die angehäuf-
ten Verbindlichkeiten erreichen ins-
gesamt 600 000 Euro. Als vor eini-
gen Jahren die Debatte um die Kreis-
neugliederung begann, addierten sich
im Fall von Cottbus zum Schulden-

stand von 43 Millionen Euro noch
einmal Kassenkredite von über 205
Millionen Euro. Brandenburg/Havel
meldet 35,5 Millionen Euro Schul-
den sowie 130 Millionen Euro Kas-
senkredite und die Landeshauptstadt
Potsdam verwies auf 93 Millionen
Euro Schulden, wobei ihr Salär aber
von keinem Kassenkredit gedrückt
werde. Fachleute sind sich einig:
Müssten die neuen Umlandkreise mit
den Städten deren Schulden über-
nehmen, wären sie sofort paralysiert.
In diesem Zusammenhang werde

über eine Teilentschuldung nachzu-
denken sein, sagte SPD-Fraktions-
chef Klaus Ness. Andernfalls sehe er
»kaum Bereitschaft«, die großen
Städte anzunehmen. Den Städte-
Schulden von mehr als einer halben
Milliarde Euro stehen 73 Millionen
Euro gegenüber, mit denen Bran-
denburgs Landkreise verschuldet
sind. Daneben schwebt dem Innen-
ministerium vor, dass jeder heutige
Landkreis und jede heute kreisfreie
Stadt als Anschubfinanzierung fünf

Millionen Euro vom Land erhält. Nur
Potsdam bliebe außen vor.
Parallel zur Finanzfrage muss das

Land darauf reagieren, dass ange-
sichts der demografischen Entwick-
lung auch die Suche nach geeigneten
Bewerbern für die Bürgermeister-
Posten schwierig wird. Im Koaliti-
onsvertrag hatten sich SPD und LIN-
KE darauf verständigt, die gültigen
Altersbegrenzungen dieser Situation
anzupassen. Das Kabinett beschloss
am Dienstag auch, dass in Branden-
burg künftig schon 18-Jährige Bür-
germeister oder Landräte werden
können und diese Ämter zudem auch
über das 70. Lebensjahr hinaus aus-
geübt werden können. Derzeit müs-
sen Kandidaten zum hauptamtlichen
Bürgermeister oder Landrat mindes-
tens 25 Jahre als sein, als Höchstal-
ter für die dann folgende achtjährige
Amtszeit gelten bislang 62 Jahre. Mit
Blick auf die Reife der 18- bis 24-Jäh-
rigen, die höhere Lebenserwartung
und das angehobene allgemeine Ren-
teneintrittsalter seien diese Alters-

grenzen nicht mehr zeitgemäß, sagte
der Innenminister zur Begründung.
Als Brandenburg Mitte der 1990er

Jahre seinen heutigen Zuschnitt mit
14 Landkreisen und vier kreisfreien
Städten erhielt, »war noch nicht ab-
sehbar, welche Entwicklung bei Ein-
wohnerzahl und Wirtschaft bevor-
stehen«, heißt es in einer Erklärung
der Linksfraktion. Inzwischen müsse
man konstatieren, dass zwischen Be-
völkerungszahl und Verwaltungs-
aufwand ein wachsender Wider-
spruch entstanden sei.
Der Leitbildentwurf sei »ein An-

gebot zur Diskussion«, betonte Mi-
nister Schröter. Im zweiten Halbjahr
2015 sollen dazu landesweit Konfe-
renzen veranstaltet werden. Zusätz-
lich sind Möglichkeiten zur Bürger-
beteiligung im Internet geplant. Mit-
te kommenden Jahres soll dann der
Landtag über das Leitbild entschei-
den. Erst dann wird auf dieser Basis
das Gesetzgebungsverfahren starten.
Die Reform könnte im Jahr 2019 grei-
fen.

Die Gurkenflieger sind gestartet
Spreewald-Bauern erwarten gute Gurken-Ernte – andere Kulturen leiden unter der Witterung
In der Gemeinde Märkische Heide
wurde am Donnerstag die Gurken-
Saison eröffnet. Die Einlegegurke
scheint von Kälte und Trockenheit
weniger beeinträchtigt zu sein als
beispielsweise das Getreide.

Von Tomas Morgenstern

Während Landwirte aus vielen Tei-
len Brandenburgs in den vergange-
nen Tagen Stoßgebete in den Him-
mel sandten und inständig auf Regen
hofften, hat die launische Witterung
den Gemüsebauern offenbar weniger
ausgemacht. Das beste Beispiel dafür
lieferte am Donnerstag der offizielle
Start der diesjährigen Gurken-Saison
im Spreewald. Tausende Gurken-
pflücker werden in den nächsten Wo-
chen wieder auf den Feldern im Ak-
kord arbeiten. Die Anbauer sind zu-
versichtlich, dass es einen guten Hek-
tarertrag geben wird.
Zwar habe die kühle Witterung im

April das Anpflanzen der Gurken ver-
zögert, teilte der Geschäftsführer der
Agrargenossenschaft »Unterspree-
wald«, Uwe Schieban, am Donners-
tag mit. Viele Sonnenstunden in den
vergangenenWochen hätten das aber
wieder ausgeglichen. Auch auf den
Feldern des Betriebs in der Gemein-
de Märkische Heide (Dahme-Spree-
wald) startete an diesem Tag offiziell
die Gurkenernte.
Trotz der guten Aussichten wird es

wohl einen geringeren Gesamtertrag
geben als noch 2014. Grund: Die Grö-
ße der Anbaufläche im Spreewald ist
von rund 600 Hektar auf etwa 500

Hektar zurückgegangen, wie der
Spreewaldverein mitteilte. Die An-
bauer passen sich demnach jedes Jahr
an den Umfang ihrer Abnehmerver-
träge an. Nach rund 40 000 Tonnen
im vergangenen Jahr gehen die An-
bauer für 2015 von rund 35 000 Ton-
nen Ernte aus. Der Rückgang hat mit
dem Wetter recht wenig zu tun.
Ganz anders sieht es da auf den

Getreidefeldern aus. Bereits rund an-
derthalb Wochen vor dem eigentli-
chen Beginn der Getreideernte müs-
sen Brandenburgs Landwirte mit be-
trächtlichen Ausfällen rechnen. Nach
Einschätzung von Holger Brantsch,
Pressesprecher des Landesbauern-
verbandes Brandenburg (LVB), hat
die langanhaltende Trockenheit das
Getreide ausgerechnet in der Reife-
zeit der Körner erwischt. Zwar gebe
es regional bedeutende Unterschie-
de. Doch vor allem auf den Feldern
in der Uckermark und im Barnim sei
das Getreide auf weiten Flächen
buchstäblich auf dem Halm abge-

storben und oft nicht einmal mehr als
Futter zu verwenden. »Wir gehen in
manchen Regionen von Verlusten in
Höhe von bis zu 40 Prozent aus«, sag-
te Brantsch dem »nd«. »Zumindest bei
Gerste und Weizen erwarten wir im
Landesdurchschnitt um 20 bis 30
Prozent geringere Erträge.« Auch
beim Raps rechne er mit Einbußen,
während sich andere Kulturen wie
Mais oder Kartoffeln noch in einer re-
lativ frühen Wachstumsphase befän-
den und sich noch erholen könnten.
Von einem angesichts der starken

Frühjahrstrockenheit »recht kompli-
zierten Jahr« spricht Andreas Jende,
der Geschäftsführer des Gartenbau-
verbandes Berlin-Brandenburg e.V. ,
der sich gerade auf einer Fahrt durch
den Spreewald einen eigenen »Lei-
densüberblick« verschaffte. Jende
betonte allerdings, dass heute für das
wirtschaftliche Überleben eines Ag-
rarunternehmens moderne Arbeits-
verfahren wie beispielsweise eine
frühzeitige Bewässerung und Nähr-

stoffzufuhr oder auch der Einsatz von
Folien unerlässlich seien. Die Unter-
nehmen sorgten dafür, dass sie mög-
lichst witterungsunabhängig arbei-
ten. So rechne er auch nur punktuell
mit Problemen im Obst- und Gemü-
seanbau. »Größere Sorgen als die
Trockenheit bereitet uns die eher
kühle Witterung vor allem nachts.
Zudem haben wir gerade die Schafs-
kälte«, sagte Jende. Die Kühle habe
beispielsweise dazu geführt, dass et-
wa in der Spargelernte das »Ertrags-
stadium nicht im optimalen Zeit-
raum« lag. Das habe Auswirkungen
auf den Einsatz der Saisonarbeits-
kräfte. Da bei diesen erstmals der
Mindestlohn zu Buche schlage, stün-
den manche Unternehmen unter
starkem wirtschaftlichem Druck.
Jens-Uwe Schade, Sprecher des

Agrarministeriums, sieht auf den Fel-
dern bislang keine existenzbedro-
henden Auswirkungen der Witte-
rung. Für Prognosen sei es noch zu
früh, betonte er. Angesichts der 2014
erzielten Rekordernte rechne er auch
bei Getreide im laufenden Jahr mit ei-
ner durchschnittlichen Ernte. Doch
abgerechnet werde erst am Ende der
Saison. Schade verwies darauf, dass
schon die Niederschläge der vergan-
genen Tage die Situation entspannt
hätten. Größere Probleme bereite den
Landwirten hierzulande derzeit noch
immer das Russland-Embargo – ins-
besondere der Milchwirtschaft. Auch
lasse sich noch nicht sagen, wie jene
Unternehmen, die Saisonarbeiter be-
schäftigen, die Einführung des Min-
destlohns verkraften. mit dpa

Eine Staubfahne wirbelt der Pflug auf einem Feld nahe Biegen (Oder-Spree) auf. Die
lange Trockenheit hat vor allem das Getreide schwer in Mitleidenschaft gezogen.

Zum Auftakt der Spreewälder Gurkenernte pflücken polnische Erntehelferinnen das Gemüse auf einem »Gurkenflieger« auf einem Feld in Dürrenhofe. Fotos (2): dpa/Patrick Pleul

Frauenleiche
entdeckt
Bernau. Eine Frauenleiche ist in
einem Weiher bei Berlin entdeckt
worden. Die Polizei vermutet, dass
es sich um eine als vermisst ge-
meldete Frau aus dem Allgäu in
Bayern handelt. Klarheit soll eine
Obduktion bringen, ein Ergebnis
wird noch in dieser Woche er-
wartet, wie eine Polizeisprecherin
am Donnerstag sagte. »Nach ers-
ten Erkenntnissen gab es keine
Einwirkung Dritter.« Der Eigen-
tümer des Grundstücks am Stadt-
rand von Bernau (Barnim) hatte
die Tote am Mittwoch im Wasser
entdeckt. »Wir gehen davon aus,
dass sie schon eineWeile dort lag«,
sagte die Sprecherin. Medien hat-
ten zuvor über den Leichenfund
berichtet.
Die Mittvierzigerin hatte Poli-

zeiangaben zufolge im Mai einen
Autounfall auf der A 10 nördlich
von Berlin. Ein Abschleppdienst
habe sie dann bis zum Bahnhof
Bernaumitgenommen. »Was dann
passierte, ist noch völlig offen«,
sagte die Sprecherin. dpa/nd

Ägyptisch Blau
sorgt für
Klarheit
Bei Restaurierungsarbeiten in
einem Pavillon von Schloss Glie-
nicke konnten Spezialisten der
Schlösserstiftung Zweifel an ei-
ner Wandmalerei ausräumen.
Ihr Urteil: Es ist ein Original.

Die Wandmalerei im Tee-Pavillon
von Schloss Glienicke ist keine
Fälschung. Untersuchungen
konnten das Pigment »Ägyptisch
Blau« nachweisen und die Male-
rei in die Zeit vor dem Vesuv-Aus-
bruch 79 nach Christus taxieren,
teilte ein Sprecher der Stiftung
Preußischer Schlösser und Gärten
am Donnerstag in Potsdam mit.
Als Carl von Preußen (1801-

1883) von einer Italienreise zu-
rückkehrte, beschloss er, eine ita-
lienische Villa auf dem Landgut
Glienicke zu bauen. Das Schloss
entstand nach Entwürfen von Karl
Friedrich Schinkel. Dazu entstan-
den die beiden Tee-Pavillons Klei-
ne und Große Neugierde. Zu den
dort verbauten antiken Architek-
turfragmenten aus Italien zählt
das Teilstück mit der Malerei.
Bei Restaurierungsarbeiten

wurde die Malerei jetzt von Spe-
zialisten unter die Lupe genom-
men. Hierzu wurden Moleküle ei-
ner entnommenen Probe per La-
serstrahl in Schwingungen ver-
setzt. Die Analyse des Streulichts,
die sogenannte Raman-Spektros-
kopie, deutete dann auf das
»Ägyptisch Blau«, dass schon Pha-
raonen einsetzen ließen.
Diese Form der Altersbestim-

mung hat in der vergangenen Jah-
ren bei der Untersuchung von Kul-
turgütern und in der Konservie-
rungsforschung stark an Bedeu-
tung gewonnen. Farb- und Füll-
stoffe, Bindemittel und organi-
sche Bestandteile in und auf
Kunstwerken könnten so zerstö-
rungsfrei untersucht werden, weil
nur kleinste Proben benötigt wer-
den, teilte der Sprecher mit. Ex-
perten hätten lange über die Her-
kunft der Malereien gerätselt:
Waren sie antiken Ursprungs oder
stammten sie aus dem 19. Jahr-
hundert? Zweifel seien ange-
bracht gewesen, denn gerade im
19. Jahrhundert sei Antikes oft re-
produziert worden. dpa/nd

Eingerüstet zeigt sich die »Kleine
Neugierde« im Schlosspark Glieni-
cke. Bei Untersuchungen wurden
Pigmente von »Ägyptisch Blau« in
den antiken Wandmalereien im Tee-
pavillon nachgewiesen. Foto: dpa/Settnik
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Vermeintliche
Polizei-Höhenübung
hat Nachspiel
Köln. Das spektakuläre Auftau-
chen einer Polizei-Spezialeinheit
auf der Spitze einer Kölner Rhein-
brücke hat ein Nachspiel. Das Er-
scheinen der Beamten in fast 80
Meter Höhe – begleitet von einem
Polizeihubschrauber – war der Öf-
fentlichkeit im vergangenen Jahr
als Höhenübung erklärt worden.
Einem Bericht der »Rheinischen
Post« zufolge gibt es inzwischen
Hinweise, dass es sich eher um die
aufwendige Inszenierung eines
Abschiedsfotos für den ehemali-
gen Chef der Spezialeinheiten ge-
handelt haben könnte. Nordrhein-
Westfalens Innenministerium for-
derte umgehend einen Bericht vom
Kölner Polizeipräsidium an. »Wir
gehen davon aus, dass der Kölner
Polizeipräsident den Fall sorgfäl-
tig untersucht«, sagte ein Ministe-
riumssprecher amDonnerstag. Der
Kölner Polizeipräsident Wolfgang
Albers reagierte bereits. Er habe
vor wenigen Tagen erstmalig den
Hinweis erhalten, »dass die Übung
eine unzulässige Verquickung von
persönlichen und dienstlichen In-
teressen gewesen sein könnte, um
ein Abschiedsfoto für den ehema-
ligen Leiter der Spezialeinheiten zu
fertigen«, teilte er am Donnerstag
mit. dpa/nd

Polnische Lehrlinge
weiter gefragt
Pasewalk. Auszubildende aus Po-
len sind nach Angaben der Ar-
beitsagentur in Pasewalk bei deut-
schen Firmen weiter gefragt. Seit
dem Start des Projektes »Cleveres
Köpfchen« im Jahr 2011 nahmen
insgesamt 60 junge Frauen und
Männer ein Lehrverhältnis in
Mecklenburg-Vorpommern und
Brandenburg auf, erklärte eine
Sprecherin der Agentur, die das
Projekt koordiniert, am Donners-
tag. Am Nachmittag sollten mit ei-
nem feierlichen Akt 24 junge Men-
schen aus der Region Stettin
(Szczecin) - die bisher höchste Zahl
- symbolisch die Ausbildung in Pa-
sewalk starten. Die 16 Frauen und
9 Männer sind 16 bis 41 Jahre alt.
Allerdings habe sich das Spektrum
der Betriebe gewandelt, hieß es.
Hätten 2012 und 2013 noch viele
Hotels und Gastronomen Azubis
aus Polen eingestellt, sei dies stark
zurückgefahren worden. Dafür
seien ein Handelskonzern mit La-
gerausbildung in Oranienburg und
ein Gastronom in Bad Saarow da-
zugekommen. dpa/nd

Kieler Landtag setzt
Zeichen für Ehe für alle
Kiel. Der Schleswig-Holsteinische
Landtag hat sich einhellig für die
rechtliche Gleichstellung homose-
xueller Lebenspartnerschaften
ausgesprochen. Bei Enthaltung der
CDU-Abgeordneten verabschiede-
te der Landtag am Donnerstag mit
den Stimmen von SPD, Grünen,
SSW, FDP und Piraten einen An-
trag zur Gleichstellung. Auch der
CDU-Fraktionsvorsitzende Daniel
Günther hatte sich für eine ge-
setzliche Gleichstellung schwuler
und lesbischer Paare mit hetero-
sexuellen Ehepaaren ausgespro-
chen und damit innerhalb der Uni-
on eine Vorreiterrolle übernom-
men. Für einen gemeinsamen An-
trag aller Fraktionen im Kieler
Landtag reichte es aber nicht. Gün-
ther betonte in seiner Rede, eine
Volkspartei, die 40 Prozent habe,
dürfe sich in wichtigen gesell-
schaftspolitischen Fragennicht von
Gerichtsurteilen abhängig ma-
chen. »Es entspricht unserem
christlichen Leitbild, dass zwei
Menschen Verantwortung fürei-
nander übernehmen«, sagte der
CDU-Fraktionschef. »Genauso
wollen auch viele homosexuelle
Paare leben. Wer, wenn nicht die
CDU als größte Volkspartei, sollte
sie darin vollständig unterstüt-
zen.« Die CDU-Abgeordnete Katja
Rathje-Hoffmann wies daraufhin,
dass es immer noch Menschen mit
Bedenken gebe. Notwendig sei
deshalb ein Dialog. Denn: »Kinder
haben keine Probleme damit,
wenn sie Vater und Vater haben
oder Mutter und Mutter.« dpa/nd

WDR knickt vor
Dortmunder Nazis ein
Radiosendung ohne Publikum / Schüsse auf Partei-Büro

Aus Sicherheitsgründen sagte der
Westdeutsche Rundfunk eine Live-
SendungüberDortmunderNazisab.
Schuld sein sollen neben den alsmi-
litant bekannten dortigen Rechten
angeblich auch »Linksautonome«.

Von Marcus Meier

Dortmunds extrem aktive Nazi-Szene
hat tatsächlich eine Nase gefunden,
auf der sie bisher noch nicht herum-
getanzt hatte. Es ist die Nase des
Westdeutschen Rundfunks. Am Don-
nerstagabend, nach nd-Redaktions-
schluss, sollte die im Radiosender
WDR 5 übertragene Sendung »Stadt-
gespräch« ohne das bei diesem For-
mat übliche Livepublikum stattfin-
den. Über das Thema »Dortmund
wehrt sich gegen Neonazis: Was
stoppt rechte Hetze?« sollte im zuhö-
rerfreien Studio diskutiert werden.
Kurzfristig hatte der öffentlich-

rechtliche Sender beschlossen, die
Sendung ohne Publikum zu produ-

zieren. Die Begründungwurde auf der
Webseite von WDR5 präsentiert: »Lei-
der haben sich in den vergangenen
Tagen die gewaltsamen Auseinan-
dersetzungen zwischen Rechtsextre-
men und Linksautonomen so zuge-
spitzt, dass wir um die Sicherheit un-
serer Hörer besorgt sind.«
Die Absage fand nicht auf Anraten

der Polizei statt, erläuterte ein Spre-
cher der Behörde gegenüber »nd«.
Vielmehr stehe die Polizei dem WDR
»zur Gewährleistung der Sicherheit
uneingeschränkt zur Verfügung«.
Zwar hätten sich in den letzten Tagen
rechte Aktionen gehäuft, »aber wir ge-
hen energisch und konsequent gegen
Rechtsextremisten vor«. Zahlreiche
Strafverfahren gegen Rechtsextre-
misten und Ingewahrsamnahmen
auch von Nazis würden die Ent-
schlossenheit der Dortmunder Polizei
belegen.
In einem Fall sei auch eine Anzeige

gegen einen Gegendemonstranten aus
dem linken Lager erstattet worden,

nachdem »die Abreise der Rechten
durch Linke gestört wurde«, so der Po-
lizeisprecher. Ein Mitarbeiter der
Pressestelle des WDR mochte diese
Aussagen nicht kommentieren.
In Dortmund, der Nazi-Hochburg

Westdeutschlands, in der seit 1999
fünf Personen durch Nazi-Hand ge-

tötet wurden, kommt es immer wie-
der zu rechten Übergriffen und Ein-
schüchterungen. Mehrfach gestört
wurden auch öffentliche Diskussi-
onsveranstaltungen: durch Anhänger
der Pseudo-Partei »Die Rechte«. Da-
bei handelt es sich um die legale
Nachfolgerin des vor drei Jahren we-
gen Gewalt-Affinität und NSDAP-

Programmatik verbotenen »Nationa-
len Widerstands Dortmund«.
»Die Rechte« organisierte in die-

sen Tagen vor allem Aktionen gegen
ein Protestcamp syrischer Flüchtlin-
ge. Einige Nazis sollen dabei Polizei-
beamte geschlagen haben. Zur Wo-
chenmitte schossen bisher Unbe-
kannte auf die Scheiben des Büros
dreier Dortmunder Landtagsabge-
ordneter der Piraten-Partei. Die Be-
troffenen wähnen die Täter im »Die
Rechte«-Umfeld.
Und doch bezeichnete Dortmunds

Piraten-Chef Dirk Pullem die WDR-
Absage als »ein verheerendes Zei-
chen für die politische Kultur unserer
Stadt«. Der Endvierziger sprach von
einer »Kapitulation vor dem rechten
Mob«. Auch das Journalisten-Weblog
»Ruhrbarone« kritisierte ein »Ein-
knicken« des WDR und sprach von
»Panikmache«. In Dortmund fänden
im Wochentakt Veranstaltungen zur
extremen Rechten statt, ohne dass es
zu Störungen komme.

Die Absage fand nicht
auf Anraten der Polizei
statt, erläuterte ein
Sprecher der Behörde.

Rau(s)chende Kunst

Karlsruhe Mit zwei ungewöhnlichen Instal-
lationen soll am Wochenende das 300-tägige
Kunstfestival Globale in Karlsruhe eröffnet
werden: Das Zentrum für Kunst und Medi-
entechnologie (ZKM) präsentierte am Don-

nerstag eine künstliche, bewegliche Wolke in
einer Halle und einen sichtbar gemachten,
dröhnenden Datenrausch.
»Die Kunst arbeitet heute mit den glei-

chen Mitteln wie Wissenschaft und Tech-

nik«, sagte ZKM-Leiter Peter Weibel. Zum
300. Geburtstag der Stadt Karlsruhe soll die
Globale die Verschmelzung von Kunst und
Wissenschaft darstellen. Dutzende zusam-
menhängende Ausstellungen, Performances,

Konzerte und Installationen bis zum April
2016 zeugten dabei von den entscheidenden
Trends der Moderne, sagte Weibel: Globali-
sierung und Digitalisierung. dpa/nd
Foto: dpa/Uli Deck

Störche mit Versorgungsschwierigkeiten
Tiere in Mecklenburg-Vorpommern finden zum Teil nicht genug Nahrung

In manchen Regionen Mecklen-
burg-Vorpommerns ist es seit Wo-
chen sehr trocken. Dort haben Stör-
che Schwierigkeiten, Futter für ihre
Jungen zu finden. Schwache Küken
werden dann nicht aufgezogen.

Rostock. Störche leiden wegen der
Trockenheit in einigen Regionen
Mecklenburg-Vorpommerns unter
Nahrungsmangel. In der Uecker-
Randow-Region spielen sich in man-
chen Horsten regelrechte Dramen ab,
wie Jens Krüger vom Storchenhof Pa-
pendorf bei Pasewalk am Donnerstag

sagte. Storchenpaare würden schwä-
chere Küken aus dem Horst werfen,
um die stärkeren groß zu bekommen.
Zwei solche verstoßene Jungstörche
werden derzeit im Storchenhof – ei-
ner Auffangstation für Wildvögel –
aufgezogen. Stefan Kroll von der Lan-
desarbeitsgruppe Weißstorchschutz
beim Naturschutzbund sagte, Stor-
cheneltern müssten so handeln, denn
der Herbstzug in die Winterquartiere
sei strapaziös. »Nur die Störche, die
richtig fit sind, können ziehen.«
Generell befürchten die Stor-

chenbetreuer in diesem Jahr ein so-

genanntes Störungsjahr mit schlech-
ten Brutergebnissen. Das liegt nicht
nur am Wetter im Brutgebiet, denn
zu trocken ist es nach Angaben von
Meteorologen nur punktuell gewe-
sen. Da der Mai kälter war als im
Durchschnitt und weniger Sonne
schien, sei auch weniger verdunstet,
sagte Stefan Kreibohm vom Wetter-
dienst Meteomedia. »Von einer Dür-
re sind wir weit entfernt.«
Wie Kroll erläuterte, kehrten im

Frühjahr viele Störche verspätet aus
Afrika zurück. Betroffen seien die
Vögel, die die östliche Route über den

Bosporus nehmen. Das seien die
meisten in Mecklenburg-Vorpom-
mern. Sie hätten im März und April
auf dem Balkan gegen nordwestli-
che Winde und einen Winterein-
bruch ankämpfen müssen.
Manche seien gar nicht bis ins

Brutgebiet geflogen, andere Spät-
heimkehrer hätten nicht mehr ge-
brütet. »Es ist wahrscheinlich, dass
10 bis 15 Prozent weniger Nester be-
setzt sind als im Vorjahr, und auch
bei der Anzahl der Jungstörche ist ein
spürbarer Rückgang zu erwarten«,
sagte der Vize-Vorsitzende der Lan-

desarbeitsgruppe. Dagegen fanden
die rechtzeitig eingetroffenen Stör-
che im Mai noch günstige Bedingun-
gen vor.
Deren Nester seien teilweise gut

gefüllt, sagte Kroll. Einen Überblick
verschafften sich die Storchenbe-
treuer bei der Beringung der Jung-
störche, die in den kommenden Wo-
chen geplant sei. Sie haben diesmal
Beringungstermine für die frühen und
die späten Brutpaare angesetzt. Man-
che Storchenpaare seien so spät dran,
dass jetzt noch Eier in den Nestern
liegen, sagte Krüger. dpa/nd

178 Kilogramm
Munition
gefunden
Suche am Strand von
Boltenhagen abgeschlossen

Boltenhagen. Am Strand des Ost-
seebades Boltenhagen hat eine
Kampfmittelbeseitigungsfirma in
den vergangenen dreiWochen 178
Kilogramm Munition aus dem
Sand geholt. Dazu gehörten 30
Granaten, sieben Zünder und über
165 Kilogramm nicht näher be-
schriebene Munitionsteile, wie das
Innen- und das Umweltministeri-
um am Donnerstag mitteilten.
Seit dem 1. Juni hatte das Un-

ternehmen 47 865 Quadratmeter
Strand untersucht. Nach einer
Sandaufspülung zur Verbreite-
rung des Strandes waren Muniti-
onsteile entdeckt worden. Exper-
ten entschieden daraufhin, den
betroffenen Strandabschnitt kom-
plett abzusuchen. Die Arbeiten
sollten ursprünglich bis Freitag
dauern, konnten jedoch einen Tag
früher abgeschlossen werden.
Künftig will Mecklenburg-Vor-
pommerns Landesregierung das
Ausbaggern von Meeressand für
Strandaufspülungen intensiver
kontrollieren lassen.dpa/nd
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Niedersachsen will
Urteil zur Lehrerarbeit
akzeptieren
Hannover. Die niedersächsische
Landesregierung will nicht juris-
tisch gegen das Urteil des Ober-
verwaltungsgerichts Lüneburg zur
Arbeitszeit der Gymnasiallehrer
vorgehen. Das erfuhr die dpa am
Donnerstag aus Teilnehmerkrei-
sen des Treffens von Kultusminis-
terin Frauke Heiligenstadt (SPD)
mit Vertretern der Lehrerverbände
und Gewerkschaften in Hannover.
Die Verbände hatten den Verzicht
auf eine mögliche Beschwerde ge-
gen das Urteil zur Bedingung für
weitere Gespräche und Verhand-
lungen gemacht. Das Gericht in
Lüneburg hatte in der vergange-
nen Woche die von der rot-grünen
Landesregierung beschlossene Er-
höhung der Unterrichtsverpflich-
tung für Gymnasiallehrer für ver-
fassungswidrig erklärt. dpa/nd

Rot-Rot-Grün verteidigt
Haushaltsentwurf
Erfurt. Gut ein halbes Jahr nach
Amtsantritt will die rot-rot-grüne
Koalition ihren ersten Haushalt
durch den Landtag bringen. Ver-
treter des Dreierbündnisses ver-
teidigten am Donnerstag in der
Generaldebatte den Etat, mit dem
die Ausgaben in diesem Jahr um
mehr als 300 Millionen Euro auf
knapp 9,3 Milliarden Euro stei-
gen. Die Oppositionsfraktionen
CDUundAfDwarfenRot-Rot-Grün
vor, den Kurs der Haushaltssanie-
rung verlassen zu haben. »Rot-Rot-
Grün bläht den Haushalt auf«, sag-
te der CDU-Finanzpolitiker Maik
Kowalleck. Die Abstimmung über
den Etat am Freitag gilt als erste
Bewährungsprobe für die knappe
Mehrheit von nur einer Stimme
von Rot-Rot-Grün im Landtag. Of-
fen ist, ob drei Abgeordnete, die
sich aus der AfD-Fraktion zurück-
gezogen haben oder ausgeschlos-
sen wurden, für den Etat der Mit-
te-Links-Regierung stimmen. Fi-
nanzministerin Heike Taubert
(SPD) sprach von einem soliden
Haushalt, »der keine Schulden
macht, sondern Schulden tilgt«.
Das sei trotz der guten Entwick-
lung der Steuereinnahmen nicht in
allen Bundesländern der Fall. »Es
hat keiner der LINKEN zugetraut,
dass wir einen Haushalt ohne
Schulden vorlegen«, sagte der
LINKE-Abgeordnete Frank Ku-
schel. dpa/nd

Totenbuch für
sowjetisches Speziallager
Weimar. Die Stiftung der Ge-
denkstätte Buchenwald hat die
Namen fast aller Toten des sow-
jetischen Speziallagers Nummer 2
als Online-Totenbuch im Internet
veröffentlicht. 7056 der nach Zah-
len aus sowjetischen Quellen ins-
gesamt 7113 Opfer seien mit ih-
ren Namen verzeichnet, sagte His-
torikerin Julia Landau am Don-
nerstag. Für etwa ein Drittel der
Toten des von 1945 bis 1950 be-
stehenden Lagers auf dem Ge-
lände des ehemaligen KZ sei nach
aufwendigenRecherchen auch der
Geburtsort aufgeführt. Die Veröf-
fentlichungdes Totenbuchs ist Teil
einer Reihe von Veranstaltungen
in den kommenden Tagen zu der
seit 25 Jahren möglichen Aufar-
beitung der Geschichte des Spe-
ziallagers. dpa/nd

Empörung über
kinderfreie Zone
Düsseldorf. Mit einer kinderfreien
Zone hat sich ein Biergarten-Be-
treiber in Düsseldorf Ärger vor al-
lem mit Müttern eingehandelt.
»Keine Kinder – Keine Hunde« ist
auf einem Schild zu lesen, das im
Internet für Diskussionen sorgt.
Der Biergarten »Sonnendeck« hat
einen Bereich mit weißem Sand
und Liegestühlen deutlich zur
»Ruhezone« erklärt. »Das Schild
gefällt mir auch nicht. Ich habe
selbst drei Kinder. Aber so ging es
einfach nicht weiter«, sagt Wirt
Patrick Weiss. Schuld seien vor al-
lem die Eltern: Die hätten bei-
spielsweise zugesehen, wie ihre
Kleinen andere Gäste mit Sand
beworfen hätten. dpa/nd

Taxi gegen die Einsamkeit
Ein Fahrservice bringt in Köln ältere Friedhofsbesucher bis an die Grabstellen
Ältere, gehbehinderte Menschen
kommen oft nicht einmal mehr an
das Grab ihrer Lieben. Abhilfe
schafft in Köln ein einzigartiges
Friedhofsmobil.

Von Harald Lachmann

Die Zahl der Friedhöfe in Deutsch-
land kennt keiner so ganz genau. In-
sider gehen von 30 000 bis 35 000
aus. Und den meisten davon – ob
kommunal, kirchlich oder privat –
geht es so gut nicht. Denn die Gräber
werden latent kleiner, die alternati-
ven Bestattungsformen zudem im-
mer beliebter. Hart trifft es beson-
ders die historischen Friedhöfe, de-
ren Unterhalt sich kaum durch wirt-
schaftliche Effekte decken lässt. Des-
halb starteten der Bund Heimat und
Umwelt in Bonn als Bundesverband
der Bürger- und Heimatvereine, so-
wie der Verein Aeternitas, eine Ver-
braucherinitiative für Bestattungs-
kultur in Königswinter, unlängst ein
ungewöhnliches Initiative: einen
Friedhofs-TED. Dazu stellen sie auf
der Internetseite www.faszination-

friedhof.de 32 historische Friedhöfe
aus ganz Deutschland vor und geben
Interessierten zugleich die Möglich-
keit, ihren Favoriten anzuklicken.
Bei der Vorauswahl hätten »kul-

turhistorische Besonderheiten, Kuri-
ositäten und schützenswerte Ele-
mente im Mittelpunkt« gestanden,
weniger ein hoher Bekanntheitsgrad,
heißt es dazu bei den Organisatoren.
Das Spektrum ist übrigens spannend,
es reicht vom jüdischen Freidhof
»Heiliger Sand« in Worms bis zum
sorbisch-katholischen Friedhof in
Ralbitz, vom Historischen Garten-
friedhof in Hannover bis zum Fried-
hof der Namenlosen auf einer Düne
bei Helgoland und vom Stadtgottes-
acker Halle/Saale bis zum Sowjeti-
schen Friedhof Belvedere in Weimar.
Doch auch die aktuellen Begräb-

nisfelder kämpfen angesichts sich
wandelnder Bestattungsriten um
Aufmerksamkeit. In ungewöhnlicher
Form macht dies bereits seit 2002 der
Kölner Melatenfriedhof: mit einem
Friedhofsmobil. Dahinter verbirgt
sich gewissermaßen ein Großraum-
taxi, das bedürftige Menschen zur

Grabstätte ihrer Lieben bringt – al-
lerdings kostenlos.
Diese Offerte, die über den Verein

Senioren Servicedienste Köln e.V.
läuft, werde komplett über Spenden
und Mitgliedsbeiträge finanziert,
versichert Josef F. Terfrüchte. Auf
den Mann aus Pulheim, der bis 2014
gut drei Jahrzehnte lang die Genos-
senschaft Kölner Friedhofsgärtner
leitete, geht auch die Idee zurück.
Anliegen sei es stets gewesen, gera-
de »alte, gehbehinderte und oft ver-
einsamte Menschen aus der Isolati-
on zu holen«, berichtet er. Denn auch
wenn die Infrastruktur in Köln gut
ausgebaut sei – Bus oder die Bahn-
linie endeten vor den Friedhofsto-
ren. Jenes Friedhofsmobil, das laut
Terfrüchte in Deutschland nach wie
vor ein einmaliger Service ist, rolle
die Besucher hingegen direkt bis zum
Grab.
So gingen jede Woche Dutzende

Anrufe unter einer kostenlosen Ser-
vicenummer ein, wobei das Durch-
schnittsalter der Interessenten über
82 Jahren liege. »Und hauptsächlich
sind es Damen«, verrät Godehard

Bettels, der Fahrer des Kleinbusses.
»Die Mädels«, wie er seine Passagiere
liebevoll nennt, wären meist allein-
stehend und hätten sonst wenig Ab-
wechslung in ihrem Rentneralltag.
Da die Finanzierung solch eines

Vorhabens bei aller Werbewirksam-
keit für den Friedhof dennoch stets
ein Problem bleibt, ist der inzwi-
schen pensionierte Josef F. Ter-
früchte weiter permanent auf der Su-
che nach Sponsoren und Spendern,
vor allem in der Region. »Denn das
Gesamtbudget unseres Vereins be-
trägt jährlich mehrere Zehntausend
Euro. So müssen wir stets aufs Neue
bangen, ob unsere Partner aus der
Kölner Wirtschaft und Gesellschaft
uns weiterhin großzügig unter die
Arme greifen«, räumt er ein.
Und als er im August letztes Jahr

von der Gärtnergenossenschaft in
den Ruhestand verabschiedet wur-
de, erbat er sich von den zahleichen
Gästen statt Blumen oder Brandy lie-
ber eine kleine Gabe für jenes Fried-
hofsmobil. »Am Ende kamen auf die-
se Weise 7500 Euro zusammen«, ver-
rät er.

Bettensteuer
in Dresden
ab 1. Juli
Nach dem Aus für die Kurtaxe
folgt nun der zweite Versuch,
Touristen in Dresden zusätzlich
bezahlen zu lassen. Die Branche
will die Beherbergungssteuer
gerichtlich stoppen.

Dresden. Touristen in Dresden
werden künftig von der Stadt zur
Kasse gebeten. Ab dem 1. Juli ist
die sogenannte Beherbergungs-
steuer fällig. Entsprechende
Schreiben mit Informationen sei-
en an die Beherbungsbetriebe
verschickt worden, teilte die Stadt
am Donnerstag mit. Die Gebühr
fällt für alle Besucher an, die pri-
vat in Hotels, Pensionen, Ferien-
wohnungen oder auf Camping-
plätzen übernachten.
So wird für Zimmer, die unter

30 Euro pro Nacht kosten, pau-
schal ein Euro erhoben. Der Be-
trag steigert sich dann in Stufen
auf drei, fünf und sieben Euro für
Zimmer, die bis zu 60, 90 oder 120
Euro pro Nacht kosten. Für noch
teurere Zimmer erhöht sich die
Abgabe pro 30-Euro-Schritt um
zwei Euro. Die Stadt hofft auf Ein-
nahmen in Höhe von rund sechs
Millionen Euro pro Jahr.
Der Dresdner Dehoga-Vorsit-

zende Marco Bensen warnte vor
der Steuer als »extrem geschäfts-
schädigend.« Die Summe sei zu
hoch, der Verwaltungsaufwand
enorm. Gemeinsam mit dem Tou-
rismusverband Dresden werde
derzeit eine Klage vorbereitet.
»Die soll in den nächsten Wochen
eingereicht werden«, erklärte
Bensen.
Auch die Stadt sei daran inte-

ressiert, möglichst schnell Rechts-
klarheit zu erlangen, sagte ein
Stadtsprecher am Donnerstag. Die
Verwaltung sei sich von Anfang an
bewusst gewesen, dass die im Mai
beschlossene Satzung juristische
Fragen aufwerfe. Noch fehle eine
einheitliche Rechtsprechung zum
Thema Übernachtungssteuer, hieß
es. Es ist der zweite Anlauf, in der
Landeshauptstadt eine Betten-
steuer einzuführen. Das Oberver-
waltungsgericht Bautzen hatte im
Oktober vergangenen Jahres die
umstrittene Kurtaxe gekippt. Als
Gründe hatten die Richter ange-
führt, dass Dresden weder Kurort
noch Fremdenverkehrsgemeinde
sei. dpa/nd

Grimma freut sich auf die Mauer
Schutz vor Überschwemmungen soll 2018 fertig werden

Zweimal innerhalb von rund ei-
nem Jahrzehnt wurde Grimma von
der Mulde überflutet. Und noch im-
mer müssen die Menschen in dem
Städtchen Sorge vor einem neuen
extremen Hochwasser haben.

Von Gitta Keil, Grimma

Malerisch zieht die Mulde in Sach-
sen am Städtchen Grimma vorbei.
Doch das Postkartenidyll ist trüge-
risch. Wenn das Wasser steigt, wird
der Fluss zum reißenden Ungeheu-
er. 2013 gab es zuletzt ein verhee-
rendes Hochwasser. Heute, zwei
Jahre danach, wird weiter an der
Schutzmauer für Grimma gebaut.
Momentan laufen die Arbeiten im
Bereich der alten Stadtmauer. In den
Ferien gehe es unterirdisch am Gym-
nasium weiter, sagt der Betriebslei-
ter bei der Landestalsperrenverwal-
tung, Axel Bobbe. 2013 hatten die
Fluten der Mulde große Teile von
Grimma südöstlich von Leipzig über-
schwemmt.
»Wir zählen jeden Tag«, sagt Ober-

bürgermeister Matthias Berger (par-
teilos). »An jedem Tag, der im Som-
mer ohne Hochwasser vergeht, ma-
chen wir drei Kreuze.« Nach seinen
Worten soll die Mauer 2016 fertig
sein. Bobbe hingegen spricht von
2018. Bis dahin müssten beispiels-
weise noch ein Pumpspeicherwerk
gebaut und Stahltore eingezogen
werden. Die Kosten würden etwa 45
Millionen Euro betragen. Vor kleinen
oder mittleren Hochwassern sei
Grimma aber jetzt schon geschützt.

»Wir sind alle überrascht, wie schön
diese Mauer geworden ist. So etwas,
auch gestalterisch, wird es wohl sonst
in ganz Deutschland nicht geben«,
sagt Berger. »Wenn das fertig ist, hat
Grimma erstmals einen durchgehen-
den Weg entlang der Mulde.«
Zweimal wurde die Stadt in jün-

gerer Zeit schwer von Hochwasser
getroffen: 2002 und 2013. 2002 ver-
wüsteten die Wassermassen der Mul-
de die historische Innenstadt. Der
Fluss erreichte den höchsten je ge-
messenen Wasserstand – und über-
flutete die Altstadt bis zu 3,50 Meter
hoch. Elf Jahre später bot sich ein
ähnliches Bild.
Viele Grimmaer hat damals ver-

bittert, dass die erneute Verwüstung
ihres Ortes wohl hätte vermieden
werden können. Denn eigentlich soll-
te der Hochwasserschutz schon 2012
stehen. Doch dann gab es Verzöge-
rungen. Die Grimmaer packten er-
neut an, räumten auf, eröffneten ihre
Geschäfte wieder. »Wir haben einen
großen Schritt nach vorn gemacht«,
sagt Berger. In letzter Zeit sei kaum
ein Tag vergangen, an dem nicht öf-
fentliche Einrichtungen in ihre wie-
der hergerichteten Büros eingezogen
sind. Das Bürgerbüro und das Stan-
desamt sind wieder an ihrem ange-
stammten Platz. »Auch der Ratskeller
ist wieder geöffnet«, sagt Berger. Kurz
vor dem Landesmusikfest in der vo-
rigen Woche wurde noch die von der
Flut zerstörte Hängebrücke wieder
freigegeben.
Auch für die Wirtschaft scheint das

schmucke Städtchen nahe Leipzig at-

traktiv zu sein. »Grimma steht vo-
raussichtlich vor einem Gewerbe-
steuerrekord. Wir liegen vermutlich
ummehrere Millionen über dem, was
wir geplant haben«, sagt der Ober-
bürgermeister. Zunehmend mache
sich Fachkräftemangel bemerkbar.
»Wir denken darüber nach, Ein-

familienhaus-Standorte auszuwei-
sen, um junge Leute und Familien
nach Grimma zu ziehen«, so Berger.
»Es gibt für jedes Kind einen Kita-
Platz zu bezahlbaren Preisen, wir ha-
ben zwei Grundschulen und zwei
Kindergärten neu gebaut.« Der Kom-
mune gehe es recht gut: Die pro-
Kopf-Verschuldung liege bei 500 Eu-
ro.

Sachsen hat nach Angaben der
Landestalsperrenverwaltung seit dem
Augusthochwasser 2002 rund 2,1
Milliarden Euro in die Beseitigung der
Schäden und den Hochwasserschutz
an den sächsischen Gewässern inves-
tiert. Die Hochwasserschäden von
2002 an den sächsischen Gewässern
seien unterdessen alle beseitigt.
Obwohl die Schutzanlage in Grim-

ma erst zu 60 Prozent fertig ist, üben
Rettungskräfte schon an ihr. Erst vor
kurzem gab es eine Katastrophen-
schutzübung. 94 Feuerwehrleute wa-
ren im Einsatz. Auf einer Länge von
zwei Kilometern müssten 100 Schot-
ten und Tore schnell und sicher ver-
schlossen werden. Im Ernstfall müsse

jeder Griff sitzen, sagt der OB. Berger
selbst hat in Sachen Hochwasser-
schutz juristischen Ärger am Hals. Er
muss sich wegen leichtfertiger Ge-
fährdung schutzwürdiger Gebiete
verantworten, weil er 2014 im Stadt-
wald umsturzgefährdete Bäume fäl-
len ließ. Er sieht dies als Beitrag zum
Hochwasserschutz. Die Staatsan-
waltschaft hält es für eine Straftat. Das
Amtsgericht erließ einen Strafbefehl,
Berger soll eine Geldstrafe von 14 000
Euro zahlen. Dagegen legte er Wi-
derspruch ein. Deshalb kommt es jetzt
zur Hauptverhandlung. Der OB sieht
das offenbar gelassen. Er ist nicht nur
gelernter Rechtsanwalt, sondern auch
ausgebildeter Forstwirt. dpa/nd

Blick auf Grimma über die Mulde mit der Hochwasserschutzmauer Foto:dpa/Peter Endig

Wenn der Weg zum Grab der Lieben zu weit ist, hilft das Friedhofsmobil. Foto: Senioren Servicedienste Köln
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»Bones« von Son Lux

Dann lieber
Catchen
Von Michael Saager

This moment changes everyt-
hing / The course of blood

within your veins / Our strangers
phone your skeleton / See the bo-
nes glow as they break free«. Aha.
Und worum geht’s nun genau in
»Change is everything«, dem
zweiten Stück auf dem dritten Al-
bum von Son Lux? Um die Pro-
duktion möglichst ergreifender
Bilder und Metaphern, klar. Blut,
Skelett, Knochen, Ausbruch ins
Freie, und gefühlte dreißig Mal
der vor Pathos triefende Satz »This
moment changes everything« –
reine, durch nichts gestützte Be-
hauptung. Der Satz reproduziert
sich als blanke Essenz und ist da-
rum dem Mythos ähnlich, den der
Semiotiker RolandBarthes,weil er
ihn für unangenehm autoritär
hielt, so wenig leiden konnte.
Ist das zu streng gedacht? Mag

sein. Vermutlich verhält es sichmit
diesem exemplarischen Text auf
»Bones« wie mit den meisten Tex-
ten im Pop: Sie dürfen sich schon
ruhig nach was anhören, am bes-
ten nach Liebe, Leid und Glück.
Durchdacht sein müssen sie aber
keineswegs, da sie nämlich, in ers-
ter Linie, der Musik nicht im We-
ge herumstehen sollen.

Über die Welt des Catchens
schreibt Barthes in »Mythen des
Alltags: »Dem Publikum ist es völ-
lig egal, ob beim Kampf getrickst
wird oder nicht, und es hat recht;
es überlässt sich der primären
Macht des Spektakels. Die darin
besteht, jedes Motiv und jede
Konsequenz zu beseitigen. Wich-
tig ist ihm nicht, was es glaubt,
sondern was es sieht.« Das passt,
wenn man Catchen durch Pathos-
Pop ersetzt und zum Sehen das
Hören hinzufügt, sehr gut auch zu
»Bones«, zu dieser hochfahrend
überwältigenden, kunstsinnig ge-
meinten Arbeit aus allerlei syn-
kopierten Beats, polyrhythmi-
scher Percussion, überraschenden
Tempowechseln, zahlreichen
Breaks, interessanten Sounds und
kriechend-dröhnendem Bass.
Hinter »Bones« steckt der New

Yorker Multiinstrumentalist Ryan
Lott, ein studierter Choreograph,
außerdemderDrummer IanChang
und der Gitarrist Rafiq Bhatia.
Freilich erschöpft sich das Album
nicht in seinen eher schwierigen
Zutaten, sonst wäre es bloß ein ty-
pischer Fall für den Intelligent-
Dance-Music-Underground – und
nicht das große moderne Pop-
spektakel, das es doch so sehr sein
möchte. Also geht es chorstark
jauchzend und jubilierend, mit
niedlichen Trillern und hochme-
lodischen Loops, funky Jazzgitar-
renlicks und getragenen Klavier-
akkorden auch weit nach draußen
und hoch nach oben. Im Zentrum,
dummerweise: das reichlich dün-
ne, nichtsdestotrotz ungemein
ausdrucksfreudige hohe Stimm-
chen von Lott, welches das Spek-
takel bekräftigt und zugleich ver-
saut, weil es tatsächlich immer und
überall herumflattert wie sonst nur
das Böse. Lotts Gesang ist ein ein-
ziges barmend zitterndes Drama
aus schmerzhaft gewogener In-
nerlichkeit, kaum zum Aushalten.
Dann doch lieber Catchen.

Son Lux: »Bones« (Glassnote Re-
cords / Caroline / Universal)

Plattenbau

Die CD der Woche.
Weitere Texte unter
dasND.de/plattenbau

Wolfgang Herrndorfs bildnerischer Nachlass

Bloß nicht in
die Badewanne
Von Thomas Blum

E s hat eine eigentümliche
Bewandtnis mit dem lite-
rarischen Werk des Schrift-
stellers Wolfgang Herrn-

dorf, der, hätte er sich nicht im Som-
mer vor zwei Jahren nach langer,
schwerer Krankheit das Leben ge-
nommen, vor einigen Tagen 50 Jah-
re alt geworden wäre. Seine letzten,
teils erst nach seinem Tod publi-
zierten Romane haben Preise erhal-
ten, wurden von den Feuilletons en-
thusiastisch gelobt und brechen Ver-
kaufsrekorde. Herrndorfs traurig-
komischer Roman »Tschick« wurde
zur Schullektüre befördert und wird
heute in Klassen gelesen, denen frü-
her Lessings »Nathan derWeise« oder
Kafkas »Verwandlung« vorgesetzt
wurde. Doch von Herrndorfs erstem
Roman und seinem ersten Erzäh-
lungsband, entstanden vor seiner
schweren Tumorerkrankung und er-
schienen 2002 und 2007, wollte lan-
ge Zeit kaum einer etwas wissen. Die
komische, sprachlich so genaue Er-
zählprosa hatte es schwer hierzu-
lande, auf einem Markt, der entwe-
der triviale Schmonzetten verlangt
oder bleischwere tiefgründelnde
Rührstücke.
Ähnlich dürfte es mit den über-

wiegend in den 90er Jahren ent-
standenen Bildern und Gemälden
Herrndorfs gewesen sein, der in sei-
nem ersten Leben Maler und Zeich-
ner war, und zwar ein grandioser,
wenn auch einer, der sich nie dem
Kunstbetrieb angedient hat. Sie ent-
sprachen nicht dem Geschmack ei-
nes überwiegend das Schwerblütige
und esoterisch-dunkel Raunende
goutierenden Kunstmarktes, wurden
nur von Liebhabern komischer Kunst
zur Kenntnis genommen: Es waren
»elaborierte Gemälde satirischen und
blasphemischen Inhaltes«, wie
Herrndorfs Freund Holm Friebe ein-
mal schrieb, gedruckt als Titelbilder
der Satirezeitschrift »Titanic« oder
als Titelillustrationen auf Buchum-
schlägen des liebevoll die Tradition
der komischen Literatur pflegenden
Haffmans-Verlags. »In den 80er-,
90er-Jahren, da wollte so was ei-
gentlich gar niemand sehen«, sagte
der Kurator Jens Kloppmann dem
Deutschlandfunk. Nur bei Haffmans
und den Satirikern, da wusste man
anscheinend: Hier hat man ein eben-
so einmaliges wie vielseitiges Talent
entdeckt.
Doch irgendwann war es dann so

weit: Der Mann ließ von einem Tag
auf den anderen das Malen, das er als
»sowohl körperlich als auch seelisch
anstrengend« empfand, ganz bleiben
(»Acht Stunden malen, und du hast
wirklich einen Bandscheibenscha-
den«) und widmete sich fortan dem
Schreiben.
Wie viel Wert Herrndorf selbst zu

Lebzeiten den Kapriolen und Eitel-
keiten des Kunst- und Literaturbe-
triebs zugemessen hat, kann man er-
ahnen, wenn man liest, was der ehe-
malige »Titanic«-Chefredakteur Oli-

ver Maria Schmitt von einer Begeg-
nung mit Herrndorf im Jahr 2007 er-
zählt, als dieser das Malen längst auf-
gegeben hatte. Schmitt war seiner-
zeit, wie er sagt, »ziemlich lose« mit
Herrndorf befreundet und traf ihn
während einer Party in Berlin zufäl-
lig auf dem Balkon, wo er allein mit
einer Bierflasche in der Hand saß und
»verloren« wirkte. »Bald fragte ich
Herrndorf dann auch, ob er denn ei-
gentlich noch irgendetwas male oder
zeichne. Er schüttelte den kahlen
Kopf. Meine Phrase, dass dies bei sei-
nem ungeheuren Können ja gerade-
zu ein Vergehen an der Kunst sei,
quittierte er gekonnt mit ›Feuilleto-
nistenscheiße‹.«
Die etwa 80 bis 100 meist klein-

formatigen Bilder, die nun an den
Wänden der drei kleinen Räume im
Literaturhaus Berlin hängen, zeigen
eine enorme künstlerische Vielfalt.
Einige sind Gemälde (»Öl auf Sperr-
holz«), die den Eindruck erwecken,
sie seien von Caspar David Friedrich,
einem Spätimpressionisten oder ei-
nem der holländischen alten Meister
in feinsäuberlichster Ausführung
hergestellt, von van Eyck oder Ver-
meer – wenn da nicht jeweils das ver-
störende Sujet wäre, das meist ein ge-
genwärtiges ist, das so gar nicht zu
dem traditionellen Malstil passen
will: Statt der eher schmächtigen
»Briefleserin am offenen Fenster«, die
wir von einem berühmten Gemälde
Vermeers aus dem Jahr 1657 ken-
nen, steht da plötzlich der Pfälzer Ko-
loss Helmut Kohl am offenen Fens-
ter. Und auf einem Bild, das aussieht,
als stamme es von dem berühmten
Renaissancemaler Pietro Perugino,
wird nicht der Oberkörper des an ei-
ne Säule gefesselten Heiligen Sebas-
tian von Pfeilen durchbohrt, sondern
der massive Leib eines andächtig zum
Himmel blickenden und hilflos ein
Hinterbein anwinkelnden Haus-
schweins. Auch ein ganz und gar im
kubistischen Stil Picassos gemaltes
und mit dessen Signatur versehenes
Porträt ist zu sehen. Nur: Es zeigt
Adolf Hitler. Bei anderen ausgestell-
ten Werken handelt es sich um mit
schnellem Strich gezeichnete Witz-
bilder, die den Betrachter, was Stil
und Technik angeht, sofort an Co-
mic-Strips und Karikaturen der Neu-
en Frankfurter Schule, an F. K.
Waechter und F.W. Bernstein den-
ken lassen.
Doch haben all die kleinen Ge-

mälde, Aquarelle, Feder- und Pinsel-
zeichnungen – abgesehen davon, dass
sie vom selben Künstler stammen –
mindestens zwei Dinge gemeinsam:
Erkennbar wurde hier Exaktheit im
noch so kleinsten Detail angestrebt.
»Da ist jede Linie, wo sie hingehört,
und gar nichts egal.« (O. M. Schmitt)
Herrndorf war, im Schreiben wie im
Malen, bekennender Perfektionist.
»Das Hauptarbeitsprinzip muss das
Wegschmeißen sein«, sagte er ein-
mal. Und oft findet man einen galli-
gen, bitteren Humor in seinen Bil-
dern: Manchmal nur an der Periphe-
rie oder ganz versteckt, manchmal

springt er dem Betrachter ins Ge-
sicht. Den zu seiner Zeit gefürchteten
und berüchtigten ehemaligen Fuß-
ballreporter Heribert Faßbender (»Es
steht im Augenblick 1:1, aber es hät-
te auch umgekehrt lauten können«)
sehen wir etwa in den berühmten Po-
sen, in denen Hitlers Hausfotograf
Heinrich Hoffmann einst den Führer
ablichtete: exaltiert gestikulierend,
mit irrem, entrücktem Blick das
Schicksal oder sonst irgendetwas au-
ßerhalb des Bildes Befindliches be-
schwörend.
Manchmal ist Herrndorf, der arm

war und viele Jahre in einer kärgli-
chen, dunklen Einzimmerwohnung in
Berlin-Mitte wohnte und, nach al-
lem, was man weiß, ein geradezu as-
ketisches Leben führte, frühmorgens
aufgestanden, »um das Morgenrot zu
sehen, wenn es eines gibt«. In seinem
Tagebuch »Arbeit und Struktur«
schreibt er immer wieder vom Ta-
geslicht, von einfallenden Licht-
strahlen, von den Farben, die das
Wetter hat. Moderner abstrakter Ma-
lerei konnte er wenig abgewinnen.
Es gibt ein Selbstbildnis des Ma-

lers, Zeichners und Schriftstellers aus
dem Jahr 1988, eines der größeren
Bilder der Ausstellung. Es zeigt ihn am
Fenster sitzend, bis in die kleinsten
Faltenwürfe der Jeanshose hinein mit
einer beängstigenden Präzision und
handwerklichen Akribie gemalt. Dass
es noch existiert, ist wohl ein Zufall
und einer Laune des Schicksals zu
verdanken. Einen nicht geringen Teil
seines Werkes, der »eigentlich nach
Marbach gehört hätte«, so Friebe, hat
Herrndorf vernichtet, »in der Bade-
wanne eingeweicht und zerrissen«. Er
hielt es für unzulänglich. Auf einem
in »Arbeit und Struktur« abgedruck-
ten Foto ist die Badewanne zu sehen,
in der aufgeweichte Papiere, Skiz-
zenblöcke und Dokumentenmappen
schwimmen.
Als der todkranke Herrndorf, der

jahrzehntelang am Existenzmini-
mum lebte, am Ende seines Lebens
zum ersten mal Geld hat und die
Möglichkeit, sich eine schönere und

hellere Wohnung zu leisten, schreibt
er in sein Internet-Tagebuch: »Alles,
was man durch dieses Fenster sieht,
ist groß wie großes Kino. Ein Liter
Tee, ein Buch, blauer Himmel, Son-
ne.« Man wünscht sich, er hätte das
noch gemalt. Er hätte dann ja dem
Bild den Text beigeben können, den
er schon als Schriftzug auf zwei an-
deren seiner noch erhaltenen Na-
turbildminiaturen verwendete:
»Macht einem manchmal Angst: Die
Natur«.

»Wolfgang Herrndorf: Bilder«. Litera-
turhaus Berlin. Bis 13. August. Di - Fr:
14 bis 19 Uhr, Sa / So: 11 bis 19 Uhr.
Eintritt: 5 / 3 €.

Ohne Titel

Harry Rowohlt
Er war im Nehmen hart,
Trug einen Rauschebart
Und sonst Geschichten vor.

Der tollkühn übersetzte,
Den Weltgeist nicht verpetzte,
Trat nun durchs letzte Tor.

Herr, Du, beim Kartenmischen:
Konnts nicht den Gauck erwischen?
Ich spart’ den Trauerflor.

Marco Tschirpke

Harry Rowohlt über Marco Tschirpke: »Wem Heinz Erhardt zu naiv-
kindlich, Robert Gernhardt zu unpolitisch und Goethe zu langohrig
ist, der findet in Marco Tschirpke auch keine Alternative.« – Eine der
letzten Veröffentlichungen des am 15. Juni verstorbenen Rezitators
ist die CD »Schiffe tuten auf dem Meer. Harry Rowohlt liest 69 Ge-
dichte von Marco Tschirpke« (konkret texte 63, Oktober 2014).

Selbstporträt ohne Titel, datiert auf Juni 1988 Abbildungen: Literaturhaus Berlin

»Das Leben und dazu
eine Katze, das gibt
eine unglaubliche
Summe.«

Rainer Maria Rilke

Kermani: Friedenspreis

Stimme für
offene
Gesellschaft

Der deutsch-iranische Schrift-
steller und Orientalist Navid

Kermani erhält den Friedenspreis
des Deutschen Buchhandels 2015.
Dies teilte der Stiftungsrat am
Donnerstag in Frankfurt am Main
mit. Kermani sei eine der wich-
tigsten Stimmen in der heutigen
Gesellschaft, in der Menschen mit
unterschiedlichster nationaler
und religiöser Herkunft ein fried-
liches Miteinander finden müss-
ten, hieß es in der Begründung für
die renommierte Auszeichnung.
Der 47-jährige Kermani, Sohn

einer iranischen Arztfamilie aus
Siegen, lebt seit langem in Köln.
In seinen Sachbüchern hat sich der
habilitierte Islamwissenschaftler
und Muslim unter anderem mit
dem Koran und der islamischen
Mystik beschäftigt. In seinen Ro-
manen wie zuletzt »Große Liebe«
(2014) geht es um Grundfragen
der menschlichen Existenz wie
Liebe und Sexualität, Verzückung
und Tod.
Kermani hat auch jüngst in Re-

portagen aus den Kriegsgebieten
des Nahen und Mittleren Ostens
berichtet. Im vergangenen Jahr
rief er in seiner Festrede vor dem
Bundestag zum65. Geburtstag des
Grundgesetzes zu einer großzü-
gigeren Flüchtlingspolitik auf.
Kermanis Werke zeigten, »wie

sehr er sich der Würde des ein-
zelnen Menschen und dem Res-
pekt für die verschiedenen Kultu-
ren und Religionen verpflichtet
weiß«, heißt es in der Begrün-
dung weiter. »Und wie sehr er sich
für eine offene europäische Ge-
sellschaft einsetzt, die Flüchtlin-
gen Schutz bietet und der
Menschlichkeit Raum gibt.«
Kermani, der mit einer Islam-

wissenschaftlerin verheiratet und
Vater zweier Töchter ist, wird die
Auszeichnung am 18. Oktober
zum Abschluss der Frankfurter
Buchmesse in der Paulskirche ent-
gegennehmen. Der seit 1950 ver-
gebene Preis, mit 25 000 Euro do-
tiert, ist einer der bedeutendsten
in Deutschland. dpa/nd
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Ein Comic von Paco Roca ehrt die spanischen Kämpfer der Anti-Hitler-Koalition

»La Nueve« – die neunte Kompanie
Von Ralf Hutter

V iele Spanier haben gegen
Hitler gekämpft, aber unser
Opfer ist nie gewürdigt
worden. Ich bin 94 Jahre alt

und die meisten meiner Gefährten
sind bereits gestorben, ohne jede An-
erkennung.« Der das sagt ist ein er-
fundener Charakter, doch was er er-
zählt, ist eng an historische Ereignis-
se angelehnt – Ereignisse, die auch
heute noch wichtig sind, von der Ge-
schichtsschreibung aber bis vor rela-
tiv Kurzem eher unterschlagen wur-
den.
In seinem soeben erschienenen

grafischen Roman »Die Heimatlosen«
fährt der spanische Comic-Autor Pa-
co Roca nach Frankreich, um einen
alten Spanier auf seine Vergangen-
heit anzusprechen. Es geht um die Le-
bens- und Leidenswege republik-
treuer spanischer Männer, die er-
folglos gegen den Militärputsch von
General Franco kämpften und dann
über Umwege in einer französischen
Panzerdivision landeten, die Teil der
alliierten Streitkräfte gegen die Nazis
war. Die leidenschaftlichen Antifa-
schisten waren Frontkämpfer und an
der Befreiung von Paris beteiligt, das
letzte Häuflein schaffte es sogar bis
zu Hitlers Bunker – doch nach dem
Sieg waren sie dem offiziellen Frank-
reich wieder ähnlich egal, wie vor
dem Krieg; und ihr eigentliches Ziel,
der Sturz der Franco-Diktatur, blieb
ihnen verwehrt.
Aus diesem Stoff hat Paco Roca ei-

ne spannende und faktengesättigte
Abenteuergeschichte gemacht. Er ha-
be sich im Lauf der Arbeit an dem
Buch zu einem faktenorientierten
Ansatz entschieden, sagt er in einem
Interview mit dem Comic-Magazin
»Alfonz«. Zum Glück gibt es mittler-
weile Material, das die spanischen
Kämpfer in der vom späteren fran-
zösischen Präsidenten Charles de
Gaulle befohlenen Armee des »Freien
Frankreichs« beleuchtet. Dazu gehört
auch ein französischer Dokumentar-
film von 2004 über die Panzerkom-
panie Nummer neun, deren 160 Mit-
glieder fast alle Spanier waren und
die deshalb bei ihrem spanischen Na-
men »La Nueve« genannt wurde. Der
Film von Alberto Marquardt mit dem
Titel »La Nueve, ou les oubliés de la
victoire« ist auf Youtube ansehbar.
Ausgehend von der ersten Ehrung

der spanischen Kämpfer in Paris im
August 2004, also 60 Jahre nach der
Befreiung Frankreichs von der Nazi-
okkupation, als es nur noch zwei
Überlebende jener Kompanie gibt,
erzählt die Fernsehdoku die Ge-

schichte dieser tragischen Antifa-
schisten.
Als 1939 Francos Sieg über die Re-

publik feststeht, flüchten 500 000
Menschen über die Pyrenäen nach
Frankreich, darunter 150 000 Solda-
ten der Madrider Volksfrontregie-
rung. »Frankreich empfängt sie
schlecht, weil sie den mit Hitler im
Münchener Abkommen geschlosse-
nen Frieden belasten.« Die vielerorts
als »Rote« verschrienen Ankömmlin-
ge vegetieren in Lagern, die sie selbst
aufbauen mussten, vor sich hin; viele
gehen irgendwann zurück in die Hei-
mat und werden zum Teil vom Fran-
co-Regime umgebracht. 10 000 Män-
ner wählen die Fremdenlegion, an-
dere gehen in Arbeitslager. Nachdem

Frankreich 1940 schnell vor den Na-
zis kapituliert, verweigert es den spa-
nischen Kämpfern den Kombattan-
tenstatus, wodurch sie nicht als
Kriegsgefangene gelten. Dem Doku-
mentarfilmer Marquardt zufolge sind
die ersten Menschen, die aus Frank-
reich in ein Nazi-KZ deportiert wer-
den, 7500 spanische Soldaten. 6000
von ihnen werden im deutschen KZ
Mauthausen sterben. Gleichzeitig
seien unter den 2000 Soldaten, die
sich im Londoner Exil de Gaulle an-
schließen, 300 Spanier gewesen.
Als die Alliierten in Nordafrika ak-

tiv werden und die dortigen franzö-
sischen Kolonialbehörden sich auf
ihre Seite schlagen, schließen sich
viele Spanier und andere Antifa-

schisten, die in der Fremdenlegion
dienen oder in mörderischen Ar-
beitslagern schuften, der Armee des
Generals Leclerc an. Er führt aus dem
Tschad Truppen des »freien Frank-
reichs« zum Kampf gegen Rommels
Afrika-Korps. Buch und Film halten
fest, dass im französischen Geden-
ken nach dem Zweiten Weltkrieg
nicht nur die europäischen Antifa-
schisten im Dienst des französischen
Militärs aus dem Gedächtnis ver-
schwindet, sondern auch das ver-
dienstvolle Tschad-Korps, eine Be-
freiungsarmee der ersten Stunde. Es
durfte gar nicht erst mit nach Euro-
pa, weil angeblich die Amerikaner
keine Afrikaner bei der Befreiung da-
beihaben wollen.

Die französische Panzerdivisionmit
den vielen europäischen Antifaschis-
ten hingegenwird nach dem Sieg über
die Nazis in Nordafrika nach England
gebracht und dort endlich an zeitge-
mäßen Waffen ausgebildet, um dann
am 4. August 1944 in Frankreich zu
landen. Sie erhält von de Gaulle den
Sonderbefehl, vor den Amerikanern in
Paris zu sein. »La Nueve« wird als
kampferprobte Truppe geschätzt,
schließlich haben die Soldaten so-
wohl gegen Franco, als auch gegen
Rommel Erfahrung gesammelt. Nach
drei Wochen und etlichen Verlusten
ist es dann tatsächlich eine Vorhut
dieser Kompanie, die als erste beim
Pariser Rathaus ankommt, das von
Aufständischen gehalten wird. Der
spanische Leutnant Granell landet auf
dem Foto, das am nächsten Tag die
triumphierenden Titelseiten der fran-
zösischenZeitungen schmückt. Bei der
folgenden Parade auf der Champs-
Elysées sind hinter dem voranschrei-
tenden de Gaulle die Schützenpanzer
von »La Nueve« zu sehen, die diesen
Ehrenplatz nicht zufällig zugeteilt be-
kommt.
All das zeichnet Paco Roca nach.

Die Schauplätze und drastischen Si-
tuationen kommen dem Buch zugu-
te. Andererseits sind bei einem Co-
mic mit so einem realistischen An-
spruch die Kampfszenen oft weniger
fesselnd, da Bewegung eben schwer
darzustellen ist und die Verbalisie-
rung von Knallgeräuschen (»Peng,
ratatatat ...«) nervt. »Die Heimatlo-
sen« lebt also vor allem von der Span-
nung – und von eben jenem spürba-
ren historischen Anspruch.
Das Buch des in Spanien etablier-

ten Autors ist nicht nur wichtig, weil
es Kämpfern ihren Platz im kollekti-
ven Gedächtnis sichern will, sondern
auch, weil es an die Kumpanei der
»Freien Welt« mit der Franco-Dikta-
tur erinnert. Die spanischen Kämpfer
hofften, dass nach Hitler Franco der
Garaus gemacht würde. Sie mar-
schierten kämpfend weiter bis nach
Deutschland, statt, wie einige es zu-
mindest im Roman wollen, sich gen
Süden zu wenden und ihre Heimat
vom Faschismus zu befreien. Einige
sahen Spanien nie wieder, andere erst
nach Francos Tod 1975. In Frank-
reich wurden sie aber nicht gewür-
digt. Deshalb nennt Roca diese Män-
ner »die Heimatlosen« – jene Solda-
ten, die, wie einer der beiden Über-
lebenden in der Doku sagt, nicht für
eine Fahne kämpften, sondern für ein
Ideal: die Freiheit.

Paco Roca: Die Heimatlosen. Reprodukt
Verlag, Berlin. 328 S., geb., 39 €.

Französische Uniformen – spanische Kämpfer darin. Ausschnitt aus »Die Heimatlosen« Copyright: Reprodukt/Paco Roca

Patu und Antje Schrupp erzählen im Comic eine kleine Geschichte des Feminismus

Identitäten aus der Buchstabensuppe
Von Regina Stötzel

W er bislang fürchtete, dicke,
schwierige Bücher lesen zu
müssen, um zu verstehen,

was es mit diesem Feminismus auf
sich hat, kann nun beruhigt sein. Mit
ihrer gezeichneten »Kleinen Ge-
schichte des Feminismus im euro-
amerikanischen Kontext«machen die
Autorin Antje Schrupp, die Zeichne-
rin Patu und der Unrast Verlag den
Einstieg leichter als je zuvor. Aber
natürlich auch nur eben diesen;
schließlich handelt es sich nicht um
die Gebrauchsanleitung für ein Re-
gal vom Möbeldiscounter, das, hat
man alles richtig gemacht, irgend-
wann fertig dasteht. »›Den Feminis-
mus‹ gibt es nicht, sondern immer
wieder neue Vorschläge, For-
schungsergebnisse und Erkenntnis-
se«, heißt es gleich am Anfang un-
missverständlich. Niemand werde
darumherumkommen, sich selbst ein
Urteil zu bilden und einen eigenen
Standpunkt einzunehmen.
Ebenso wenig kommt man darum

herum, bei Interesse weiterzulesen.
Denn auf 83 Comic-Seiten finden na-
turgemäß nur kleine Häppchen des
ambitionierten Projektes Platz, einen
Überblick über feministische Ideen
von der antiken Lyrikerin Sappho bis

zu jenen, die in der Gegenwart an
WG-Tischen diskutiert werden, zu
bieten. Mit jeweils kurzen, einleiten-
den Sätzen, hübschen Zeichnungen,
fiktiven und wörtlichen Zitaten – die
durch unterschiedliche Schrifttypen
voneinander abgehoben sind, wie
man etwa nach der Hälfte der Lek-
türe versteht – werden die ausge-
wählten Episoden aus der Geschichte
des Feminismus anschaulich ge-
macht.

Platz finden sogar noch Reaktio-
nen von Männern, sei es auf weibli-
ches Verhalten generell oder auf kon-
krete weibliche Konkurrenz. So
dampft es dem Apostel Paulus or-
dentlich aus den Ohren vor Wut, weil
die Frauen in der Gemeinde entge-
gen seinen Vorstellungen keineswegs
schweigsam sind. Und Marx und En-
gels sitzen bei einem guten Tropfen
beisammen und unterhalten sich über
die Theoretikerin des Frühsozialis-

mus Flora Tristan, die schon vor dem
»Kommunistischen Manifest« ein
Bündnis aller Arbeiterinnen und Ar-
beiter gefordert und eine analytische
Verbindung zwischen der Unterdrü-
ckung der Frauen und der Unterdrü-
ckung der Besitzlosen gezogen hatte.
Marx: »Tristan? Noch nie gehört ...«
Engels: »Doch! Weißt du noch ...«
Marx: »PSSSSST!«
Je dichter Autorin und Zeichnerin

an die Gegenwart rücken, desto un-

terhaltsamer wird das Büchlein. Da
erhebt sich der totgesagte Feminis-
mus aus seinem Grab und verjagt ein
spießiges Heteropärchen, das für den
Backlash steht. Aus einer Buchsta-
bensuppe ragen die Lettern
»LGBTQI« (Lesbian-Gay-Bi-Trans-
Queer-Inter), und zwei Frauen un-
terhalten sich: »Queersein ist sooo
cool! Ich fahr grad voll drauf ab.«
Antwort: »Ja voll! Willst du auch pin-
ken Glitzernagellack?«
Es ist zu erahnen, dass die Auto-

rin sich selbst nicht gerade als Pro-
tagonistin der »dritten Welle« des
Feminismus sieht, für die etwa Rrri-
ot Girls, »Missy Magazin« und Slut-
walks stehen, jedoch ohne dies alles
abzulehnen. Wer Genaueres wissen
will, findet im Internet Antje
Schrupps Blog »Aus Liebe zur Frei-
heit. Notizen zur Arbeit der sexuel-
len Differenz«, dort unter vielem an-
derem etwa ihre »Fünfzehn Thesen
zu Feminismus und Post-Gender«
und ist schon richtig drin in der ak-
tuellen Diskussion – und das immer
noch ohne dicke, schwierige Bücher
lesen zu müssen.

Patu/Antje Schrupp: Kleine Geschichte
des Feminismus im euro-amerikani-
schen Kontext. Unrast Verlag, Münster.
88 S., br., 9,80 €.

Der totgesagte Feminismus treibt wieder sein Unwesen. Zeichnung: Patu

LESEPROBE

Genug gegendert!

In den 80er Jahren erkannten lin-
ke amerikanische Studenten, dass
Sprache eines der mächtigsten
Werkzeuge darstellt und dass es
möglich wäre, durch das Aufstel-
len von Sprachvorschriften das Be-
wusstsein der Menschen langfris-
tig zu manipulieren und in Folge
dessen Veränderungen in der so-
zialen Realität zu erwirken. Das
war die Geburtsstunde der politi-
cal correctness. ...
Warum nehmen wir es hin, dass

der Oetinger-Verlag, in dem die
Bücher von Astrid Lindgren er-
scheinen, diese umschreiben lässt
und Pipi Langstrumpfs Vater nicht
mehr als Negerkönig, sondern als
Südseekönig bezeichnet wird, ob-
wohl sich die Autorin zeit ihres Le-
bens gegen solche Eingriffe ge-
wehrt hat? Nebenbei könnte man
den Ausdruck Südseekönig ebenso
kritisieren, verherrlicht er doch of-
fenbar die Kolonialzeit ... Seit 2003
heißt Agatha Christies Kriminal-
roman »Ten Little Niggers« in der
deutschen Übersetzung nicht mehr
»Zehn kleine Negerlein«, sondern
»Und dann gabs keines mehr« ...
Nur am Rande sei erwähnt, dass
die Verfechter politisch korrekter
Redeweisen in ihrem Wunsch nie-
manden auszugrenzen gerade dies
oft tun. Bestes Beispiel dafür ist die
Bezeichnung Zigeuner. Die Erset-
zung diesesWortes durch Sinti und
Roma prädestiniert die beiden
größten Volksgruppen der Zigeu-
ner, schließt aber viele andere
aus ...
Die Vorschläge zur Verände-

rung der Sprachgewohnheiten ha-
ben ihren Ursprung in den Uto-
pien radikalfeministischer Kreise
der 70er Jahre ... So wurden etli-
che Personen- und Berufsbezeich-
nungen, Begriffe, Redewendun-
gen und Floskeln, die selbstver-
ständlicher Teil der deutschen
Sprachewaren, an den Pranger der
political correctness gestellt. Wör-
ter wie Fräulein, Mannschaft, herr-
lich, jedermann oder niemand gel-
ten als ebenso suspekt wie der Bä-
renhunger, der AusrufGott sei Dank
oder die Weisheit Der Klügere gibt
nach .... Die deutsche Sprache sei
– so heißt es von Seiten feministi-
scher Linguistinnen – ihrem We-
sen nach maskulin und benach-
teilige Frauen, indem sie diese un-
sichtbar mache oder auf andere
weise diskriminiere ... Ohne Rück-
sicht auf Sprachrichtigkeit, Ver-
ständlichkeit, Schönheit und Tra-
dition wird ein Papierdeutsch zur
Norm erhoben, das weder die
Kommunikation verbessert noch
einen Beitrag zu emanzipatori-
schen Anliegen leistet.

Aus Tomas Kubelik »Genug gegen-
dert! Eine Kritik der feministischen
Sprache« (Projekte-Verlag, 174 S.,
br., 14,90 €).

ANNOTIERT

Das Kennenlernen persönlicher
Schicksale der verzweifelten Kriegs-
und Armutsflüchtlinge kann helfen,
Intoleranz, Vorurteile und Ängste ab-
zubauen. Tatjana Ansbach, Juristin
mit langjähriger Erfahrung in der
Migrationsberatung, berichtet über
Menschen, die ihre Heimat verlassen
mussten und bei uns Zuflucht such-
ten: »Fremd« (Edition Märkische Le-
bensArt, 129 S., br., 9,50 €).

Ist die AFD ein Strohfeuer, das – wie
die Piraten – alsbald verlöschenwird?
Vermutlich nicht, meint Erhard Cro-
me, denn diese Partei sei Ausdruck
einer politischen Umschichtung im
bürgerlichen Lager. Der Politikwis-
senschaftler untersucht Wirtschaft-
und Finanzpolitik, Positionen zur
Flüchtlingsproblematik und zu Aus-
landseinsätzen der Bundeswehr etc.
und erkennt eine Verschiebung des
Parteiensystems nach rechts: »AfD –
eine Alternative?« (Spotless, 128 S.,
br., 9,99 €).

Eine neue Bewegung macht in
Deutschland von sich reden. Sie läuft
Sturm gegen »Überfremdung« und
»Islamisierung«. Phillip Becher,
Christian Begass und Josef Kraft war-
nen: »Der Aufstand des Abendlan-
des. AfD, PEGIDA & Co.: Vom Salon
auf die Straße« (PapyRossa, 130 S.,
br., 11,90 €).
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 	 5.30	  Morgenmagazin
 	 9.00	  Tagesschau Mit Wetter
 	 9.05	  Rote Rosen Telenovela
 	 9.55	  Sturm der Liebe Telenovela
	10.45	  Um Himmels Willen
	11.35	  Papageien, Palmen & Co.
	12.00	  Tagesschau Mit Wetter
	12.15	  ARD-Buffet U.a.: Zuschauer-

fragen zum Thema: Getränke-
Mixer / Beeren-Cocktails

13.00	 Mittagsmagazin
	14.00	  Tagesschau Mit Wetter
	14.10	  Rote Rosen Telenovela
	15.00	  Tagesschau Mit Wetter
	15.10	  Sturm der Liebe Telenovela
	16.00	  Tagesschau Mit Wetter
	16.10	  Elefant, Tiger und Co.
	17.00	  Tagesschau Mit Wetter
	17.15	  Brisant Boulevardmagazin
	18.00	  Gefragt – Gejagt Show
	18.50	  Verbotene Liebe Soap
	19.45	  Wissen vor acht – Zukunft
	19.50	  Wetter vor acht
	19.55	  Börse vor acht
	20.00	  Tagesschau Mit Wetter
	20.15	  Immer wieder anders Bezie-

hungsgeschichte, D 2014 
	21.45	  Tagesthemen Mit Wetter
	22.00	  Tatort Schmutziger Donnerstag 

· TV-Kriminalfilm, CH 2013
	23.30	  Sherlock TV-Kriminalfilm, GB 

2011 · Mit Benedict Cumber-
batch, Martin Freeman u.a.

 	 1.00	  Nachtmagazin
 	 1.20	  Nora Roberts: Ein Haus zum 

Träumen Mystery, USA 2009 

 6.00 Rote Rosen 6.50 Sturm der Liebe 7.40 Tele-
Gym 7.55 Panoramabilder / Bergwetter 8.35 Tele-
Gym 8.50 Das Waisenhaus für wilde Tiere 9.40 
Abendschau 10.25 Wir in Bayern 11.40 Dahoam 
is Dahoam 12.10 In aller Freundschaft 12.55 
Nashorn, Zebra & Co. 13.45 bergheimat 14.15 
Sumpflöwen 15.05 Polizeiinspektion 1 15.30 Wir 
in Bayern 16.45 Rundschau 17.00 Traumpfade 
18.00 Abendschau 18.45 Rundschau 19.00 Un-
ser Land 19.45 Uschis VIP Gärten 20.15 Hammer 
& Sichl · Die Ausschreibung 21.00 München 7 · Mit 
rechten Dingen 21.45 Rundschau-Magazin 22.00 
Die Komiker 22.30 Die Komiker 22.45 Heißmann 
und Rassau 23.15 Rundschau-Nacht 23.25 3. 
Stock links 0.10 PULS 0.40 Taubertal Festival

 	 5.30	  Morgenmagazin
 	 9.00	  heute
 	 9.05	  Volle Kanne – Service täglich 

U.a.: Ach so: Aktuelle Verbrau-
cherthemen der Woche 

	10.30	  Die Rosenheim-Cops
	11.15	  SOKO Wismar Krimiserie
	12.00	  heute
	12.10	  drehscheibe Magazin
	13.00	  Mittagsmagazin
	14.00	  heute – in Deutschland
	14.15	  Die Küchenschlacht Magazin
	15.00	  heute
	15.05	  Bares für Rares Show
	16.00	  heute – in Europa 
	16.10	  SOKO Kitzbühel Krimiserie
	17.00	  heute
	17.10	  hallo deutschland
	17.45	  Leute heute
	18.05	  SOKO Wien Der Trojaner
	19.00	  heute Mod.: Petra Gerster
	19.20	  Wetter
	19.25	  Die Bergretter Abenteuerserie
	20.15	  Der Alte Des Todes kalte Finger
	21.15	  Letzte Spur Berlin 

Verwandelt · Krimiserie
	22.00	  heute-journal Wetter
	22.15	  ... und dann noch Paula 

Schule und so · Comedyserie
	22.45	  Der Deutsche Filmpreis 2015 

Die große Gala mit Jan Josef 
Liefers aus Berlin

 	 0.50	  heute+ Magazin
 	 1.05	  ... und dann noch Paula 

Schule und so · Comedyserie
 	 1.35	  Magnum Krimiserie

 	 6.45	  X:enius Magazin
 	 7.10	  Future (VPS 7.15)
 	 7.45	  Zwischen Stechschritt und 

Luna-Park Dokumentation
 	 8.30	  X:enius Internetsucht – 

Wo beginnt sie?
 	 8.55	  Im Visier der Kartelle
 	 9.50	  Operation weiße Weste
	10.45	  Wie das Land, so der Mensch
	11.10	  Reisen für Genießer
	11.40	  Der Krieg der Beutelratten
	12.25	  360° Geo Reportage
	13.20	  ARTE Journal
	13.35	  Reisen für Genießer
	14.05	  Der große Eisenbahnraub (VPS 

13.50) · Kriminalfilm, GB ́ 78
	15.50	  Zwischen Himmel und Erde 

Dokureihe(VPS 15.45)
	16.20	  Die Wanderärzte vom  

Rio Pastaza (VPS 16.10)
	17.05	  X:enius Magazin
	17.30	  Torpedos im Morgengrauen 

Dokumentation (VPS 17.20)
	18.25	  Eine Sommerreise durch  

den Kaukasus Dokureihe
	19.10	  ARTE Journal
	19.30	  Im Bann der Jahreszeiten (5/5)
	20.15	  Einmal Hans mit scharfer 

Soße Komödie, D 2013
	21.45	  Roboter – Noch Maschine 

oder schon Mensch? · Doku-
mentarfilm, F 2014

	22.55	  Tuula, die Liebe und der 
Alkohol · Dokufilm, FIN 2015

	23.55	  KurzSchluss Magazin
 	 0.50	  Tracks (VPS 0.45) 

 	 7.00	  nano Magazin
 	 7.30	  Alpenpanorama
 	 9.00	  ZIB
 	 9.05	  Kulturzeit Magazin
 	 9.45	  nano Magazin
	10.15	  3 nach 9 Classics Zu  

Gast: Howard Carpendale,  
Caterina Valente, Marianne  
Bachmeier, Rita Süssmuth

	11.15	  Istanbul Dokumentation
	11.30	  Sehen statt Hören
	12.00	  Hutterer – Ein Leben wie die 

Amish Gesellschaft + Soziales
	13.00	  ZIB
	13.20	  Hengste unterm Hammer
	13.50	  Im Sattel durch Hessen
	14.35	  Winnetous Pferde
	15.05	  Gefangen auf der Tulpeninsel
	15.35	  Im Bann der Pferde (1-4/4)
	18.30	  nano Magazin
	19.00	  heute
	19.20	  Kulturzeit Magazin
	20.00	  Tagesschau
	20.15	  Die Bank an Ihrer Seite
	21.00	  makro Die Bank von morgen
	21.30	  auslandsjournal extra
	22.00	  Casino Gangsterfilm, USA/F 

1995 · Mit Robert De Niro, 
Sharon Stone, Joe Pesci u.a.

 	 0.50	  Zapp Gut versteckt: Sozialbe-
trug in den Medien /  
Neu umgarnt: Google wirbt um 
Journalismus / Eng verbunden: 
Reporter nah an Flüchtlingslos / 
Anders versprochen: Bilanz  
der „Krautreporter”

 	 5.20	  Thüringen-Journal
 	 5.50	  artour Magazin. U.a.:  

Verliebt, verlobt, verloren 
 	 6.20	  LexiTV – Wissen für alle
 	 7.20	  Rote Rosen Telenovela
 	 8.10	  Sturm der Liebe Telenovela
 	 9.00	  Brisant Magazin
 	 9.45	  Urlaub in XXL (2/4)
	10.10	  Seehund, Puma & Co.
	11.00	  MDR um elf Ländermagazin
	11.45	  In aller Freundschaft
	12.30	  Drei teuflisch starke Frauen 

Komödie, D 2005 · Mit Ruth-
Maria Kubitschek, Gaby Dohm, 
Gila von Weitershausen u.a.

	14.00	  MDR um zwei
	15.00	  LexiTV – Wissen für alle
	16.00	  MDR um vier Neues von hier
	17.45	  MDR aktuell 
	18.05	  Wetter für 3
	18.10	  Brisant Boulevardmagazin
	18.54	  Unser Sandmännchen
	19.00	  Regional
	19.30	  MDR aktuell
	19.50	  Elefant, Tiger und Co.
	20.15	  Musik für Sie Präsentiert von 

Uta Bresan · Zu Gast: Cora, 
Rockhaus, Santiano, Marc  
Mashall, Mary Roos, Nik P., Isa-
bel Varell, Linda Hesse, Patrick 
Lindner, Italian Tenors

	21.45	  MDR aktuell
	22.00	  Unter uns Talkshow
 	 0.00	  Tage des Sturms (Wh.) · Dra-

ma, D 2003 · Mit Wotan Wilke 
Möhring, Peter Sodann u.a.

 	 7.00	  nano Magazin
 	 7.30	  Zuflucht gesucht
 	 7.50	  Reports in English – Great Britain 
 	 8.00	  Brandenburg aktuell
 	 8.30	  Abendschau Magazin
 	 9.00	  ZiBB Magazin
 	 9.55	  ARD-Buffet Magazin
	10.35	  Rote Rosen Telenovela
	11.25	  Sturm der Liebe Telenovela
	12.15	  Zoobabies Dokureihe
	13.00	  rbb aktuell
	13.05	  Schloss Einstein
	13.30	  In aller Freundschaft
	14.15	  Planet Wissen Magazin 

Euthanasie im Dritten Reich
	15.15	  Madrid Dokumentation
	16.00	  rbb aktuell
	16.05	  Die 30 tollsten Berliner   

Spektakel (VPS 16.04)
	16.50	  kurz vor 5 (VPS 16.54)
	17.00	  rbb aktuell
	17.05	  Wolf, Bär & Co. Reportagereihe
	17.55	  Unser Sandmännchen
	18.00	  rbb um 6 Das Ländermagazin
	18.27	  rbb wetter
	18.30	  ZiBB Magazin
	19.27	  rbb wetter
	19.30	  Abendschau Magazin
	19.30	  Regional 
	20.00	  Tagesschau
	20.15	  Die 30 tollsten Musikstars der 

Achtziger XXL · Zu Gast: Ingolf 
Lück, Claudia Roth u.a.

	21.45	  rbb aktuell
	22.00	  3 nach 9 · Zu Gast: Hans Sarpei u.a.
 	 0.00	  Musikladen Rock + Pop

 	 8.10	  Sturm der Liebe Telenovela
 	 9.00	  Nordmagazin U.a.: Beginn – 

Trainingsauftakt bei Hansa
 	 9.30	  Hamburg Journal
	10.00	  Schleswig-Holstein Magazin
	10.30	  Regional Magazin
	11.00	  Hallo Niedersachsen
	11.30	  Von Hummeln und anderen 

Pionieren Reportage
	12.15	  In aller Freundschaft
	13.05	  Die Nordreportage
	13.35	  Brisant Magazin
	14.00	  NDR//aktuell
	14.15	  Bilderbuch Deutschland
	15.00	  NDR//aktuell
	15.15	  mareTV Rhodos 
	16.00	  NDR//aktuell
	16.10	  Mein Nachmittag U.a.: Alltags-

wissen über Kaffee, dem Lieblings-
wachmacher der Deutschen 

	17.10	  Seehund, Puma & Co.
	18.00	  Regional Magazin
	18.15	  Lust auf Norden
	18.45	  DAS! Zu Gast: Lydia Benecke
	19.30	  Regional Magazin
	20.00	  Tagesschau
	20.15	  die nordstory Hol über –  

Fähren in Niedersachsen
	21.15	  Die Tanzlehrerin  

UnserDorf soll leben
	21.45	  NDR//aktuell
	22.00	  3 nach 9 · Zu Gast: Hans Sarpei, 

Julia Klöckner u.a.
 	 0.00	  Inas Nacht · Zu Gast: Matthias 

Steiner, Dirk Stermann u.a. 
1.00	 3 nach 9 Classics Steine ins Glashaus

12.00 Pinguin, Löwe & Co. 12.45 WDR 
aktuell 13.00 Servicezeit 13.30 In al-
ler Freundschaft 14.15 Abenteuer Erde 
15.00 Planet Wissen 16.00 WDR aktu-
ell 16.15 daheim & unterwegs 18.00 
Lokalzeit 18.05 Hier und heute 18.20 
Servicezeit Reportage 18.50 Aktuelle 
Stunde 19.30 Lokalzeit 20.00 Tages-
schau 20.15 Vom Wurstkönig zum 
Bio-Pionier · Karl Ludwig Schweisfurth 
21.00 Der Vorkoster 21.45 Kölner 
Treff · Zu Gast: 23.10 WDR aktuell 
23.15 Waterloo – Napoleons letzte 
Schlacht · Dokumentarfilm, B 2014 
0.15 Wir Europäer! · 19. Jahrhundert – 
Europa entdeckt die Nation 

10.20 Leibspeise mal ANDERS/5 (VPS 
10.19) 14.15 Eisenbahn-Romantik 
14.45 Expedition in die Heimat 15.30 
Grünzeug 16.00 SWR Landesschau 
aktuell 16.05 Kaffee oder Tee 17.00 
SWR Landesschau aktuell 17.05 Kaf-
fee oder Tee (VPS 16.05) 18.00 SWR 
Landesschau aktuell 18.12 BW Wetter 
18.15 Spur des Verbrechens (3) 18.45 
SWR Landesschau Baden-Württemberg 
19.30 SWR Landesschau aktuell 20.00 
Tagesschau 20.15 Expedition in die Hei-
mat 21.00 Unsere Küche im Südwesten 
21.45 SWR Landesschau aktuell 22.00 
Nachtcafé 23.30 Stuttgarter Kabarett-
festival 2015 (1/2) 0.00 Nuhr im Ersten 

8.45 Sitzung des Deutschen Bundes-
tages 14.00 Vor Ort 14.30 Pegida – 
Zwischen Bürgerprotest und Radika-
lisierung 15.15 Countdown zu einem 
Tabubruch – „Mein Kampf” erscheint 
16.00 Maybrit Illner 17.05 Augstein 
und Blome 17.15 Dokumentation 
17.30 Vor Ort 18.00 Abenteuer Yu-
kon 18.30 Radtour vor den Toren Ti-
bets 19.15 Tigerwald und Kranichsee 
20.00 Tagesschau 20.15 Griff nach 
der Weltherrschaft (1-2/2) 22.00 Log-
buch Bounty · Das Rätsel der Meuterei 
22.45 Schätze der Welt – Erbe der 
Menschheit 23.00 Der Tag 0.00 Im 
Dialog · Mit Rolf Seelmann-Eggebert 

11.15 Peter Pan  11.35 Yakari 12.00 
Die wunderbare Reise des kleinen Nils 
Holgersson mit den Wildgänsen 12.25 
Garfield 12.55 Die fantastische Welt 
von Gumball 13.20 Piets irre Pleiten 
13.40 Die Pfefferkörner 14.10 Schloss 
Einstein – Erfurt 15.00 H2O – Plötzlich 
Meerjungfrau 15.25 Stoked 15.50 
Lenas Ranch 16.15 logo! Die Welt und 
ich 16.20 Garfield 16.50 Geronimo 
Stilton 17.15 Der kleine Nick 17.40 
Yakari 18.05 Ritter Rost 18.15 Doo-
zers 18.40 Wolkenkinder 18.50 Unser 
Sandmännchen 19.00 Peter Pan  19.25 
logo! Die Welt und ich 19.30 Vater hoch 
vier – Jetzt erst recht! Komödie, DK 2008 

5.30 Sat.1-Frühstücksfernsehen 10.00 Auf Streife 
11.00 Richterin Barbara Salesch 12.00 Richter 
Alexander Hold 13.00 Richter Alexander Hold 
14.00 Auf Streife 15.00 Im Namen der Gerech-
tigkeit – Wir kämpfen für Sie! 16.00 Anwälte im 
Einsatz 17.00 Mein dunkles Geheimnis 17.30 
Schicksale – und plötzlich ist alles anders 18.00 
In Gefahr – Ein verhängnisvoller Moment 19.00 
Newtopia 19.55 Sat.1 Nachrichten 20.15 Freund-
schaft Plus. Liebeskomödie, USA 2011 22.30 Pas-
tewka · Die Lesung 22.55 Switch Reloaded 23.30 
Switch Reloaded 0.00 Sechserpack · Hypochonder 
und andere Neurotiker 0.30 Sechserpack · Reines 
Vergnügen 1.00 Sechserpack · Großstädter und 
Landeier 1.25 Die dreisten drei – Die Comedy-WG

5.10 Suburgatory 5.50 Two and a Half Men 7.20 
Mike & Molly 8.10 How I Met Your Mother 9.35 
The Big Bang Theory 10.55 Mike & Molly 11.45 
Two and a Half Men 13.40 2 Broke Girls 14.10 
The Big Bang Theory 15.35 How I Met Your Mother. 
Zum Affen gemacht 17.00 taff 18.00 Newstime 
18.10 Die Simpsons 19.05 Galileo 20.15 Thor. 
Fantasyfilm, USA 2011 22.40 The Watch – Nach-
barn der 3. Art (Wh.). Komödie, USA 2012 0.45 
Die etwas anderen Cops (Wh.). Komödie, USA 
2010 2.35 Steven liebt Kino – Spezial · Big Game 
2.45 ProSieben Spätnachrichten 2.50 The Big 
Hit. Actionkomödie, USA 1998 4.30 Steven liebt 
Kino – Spezial · Big Game 4.40 2 Broke Girls · Die 
Geschäftspartnerin. Comedyserie 

11.35 Umwelt und Verbraucher 12.10 Informati-
onen am Mittag 13.35 Wirtschaft am Mittag 14.10 
Deutschland heute 14.35 Campus und Karriere 
15.05 Corso – Kultur nach 3 16.10 Büchermarkt 
16.35 Forschung aktuell 17.05 Wirtschaft und 
Gesellschaft 17.35 Kultur heute 18.10 Informa-
tionen am Abend 18.40 Hintergrund 19.05 Kom-
mentar 19.15 Dossier 20.10 Das Feature  21.05 
On stage · Bluesgitarre und Soulstimme. Robert 
Cray Band 22.05 Musikforum · Rheingau Musik 
Festival 2014. Lieder von Richard Strauss und Gus-
tav Mahler in der Bearbeitung für Singstimme und 
Streichquartett 22.50 Sport aktuell 23.10 Das war 
der Tag 23.57 National- und Europahymne 0.05 
„Paul Temple und der Fall Gregory” (2/2) 

8.30 Brisant 9.10 Maintower 9.35 hessenschau 
10.05 Panda, Gorilla & Co. 10.55 Kunst oder nur 
ein Glas Wasser? 11.10 Ich mach's 11.25 In aller 
Freundschaft · Schmerzhafte Einschnitte 12.10 Tul-
pen aus Amsterdam. Drama, D 2010 13.40 Utta 
Danella: Eine Nonne zum Verlieben. Liebesdrama, 
D 2010 15.10 Das Glück dieser Erde · Lernprozesse 
16.00 hessenschau kompakt 16.05 hallo hessen 
16.45 hessenschau kompakt 17.00 hallo hessen 
17.50 hessenschau kompakt 18.00 Maintower 
18.20 Brisant 18.45 Hessentipp 19.15 Alle Wet-
ter! 19.30 hessenschau 20.00 Tagesschau 20.15 
Lettland – Zauberwelt im Herzen des Baltikums 
21.00 Die Kanarischen Inseln 21.45 hessenschau 
kompakt 22.00 3 nach 9 0.00 Comedy Tower 

5.35 Explosiv – Das Magazin 6.00 Guten Mor-
gen Deutschland 8.30 Gute Zeiten, schlechte 
Zeiten 9.00 Unter uns 9.30 Betrugsfälle 10.00 
Die Trovatos – Detektive decken auf 11.00 Die 
Trovatos – Detektive decken auf 12.00 Punkt 12 
14.00 Verdachtsfälle 17.00 Betrugsfälle 17.30 
Unter uns 18.00 Explosiv – Das Magazin 18.30 
Exclusiv – Das Star-Magazin 18.45 RTL aktuell 
19.03 Wetter 19.05 Alles was zählt 19.40 Gute 
Zeiten, schlechte Zeiten 20.15 Die schönsten Dis-
ney Songs aller Zeiten 22.15 40 Jahre Musikvideos 
(3/4) · 1984 – 2000 0.00 RTL Nachtjournal 0.27 
RTL Nachtjournal – Das Wetter 0.30 Willkommen 
bei Mario Barth 1.25 Bülent und seine Freunde 
2.25 RTL Nachtjournal 2.55 „Stern”-TV 

5.00 Medical Detectives – Geheimnisse der Ge-
richtsmedizin 5.45 Hilf mir doch! 6.50 Verklag 
mich doch! 8.50 Verklag mich doch! 9.50 Hilf mir 
doch! 10.50 vox nachrichten 10.55 Mein himm-
lisches Hotel 12.00 Shopping Queen 13.00 Wer 
weiß es, wer weiß es nicht? 14.00 Wer weiß es, 
wer weiß es nicht? 15.00 Shopping Queen 16.00 
4 Hochzeiten und eine Traumreise 17.00 Mein 
himmlisches Hotel 18.00 mieten, kaufen, wohnen 
19.00 Das perfekte Dinner – Wunschmenü 20.00 
Prominent! 20.15 Law & Order: Special Victims 
Unit 0.00 vox nachrichten 0.20 Law & Order: 
Special Victims Unit · Abgezockt 1.15 Law & Or-
der: Special Victims Unit · Abgesang 1.55 Medical 
Detectives – Geheimnisse der Gerichtsmedizin

9.07 Im Gespräch 10.07 Lesart · Das Literaturmaga-
zin 11.07 Tonart · Das Musikmagazin am Vormittag 
12.07 Studio 9 · Kultur und Politik am Mittag 13.30 
Länderreport 14.07 Kompressor · Das Kulturmaga-
zin 15.00 Kakadu – Nachrichten für Kinder 15.05 
Kakadu · Entdeckertag 15.30 Tonart · Das Musik-
magazin am Nachmittag 17.07 Studio 9 · Kultur 
und Politik am Abend 18.07 Wortwechsel · Was 
bleibt zu tun? Zur Zukunft der kulturpolitischen 
Transformation 19.07 Aus der jüdischen Welt · Mit 
„Shabbat” 19.30 Zeitfragen 20.03 Internationaler 
Königin-Elisabeth-Wettbewerb Brüssel · Abschluss-
konzert mit den Preisträgern 22.00 Einstand 22.30 
Studio 9 kompakt · Themen des Tages 23.05 Fazit · 
Kultur vom Tage 0.05 Lange Nacht
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Auflösung von Donnerstag

Netzwoche

Achtung!
Verschwörung!
Von Jürgen Amendt

Das Medienmagazin des NDR
heißt ZAPP. Es nimmt im
wöchentlichen Rhythmus

kritisch unter die Lupe, was unter
demLabel »Medien« passiert. Am10.
Juni sendete ZAPP unter dem Titel
»Verschwörungstheorien eines
Journalisten« einen Beitrag seines
Mitarbeiters Thomas Berbner, der
sich im Mai den Vortrag von Walter
van Rossum auf einer Veranstaltung
der Rosa-Luxemburg-Stiftung in
Köln angehört und angesehen hat.

Rossum habe dabei »Menschen, die
jedes Vertrauen in Medien verloren
haben, solchen, die als Ursache aller
schlechten Entwicklungen auf der
Welt die Einflüsse der USA ausma-
chen und jenen, die begonnen ha-
ben, ihre Welt mit Verschwörungs-
theorien aller Art zu erklären«, das
»notwendige Rüstzeug« für ihre ver-
einfachende Weltsicht geliefert.
Rossum sei »ein stolzer Verschwö-
rungstheoretiker. Nachfragen ge-
stalten sich schwierig, sein Weltbild
ist geschlossen. Fragt man ihn nach
Fakten für seine Behauptungen,
weicht er aus«.
Walter van Rossum ist allerdings

kein x-beliebiger Blogger oder Frei-
zeitjournalist, sondern ein Kollege
von Berbner. Er arbeitet seit mehr
als 30 Jahren für den WDR, für den

Deutschlandfunk, die FAZ und gilt
als profilierter Medienkritiker. Wal-
ter van Rossum weiß also, wie das
Mediengeschäft läuft und hat auf
den nachdenkseiten sogleich zu-
rückgeschlagen. Er kritisiert, dass
Berbner ihn nur verkürzt wiederge-
geben habe. »Ich habe Ihnen etwa
ein Dutzend Beispiele genannt, die
einigermaßen genau den medialen
Unsinn belegen, den eine Mehrheit
der Zuschauer beklagt.« Er habe den
Kollegen »auf Peter Scholl-Latour
hingewiesen, der in seinen letzten
Veröffentlichungen einen Großteil
seiner Kollegen offen propagandis-
tischer Umtriebe bezichtigt. Wenn
ich mich recht erinnere, habe ich Ih-
nen sogar eine Wette angeboten:
Wenn Siemir drei Beispiele aus zehn
Jahren dafür bringen, dass die ›Ta-
gesschau‹ den militärischen Überfall
der Vereinigten Staaten auf den Irak
als ein völkerrechtliches Schwer-
verbrechen bezeichnet, in diesem
äußerst unwahrscheinlichen Fall
würde ich Ihnen 10 000 Euro be-
zahlen.
Berbner nimmt die Wette nicht

an, wie er auf ndr.de in einer Ant-
wort auf Rossums Kritik schreibt.
Nach seiner Erinnerung hätten aber
sowohl die »Tagesschau« als auch
die »Tagesthemen« auf die Völker-
rechtswidrigkeit des Irakkrieges der
USA hingewiesen. Und weiter: »Ich
hatte bei der Veranstaltung in Köln
den deutlichen Eindruck, dass Sie
gegenüber den Zuschauern ein Zerr-
bild des Journalismus verbreiten.
(...) IhreThese vonder Lenkungoder
Selbst-Gleichschaltung halte ich (...)
für ausgemachten Blödsinn. Auch
Ihre küchenpsychologischen Aus-
führungen über die Mechanismen in
Journalistenköpfen haben mich
nicht überzeugt. Etwas weniger Na-
zijargon (»Gleichschaltung«, »Füh-
rerbefehl«)wäre übrigens auch nicht
schlecht.«

Weitere Beiträge finden Sie
unter dasND.de/blogwoche
Foto: photocase/Thomas K.

An diesem Freitag wird in Berlin der Deutsche Filmpreis verliehen

Weichspüler im System
Von Tobias Riegel

Anmerkungen aus berufenem
Munde zum an diesem Frei-
tag verliehenen Deutschen
Filmpreis lassen Schlimmes

ahnen – zum Zustand des deutschen
Films im Allgemeinen und zum För-
der- und Auszeichnungssystem im Be-
sonderen. »Es gab mal eine mutigere
Regisseur-Generation, Künstler wie
Werner Herzog, Wim Wenders oder
Volker Schlöndorff«, sagte kürzlich
Kulturstaatsministerin Monika Grüt-
ters (CDU). Dass das ebenfalls keine
besonders mutige Äußerung, sondern
eher der kleinste gemeinsame Nenner
einer (west-)deutschen Nachkriegs-
Filmbetrachtung ist, mag ihr selber
aufgegangen sein. Also drehte sie noch
schnell »das System« durch den Wolf:
»Ich fürchte, dass unser System man-
che spektakuläre Filmidee schon im
Keim hemmt.« In den Fördergremien
würden »gute Ideen manchmal so he-
runterdekliniert, dass nur ein weich-
gespültes Produkt herauskommt«.
Mal abgesehen davon, dass immer

– und auch zu Zeiten der im Übrigen
allesamt noch höchst aktiven Her-
zog/Wenders/Schlöndorff – vor-
herrschend »weichgespülte« und
massenkompatible Leinwandstoffe
produziertwurden, so tutGrütters der
aktuellen Nominiertenliste des Deut-
schen Filmpreises etwas unrecht:
Kann man den formal sensationellen
Adrenalin-Thriller »Victoria« von Se-
bastian Schipper, den ästhetisch und
inhaltlich mindestens zu leiden-
schaftlicher Diskussion anregenden
»Wir sind jung, wir sind stark« von
Burhan Qurbani, Edward Bergers be-
rührendes Heimkind-Porträt »Jack«
oder den für einen deutschen Film
ungeahnt konsequenten und zyni-
schen »Zeit der Kannibalen« von Jo-
hannes Naber allen Ernstes als
»weichgespült« bezeichnen? Wohl
kaum. Gut – Giulio Ricciarellis Dra-
ma um die Vorbereitung der Ausch-
witz-Prozesse »Im Labyrinth des

Schweigens« ist bemüht, aber miss-
glückt. Und tatsächlich nichts in die-
ser Reihe verloren hat der trotz glat-
ter Perfektion flache Unterhaltungs-
krimi »Who am I – Kein System ist si-
cher« von Baran bo Odar. Zu Grüt-
ters’ Unterstützung muss man aber
ergänzen, dass diese sechs als »bes-
ter Film« nominierten Werke nur die
Spitze eines gewaltigen Eisberges von
etwa 230 deutschen Filmen sind, die
2014 produziert wurden – doppelt so
viele wie vor zehn Jahren.
Kritik am »System« Deutscher

Filmpreis – mit knapp drei Millionen
Euro die höchstdotierte Kulturaus-
zeichnung Deutschlands – übt auch
der Regisseur Christoph Hochhäus-
ler (»Die Lügen der Sieger«). »Ich
glaube, der Deutsche Filmpreis sagt

weniger denn je etwas über den Zu-
stand des deutschen Films aus«, sag-
te Hochhäusler dem Mediendienst
»Planet Interview«. Die Deutsche
Filmakademie, deren 1600 Mitglie-
der die Filmpreise vergeben, seien
eine Fehlkonstruktion: »Es ist falsch,
über Filme innerhalb der Branche
abzustimmen. Das wird immer nur
das verstärken, was schon Erfolg
hat.«
Doch die Werke, die in Deutsch-

land tatsächlich schockierend erfolg-
reich sind, also die Filme von Matthi-
as Schweighöfer, Til Schweiger oder
der Macher von »Fack ju Göhte«, wer-
den ja gar nicht ausgezeichnet.
Gleichzeitig schöntmanaber gernedie
Statistiken mit ihnen. So rümpft auch
Grütters die Nase über jene jungen Er-

folgsregisseure. Sie wolle ihnen nicht
zu nahe treten, interessiere sich als
Kulturfunktionärin für deren »ge-
konnte Unterhaltung« aber eher nicht.
Diese höchst nachvollziehbare Hal-
tung sei ihr unbenommen. Aber wa-
rum muss sie dann immer so offensiv
mit dem Marktanteil des deutschen
Films (2014: 27 Prozent) hausieren
gehen, der doch vor allem jenen laut
Grütters »nicht mutigen« Regisseuren
zu verdanken ist?
Da er von der Filmakademie eisern

(und zu Recht) ignoriert wird, reicht
der beleidigte Til Schweiger seine Fil-
me schon gar nicht mehr ein. Immer-
hin: Eine »Lola« wird er dieses Jahr
dennoch erhalten, für »Honig imKopf«
– als den »besucherstärksten Film des
Jahres«.

Hätte einen Filmpreis verdient: Johannes Nabers herrlich zynische Turbo-Kapitalismus-Farce »Zeit der Kannibalen«. Foto: Farbfilm
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Streik am
Rande
Haidy Damm über die
Verhandlungen im Einzelhandel

Etwas abseits der großen Streik-
themen um LokführerInnen,
BriefträgerInnen oder Soziale
Dienste verhandelt ver.di seit dem
1. April über Tarifverträge für
rund drei Millionen Beschäftigte
im Einzelhandel. Wurden in der
letzten Runde 2013 zumindest die
gröbsten Angriffe auf den Flä-
chentarifvertrag abgewehrt, wol-
len die regionalen Tarifkommissi-
onen in dieser Runde eine deutli-
che Einkommenssteigerung errei-
chen: 5,5 Prozent oder ein Euro
mehr Lohn. Gemeinsam fordern
sie die Allgemeinverbindlichkeits-
erklärung der Tarifverträge, um
der zunehmenden Tarifflucht der
Arbeitgeber wie jetzt auch bei Re-
al Einhalt zu gebieten.
In diesen Tagen geht es in

Nordrhein-Westfalen, Saarland
Sachsen, Sachsen-Anhalt und
Thüringen in die nächste Runde,
die anderen Bundesländer folgen.
An Hunderten Standorten gingen
die Beschäftigten bereits in den
Ausstand und auf die Straße.
Im Rücken haben sie die stei-

genden Umsätze und kontinuier-
lich wachsenden Gewinne des
Einzelhandels, die 2014 histori-
sche Spitzenwerte erreichten. Ei-
ne gute Ausgangsposition, auch
wenn sich das Angebot der Ar-
beitgeber von 1,5 Prozent ziem-
lich mickrig ausnimmt.
Kaum eine Branche ist so von

prekärer Beschäftigung geprägt
wie der Einzelhandel. Oftmals
unfreiwillige Teilzeit oder gering-
fügige Beschäftigung haben zur
Folge, dass trotz gar nicht so
schlechter Tarifverträge das Ein-
kommen nicht zum Leben reicht.
Hinzu kommen geringe Stunden-
entgelte für diejenigen, die nicht
unter die Tarifbindung fallen. Die
Folgen: Unter den Beschäftigten
im Handel sind besonders viele
auf ergänzende Sozialleistungen
angewiesen und erhalten im Alter
Armutsrenten. Auch wenn am
Ende Lohnerhöhungen vereinbart
werden, diese Struktur wird
schwer zu knacken sein: Die Ar-
beitgeberseite liebt Teilzeit, hält
sie für »unverzichtbar«. Ist klar.
Angesichts eines Konkurrenz-
kampfes, der in erster Linie auf
dem Rücken von Beschäftigten in
der gesamten Produktionskette
ausgetragen wird, steht flexible
Personalplanung ganz weit oben.
Auch beim Thema Allgemein-

verbindlichkeit beißen die Ge-
werkschaften auf Granit. Der Ar-
beitgeberverband HDE argumen-
tiert, nach der Einführung eines
gesetzlichen Mindestlohns beste-
he hierfür kein Bedarf.
Wen kümmert’s? In der letzten

Tarifrunde gab es auch im Einzel-
handel Ansätze, die Streiks der
VerkäuferInnen durch Aktionen
aus der außerparlamentarischen
Linken zu unterstützen. Die glänzt
in diesem Jahr durch Abwesen-
heit. Aber auch innerhalb der Ge-
werkschaften drängt sich bis auf
wenige Ausnahmen der Eindruck
auf, jede Sparte kämpft für sich
allein. Das ist gut für die Arbeit-
geber – egal ob Einzelhandel,
Post, Bahn oder Soziale Dienste:
Solange alle für sich bleiben, kann
dem Angriff auf die öffentliche
Daseinsvorsorge, kann der Priva-
tisierung, Prekarisierung und dem
Abbau von Gewerkschaftsrechten
wenig entgegengesetzt werden.

Real steigt aus
Tarifbindung
aus
ver.di kündigt Widerstand
gegen Angriff auf
Flächentarif an

Mönchengladbach. Die Metro-
Tochter Real will aus der Tarif-
bindung aussteigen und die Ge-
werkschaft ver.di zu Verhandlun-
gen über einen Haustarifvertrag
zwingen. Hintergrund der Ent-
scheidung sei die »wettbewerbs-
verzerrende Umsetzung des Flä-
chentarifvertrags« durch einzelne
Handelsunternehmen. Unterneh-
men ohne Tarifvertrag hätten
deutlich bessere Kostenstrukturen
als tarifgebundene Betriebe im
deutschen Handel. »Diese schwie-
rige Lage hat Real selbst nicht ge-
schaffen. Wir müssen aber, um
konkurrenzfähig zu bleiben, da-
rauf reagieren«, begründete Real-
Arbeitsdirektor Jörg Kramer den
Schritt. Real betreibt rund 300
Warenhäuser und beschäftigt rund
38 000 Mitarbeiter.
Die Gewerkschaft ver.di warf

dem Unternehmen vor, dem
»Lohndumping« in der Branche
weiter Vorschub zu leisten. »Nach
dem Verkauf der Kaufhof-Waren-
häuser plant die Metro offenbar
den nächsten Schritt, den Konzern
radikal umzustellen«, sagte ver.di-
Bundesvorstandsmitglied Stefanie
Nutzenberger. Kritiker befürchten
eine weitere Aushöhlung des Flä-
chentarifvertrags und damit Druck
auf die laufenden Tarifverhand-
lungen im Einzelhandel. Ver.di
forderte dasUnternehmen auf, den
Austritt umgehend rückgängig zu
machen. Man werde die Durch-
setzung einer Zwei-Klassen-Ge-
sellschaft unter den Beschäftigten
»nicht akzeptieren«, kündigte Nut-
zenberger Widerstand an.
Metro-Chef Olaf Koch warnte

die Gewerkschaft in einem Inter-
view davor, den Tarifausstieg
zum Anlass für Streikaktionen zu
nehmen. »Das würde die Ge-
spräche erheblich belasten«, so
Koch. Der Metro-Chef bezifferte
den »Personalkostennachteil« des
Unternehmens im Vergleich zu
seinen Konkurrenten auf »bis zu
30 Prozent«. Für die aktuellen
Mitarbeiter werde das Unter-
nehmen einen Bestandsschutz
anbieten, so dass die Entgelte der
heutigen Beschäftigten unverän-
dert blieben, hieß es.
Die Tarifbindung der Unter-

nehmen imEinzelhandel liegt nach
Schätzungen schon seit längerer
Zeit bei unter 50 Prozent. Das be-
deutet, dass nicht alle Beschäftig-
ten automatisch von den Tarifab-
schlüssen profitieren. Andererseits
orientieren sich auch einige nicht
tarifgebundene Unternehmen an
den Abschlüssen. dpa/nd

»Bis der Appel vom Baum fällt«
Mehrere tausend Beschäftigte der Post demonstrierten vor der Konzernzentrale in Bonn
Seit elf Tagen wird die Deutsche
Post bestreikt. Die Dienstleis-
tungsgewerkschaft ver.di hat die
Aktionen am Donnerstag ausge-
weitet. Eine weitere Postgewerk-
schaft macht ab Freitag mit.

Von Hans-Gerd Öfinger, Bonn

In Bonn überragt der Post-Tower al-
les andere im ehemaligen Bonner Re-
gierungs- und Diplomatenviertel. »Die
da oben imRat der Götter im 40. Stock
müssen wir auf den Erdboden run-
terholen, denn sie sind ohne uns fast
nichts«, rief der ver.di-Vorsitzende
Frank Bsirske unter dem stürmischen
Applaus von gut 5000 Postbeschäf-
tigten der Konzernführung entgegen.
Die Kultur des Miteinanders und der
»gelebten Sozialpartnerschaft« sei
zerbrochen. Die Demonstranten wa-
ren aus Nordrhein-Westfalen und an-
grenzenden Bundesländern zur
Kundgebung angereist. Seit Anfang
vergangener Woche wird die Deut-
sche Post DHL unbefristet und bun-
desweit bestreikt.
Dass die Beschäftigen auf »die da

oben«, also Konzernchef Frank Appel

und die anderen Mitglieder des Kon-
zernvorstands, nicht gut zu sprechen
sind, zeigten die mit viel Herzblut an-
gefertigten Transparente. »POST =
Profit ohne soziale Toleranz«, hieß es
auf einem selbst gemalten Papp-
schild. Die Vorgabe Appels, bis 2020
die Rendite von derzeit drei auf über
fünf Milliarden Euro zu steigern, las-
se sich nur durch eine massive Ab-
senkung des Lohnniveaus erreichen,
prophezeite Bsirske.
Die Empörung steigerte sich, als der

ver.di-Chef den Versammelten die
enorme Einkommenskluft im Post-
konzern verdeutlichte. Appel hatte
sich kürzlich eine saftige Einkom-
menssteigerung gegönnt. Mit einem
Jahressalär von 9,6 Millionen Euro
bezieht er nunmehr »das 260-fache ei-
nes Briefzustellers und das 404-fache
eines Mitarbeiters der Niedriglohn-
tochter DHL Delivery GmbH«, rech-
nete Bsirske vor.
Die Ansprache wurde immer wie-

der durch spontane Rufe wie »Appel
raus« und »Wir sind die Post« über-
tönt. Wenn die Konzernchefs »auf Bie-
gen und Brechen maßlose Profitgier«
an den Tag legten, dann sei der Streik

die einzige richtige Antwort, so Bsirs-
ke, der noch einmal an die zurücklie-
genden sechs Verhandlungsrunden
seit März erinnerte, bei denen man
keinen Schritt weitergekommen sei.
»Ohne die Rückführung der Delivery
GmbH unter das Dach der Post und
den Haustarif wird es keinen Frieden
geben«, kündigte er einen Ausstand
von ungewisser Dauer an. »Wir strei-
ken, bis der Appel vom Baum fällt«,
hieß es kurz und bündig auf einem
breiten Spruchband.
In dem Tarifkonflikt geht es um

Bezahlung und Arbeitszeit für rund
140 000 Beschäftigte. Kern der Aus-
einandersetzung ist der Aufbau von
49 regionalen Gesellschaften für die
Paketzustellung. Die dort beschäf-
tigten rund 6000 Paketboten wer-
den nicht nach dem Haustarif der
Post bezahlt, sondern erhalten die oft
niedrigeren Löhne der Logistikbran-
che.
Die Gewerkschaft kritisierte am

Donnerstag erneut die vielfältigen
Versuche des Postmanagements,
durch Streikbruch den Arbeitskampf
zu unterlaufen. So würden Leihar-
beitsfirmen aus Polen und den Nie-

derlanden eingesetzt und manche ih-
rer Arbeiter mit Bargeld auf die Hand
abgespeist, berichtete Andrea Kocsis,
die für die Tarifverhandlungen im
ver.di-Vorstand federführend ist.
Jüngst habe man auch Auszubilden-
de aus der Berufsschule in den Be-
trieb beordert und Familienangehö-
rige zur Aushilfe aufgefordert. Einem
besonders engagierten Streikenden
habe das Management sechs Wochen
Pauschalurlaub mit Flug und Hotel
auf Kosten der Firma angeboten, um
ihn so fürs Erste »aus dem Verkehr zu
ziehen«, so Kocsis. »Das Geld hätten
sie mal lieber den Beschäftigten ge-
geben«, kritisiert sie die Millionen-
ausgaben für Anti-Streik-Propagan-
da. All diese Bemühungen würden je-
doch angesichts der Entschlossenheit
der Streikenden nichts nützen. »Wir
bleiben draußen, bis wieder Ver-
nunft einkehrt und eine Verhand-
lungslösung kommt«, so Kocsis. Ent-
gegen offizieller Verlautbarungen
zeige der Streik zunehmend Wirkung
und löse vielerorts massiven Rück-
stau nicht bearbeiteter Sendungen
aus.
»Wir lassen uns nicht spalten«,

hatten mehrere solidarische Beamte
auf Pappschilder geschrieben. Bei der
Bonner Kundgebung spielte das The-
ma Beamtenstreik bei der Post etwa
nach dem Vorbild des Ausstands der
Lehrer in Hessen keine Rolle. »Darü-
ber wird in der Organisation disku-
tiert«, erklärte ein ver.di-Insider aus
NRW gegenüber »nd«.
Dass ausgerechnet der Weltkon-

zern Deutsche Post DHL die nach wie
vor aktiven Beamten aus der Zeit vor
der Privatisierung zum Streikbruch
nötigt und auf das überholte preußi-
sche Streikverbot pocht, passt aus
Sicht vieler Postler nicht in das 21.
Jahrhundert. Den gezielten Einsatz
von Beamten als Streikbrecher wer-
de man weiter gerichtlich klären las-
sen, so Andrea Kocsis.
Unterdessen hat nach ver.di eine

weitere Postgewerkschaft zum un-
befristeten Streik aufgerufen. Die
Fachgewerkschaft DPV teilte am
Donnerstag mit, bei einer Urabstim-
mung hätten sich mehr als 92 Pro-
zent der befragten Mitglieder für ei-
nen unbefristeten Ausstand ausge-
sprochen. Daher rufe die Gewerk-
schaft ihre Mitglieder ab Freitag
bundesweit zu unbefristeten Streiks
auf, die schrittweise ausgeweitet
werden sollten.
Die DPV fordert für mehr als

85 000 Brief- und Verbundzusteller
5,5 Prozent mehr Lohn und eine Ar-
beitszeitverkürzung von 38,5 auf 38
Stunden pro Woche. Zudem will sie
die Arbeitsmenge gerechter vertei-
len und bei der Festlegung der so-
genannten Bemessungswerte mitre-
den. Diese legen fest, wie viel Zeit ein
Zusteller etwa für die Übergabe ei-
nes Einschreibens oder Pakets hat.Empörung herrscht über Konzernchef Appel, der sich gerade eine deftige Gehaltserhöhung gegönnt hat. Foto: dpa/Marius Becker

Staatsdiener mucken auf
Anderswo undenkbar, in Hessen fast schon Routine: Lehrer streiken trotz Beamtenstatus

Rund 5000 hessische Lehrer de-
monstrierten in Wiesbaden dafür,
dass der Tarifabschluss für ange-
stellte Lehrer auch für Beamte gilt.
Sie greifen damit auch das Streik-
verbot für Beamte an.

Von Richard Färber, Wiesbaden

»Ihr seid klasse«, rief Andreas Grün,
Chef der hessischen Polizeigewerk-
schaft GdP, den streikenden Lehrern
zu. Schauplatz war eine DGB-Kund-
gebung des öffentlichen Dienstes in
Wiesbaden in Sicht- undHörweite des
Hessischen Landtags. »Es ist beein-
druckend, dass ihr trotz Beamten-
status heute die Arbeit niedergelegt
habt«, lobte Grün die GEW-Mitglie-
der, die an diesem Dienstag eine kla-
re Mehrheit der rund 7000 Teilneh-
mer aus DGB-Gewerkschaften aus-
machten.
Der Polizeigewerkschafter hatte

schon im Winterhalbjahr Kundge-
bungen aufmüpfiger Landesbeamter
vor der Staatskanzlei angeführt und
gehört derzeit zu den schärfsten Kri-
tikern der schwarz-grünen Landes-
regierung. Was Polizisten, Lehrer,

Förster, Verwaltungsspezialisten und
andere auf die Palme bringt, ist die
sture Haltung der Koalition gegen-
über ihren »eigenen« Beamten. So
sollen sich die Staatsdiener unter
Verweis auf die »Schuldenbremse« in
Landesverfassung und Grundgesetz
im laufenden Jahr mit einer Null-
runde zufrieden geben. Damit hebt
sich Hessen deutlich von den ande-
ren Bundesländern ab, die mehr oder
weniger die im April vereinbarte Ein-
kommenserhöhung für Angestellte
und Arbeiter auch für die Beamten
übernommen haben.
Für Unmut sorgen auch Ein-

schnitte bei der Gesundheitsbeihilfe.
Nicht zuletzt leiden die Beschäftigten
unter dem im Koalitionsvertrag ver-
einbarten Stellenabbau in den Be-
hörden, der zu starker Leistungsver-
dichtung führt. Seit 2003 müssen in
Hessen Landesbeamte 42 Stunden
pro Woche arbeiten.
Die zunehmende Arbeitsverdich-

tung im Bereich staatlicher Forsten
beschrieb bei der Kundgebung eine
Revierförsterin. Vor 25 Jahren hatte
sie die Verantwortung für 700 Hektar
Wald übernommen. Inzwischen sei sie

für 1700 Hektar, demnächst sogar für
2200 Hektar Fläche zuständig, was ei-
ner glatten Verdreifachung ent-
spricht. »Wir sind es leid, nur als Per-
sonalkostenquote betrachtet zu wer-
den«, so die Gewerkschafterin, die in
der IG BAU organisiert ist.
Dass Beamte die Arbeit niederle-

gen, obwohl für sie formal ein Streik-

verbot gilt, ist für die Hessen-GEW
mittlerweile Routine. Sie hat den
Ausstand gründlich vorbereitet und
sich dabei auf die Erfahrungen in sie-
ben Streikrunden an Schulen in den
vergangenen Jahrzehnten gestützt.
Die Zielvorgabe von mindestens
3000 Unterschriften unter eine Be-
reitschaftserklärung wurde in den

Tagen vor dem Streik deutlich über-
troffen. So wurden am Dienstag et-
liche Schulen durch den Arbeits-
kampf lahmgelegt und die Mehrheit
der landesweit 5500 Streikenden
fand sich in der hessischen Landes-
hauptstadt ein.
CDU und Grünen hatte die Päda-

gogen im Vorfeld vor dem Streik ge-
warnt. So belehrte der Abgeordnete
Jürgen Frömmrich (Grüne) die GEW-
Aktivisten, dass Beamte nicht strei-
ken dürften, wie zuletzt das Bundes-
verwaltungsgericht klargestellt habe.
Das sieht GEW-Landeschef Jochen
Nagel anders. Er verweist darauf, dass
das Gericht im Februar 2014 festge-
stellt habe, dass das Streikverbot für
Beamte ohne hoheitliche Aufgaben
mit den Grundsätzen der europäi-
schen Menschenrechtskonvention
nicht vereinbar sei. Die Richter hät-
ten demGesetzgeber aufgetragen, die
Vereinbarkeit des deutschen Beam-
tenrechts mit EU-Recht herzustellen.
Bis zu einer entsprechenden Ände-
rung der Gesetze seien die Tarifab-
schlüsse für den öffentlichen Dienst
in den Blick zu nehmen. »Somit ist das
Recht auf unserer Seite, wenn wir

streiken«, ist sich Nagel sicher. Der
beste Schutz vor Sanktionen sei je-
doch »eine möglichst große Zahl von
Streikenden«.
Der eintägige Ausstand bedeutet

für die Beamten – wie für streikende
Angestellten anderswo auch – eine
anteilige Gehaltskürzung, die für
GEW-Mitglieder zumindest teilweise
aus dem gewerkschaftlichen Streik-
fonds ausgeglichen wird. Der Streik
könnte zudem einen Vermerk in der
Personalakte nach sich ziehen, der
nach zwei Jahren jedoch wieder ge-
löscht werden muss. Eine mögliche
schriftliche »Missbilligung« durch das
Kultusministerium, die einem Ein-
trag ins Klassenbuch für unartige
Schüler gleicht, dürften die aufmüp-
figen Lehrer eher als »Ehrenurkun-
de« auffassen. Ob die Kultusverwal-
tung jetzt tatsächlich eine harte Linie
einschlägt und aufwändige Buß-
geldverfahren mit ungewissem Aus-
gang einleitet, bleibt abzuwarten.
»Die bewegen sich auf dünnem Eis«,
meint GEW-Chef Nagel. Der erneute
Streik habe seinem Landesverband
einen deutlichen Mitgliederzulauf
beschert.

Eine schriftliche »Miss-
billigung« durch das
Kultusministerium
dürften die aufmüpfi-
gen Lehrer als »Ehren-
urkunde« auffassen.
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Bad Bank der Hypo Alpe
Adria fehlen Milliarden
Klagenfurt. Der Abwicklungsan-
stalt Heta der einstigen österrei-
chischen Krisenbank Hypo Alpe
Adria fehlen Milliarden, um ihre
Schulden zu tilgen. In der Bilanz
für 2014 stehen Verbindlichkeiten
von 16,6 Milliarden Euro Vermö-
gen in Höhe von 9,6 Milliarden ge-
genüber,wie dieHetamitteilte.Die
Heta war 2014 zur Abwicklung der
faulen Kredite der Hypo Alpe Ad-
ria gegründet worden. dpa/nd

Kartellstrafe wegen
süßer Preisabsprachen
Bonn. Das Bundeskartellamt hat
wegen illegaler Preisabsprachen
bei Kaffee, Schokolade und Sü-
ßigkeiten knapp 152 Millionen Eu-
ro Bußgeld gegen Handelskon-
zerne und Markenartikelhersteller
verhängt. Diese hätten zu Lasten
der Endverbraucher Vereinbarun-
gen über die Ladenpreise getrof-
fen, erklärte Kartellamtschef And-
reas Mundt am Donnerstag. Be-
straft wurden neben Edeka, Rewe,
Metro und Aldi unter anderem Ha-
ribo und Ritter. dpa/nd

Spreu und Weizen
beim Datenschutz
San Francisco. US-Datenschutz-
aktivisten haben in einem Rating
den Kurzmitteilungsdienst Whats-
App am schlechtesten bewertet.
Die Facebook-Tochter bekam le-
diglich einen von fünf möglichen
Punkten, wie die Electronic Fron-
tier Foundation (EFF) mitteilte.
Auch bei Google, Amazon, Face-
book und dem Karriere-Netzwerk
LinkedIn sieht die EFF Defizite et-
wa bei Informationen über Be-
hördenanträge zumEntfernen von
Inhalten. Die Topnote erhielten
unter anderem Apple, Adobe,
Yahoo und Wikimedia. dpa/nd

Tonnenweise in die Tonne
Lebensmittelverschwendung ist ein großes Problem – nicht nur ethisch, sondern auch für Umwelt und Klima
Zu viel gekauft, zu viel gekocht, zu
wenig gegessen? Was übrigbleibt,
landet im Müll. Mit globalen Fol-
gen, wie eine Studie desWWF zeigt.

Von Grit Gernhardt

»Iss deinen Teller leer!« Was Oma, El-
tern oder Kitapersonal gern mal als
Erziehungsweisheit von sich geben,
kann für die so Erzogenen nachweis-
lich gesundheitsschädliche Folgen wie
Übergewicht und Essstörungen nach
sich ziehen. Aus Klimaschutzgründen
allerdings wäre die Vermeidung von
Essensabfällen sehr zu begrüßen. Als
die Umweltstiftung WWF am Don-
nerstag in Berlin ihre Studie »Das gro-
ße Wegschmeißen« vorstellte, hatte
sie allerdings kaum im Sinn, dass
übervolle Tabletts, überladene Buf-
fets und vollgestopfte Kühlschränke
bis zum letzten Krümelchen leerge-
gessen werden sollen. Vielmehr geht
es der Organisation um einen nach-
haltigen Umgang mit Lebensmitteln –
vom Acker bis zum Teller.
Vermeidung von Abfällen durch

sparsames und sinnvolles Wirtschaf-
ten heißt das Stichwort. Zwar sorgen
die Privathaushalte mit 7,2 Millionen
Tonnen weggeworfenen Nahrungs-
mitteln pro Jahr für 40 Prozent des Le-
bensmittelmülls – 11,2 Millionen
Tonnen oder knapp 60 Prozent der
Verschwendung entstehen aber be-
reits auf dem Weg zum Teller. Schon
vor der Ernte werden Gemüse, Obst
und Getreide durch Krankheiten oder
Schädlinge dezimiert sowie wegen
Nichterfüllung von EU-Normen aus-
sortiert. Bis zu 30 Prozent des Gemü-
ses komme gar nicht erst bis zur Ern-
te, genaue Daten gebe es jedoch nicht,
sagte Tanja Dräger de Teran, WWF-
Referentin für Klimaschutz und Er-
nährung. Während der Ernte kommt
es zu Beschädigungen durch Maschi-
nen, danach zu Verlusten beim Wa-

schen oder Schneiden. Bevor das Es-
sen auf dem Teller landet, produzie-
ren Groß- und Einzelhandel sowie
Großverbraucher wie Kantinen,
Schulküchen oder andere Gastrono-
miefirmen noch einmal Abfallberge.
Sechs Millionen Tonnen werden

dort laut den WWF-Berechnungen
weggeworfen – wegen fast abgelau-
fenem Mindesthaltbarkeitsdatum,
krummer Form oder leicht beschä-
digter Stellen. 70 bis 90 Prozent des
Mülls wären mit relativ einfachen
Maßnahmenvermeidbar, soDräger de
Teran. So könnte man in Kantinen
Tabletts abschaffen, damit sich nie-
mand zu viel auflade. Ein Hotelbuffet
müsse nicht mit allen Obstsorten der

Welt bestückt sein und Restaurants
könnten verschiedene Portionsgrö-
ßen für verschieden hungrige Esser
anbieten. Auch am Einkaufsmanage-
ment könne viel verbessert werden.
Beobachtungen aus anderen Ländern
zeigten, dass auch das Bewusstsein bei
Verantwortlichen und Verbrauchern
geschärft werden müsse, so Dräger de
Teran. Verbraucher, aber auch Köche
und Supermarktbetreiber schätzten
etwa die Menge des von ihnen verur-
sachten Lebensmittelmülls viel gerin-
ger ein, als sie tatsächlich sei.
Dass ein Umdenken dringend not-

wendig ist, zeigen auch andere Zah-
len: Derzeit werden hierzulande 18
Millionen Tonnen Essen jährlich weg-

geworfen – ein Drittel des gesamten
Nahrungsmittelverbrauches der Bun-
desrepublik, sagte Christoph Hein-
rich, VorstandNaturschutz beimWWF
Deutschland. Und diese Zahlen seien
vermutlich zu niedrig, da es für keine
der vielen Stationen der Wertschöp-
fungskette exakte Zahlen gebe, sagte
Studienautor Matti Cartsburg. Des-
halb habe man teils mit Schätzungen
und teils mit Vergleichswerten aus an-
deren Industrieländern arbeiten müs-
sen. Zehn Millionen Tonnen des jähr-
lichen Lebensmittelmülls seien dem-
nach vermeidbar – mit positiven Fol-
gen für das globale Ökosystem.
So könnte das Agrarland, das der-

zeit für die Ernährung der Bundes-

bürger genutzt wird, um 13 Prozent
reduziert werden – eine landwirt-
schaftliche Nutzfläche größer als
Mecklenburg-Vorpommern ließe sich
damit einsparen. Dort könnten etwa
ärmere Länder Nahrung anbauen. Da
nur zwölf Prozent der weltweiten
Landfläche agrarisch nutzbar sind, to-
be ein harter Kampf darum, so Hein-
rich. 2050 werden voraussichtlich
neun Milliarden Menschen auf der Er-
de leben – deren Ernährung könne
nicht garantiert werden, wenn die rei-
chenLänderweitermassenhaft Fleisch
konsumierten und zudem tonnen-
weise verwendbare Lebensmittel auf
den Müll schmissen.
Und auch das Klima könnte etwas

aufatmen, wenn die Bundesrepublik
ihre Essensverschwendung mindes-
tens um zehn Millionen Tonnen jähr-
lich reduzierte: Würden weniger Dün-
gemittel eingesetzt, weniger Tiere ge-
züchtet, weniger Wälder für Äcker ab-
geholzt und weniger Lebensmittel
über den Globus transportiert, ver-
ringerte sich der Treibhausgasausstoß
Deutschlands um 48 Millionen Ton-
nen pro Jahr. Angesichts der kaum er-
reichbar scheinenden Klimaschutz-
ziele der Bundesregierung wäre das
ein großer Beitrag zum globalen Um-
weltschutz.
Die seit drei Jahren laufende Kam-

pagne der Regierung »Zu gut für die
Tonne« kritisierte der WWF als wenig
zielführend. Vor allem, weil nur die
Verbraucher angesprochen seien. Die
Umweltorganisation startete deshalb
am Donnerstag eine Petition. Darin
wird die Koalition aufgefordert, eine
Strategie gegen Lebensmittelver-
schwendung zu entwickeln, die vom
Landwirt über Lebensmitteleinzel-
handel und Gastronomie bis zum
Kunden alle einbezieht. Die Unter-
schriften sollen im September an Bun-
deslandwirtschaftsminister Christian
Schmidt (CSU) übergeben werden.

Jede Sekunde werden hierzulande so viele Lebensmittel weggeworfen, dass sie drei Biotonnen füllen würden. Foto: Fotolia/pholidito

Anleger riefen Polizei
Eklat bei Hauptversammlung der Windkraftfirma PNE

Das Aktionärstreffen eines Wind-
anlagenbauers geriet zum Wirt-
schaftskrimi. Die Ermittler sehen
eine heikle Lagerbildung in dem
Unternehmen.

Von Heiko Lossie, Cuxhaven

Stundenlang zog sich am Mitt-
wochnachmittag die Hauptver-
sammlung des Windparkprojek-
tierers PNE in Cuxhaven. Nach Me-
dienberichten war es bei der Ver-
sammlung zu tumultartigen Sze-
nen gekommen. Der Vorstand brach
die Sitzung kurz nach Mitternacht
ab, ohne ein Abstimmungsergebnis
zu verkünden. Am Ende stellte die
von Anwesenden gerufene Polizei
Datenträger sicher.
Nach dem Eklat auf dem Aktio-

närstreffen spricht die Staatsan-
waltschaft von einer verworrenen
Lage. »Wir müssen erst mal sehen,
ob überhaupt eine Straftat vorliegt«,
sagte Oberstaatsanwalt Burkhard
Vonnahme am Donnerstag in Stade.
Ermittelt wird wegen des Verdachts
der Urkundenunterdrückung. »Es
gibt unterschiedliche Lager in der
Firma«, sagte Vonnahme. »Wir müs-
sen aufpassen, dass wir nicht ins-
trumentalisiert werden.«
Das Unternehmen mit rund 200

Mitarbeitern, das Windparkprojek-
te an Land sowie auf See plant und
realisiert, war für eine Stellung-
nahme zunächst nicht zu erreichen.
16 Prozent der Anteile gehören Vor-
stand und Aufsichtsrat, der Rest ist
in Streubesitz. Die Aktie büßte am
Donnerstag zeitweise gut zehn Pro-
zent ein und notierte auf ihrem
niedrigsten Wert seit rund zwei-
einhalb Jahren.
Hintergrund der Querelen ist of-

fenbar ein interner Machtkampf
zwischen der Unternehmensfüh-
rung sowie dem Großaktionär Vol-
ker Friedrichsen, der im Aufsichts-
rat sitzt. Der gelernte Banker hatte
1990 den Grundstein für die Un-
ternehmensgruppe WKN aus Hu-
sum gelegt, die 2013 mehrheitlich
von der PNE übernommen wurde,

wobei Manager Friedrichsen zum
Teil mit Aktien bezahlt wurde. En-
de 2014 hatte PNE mitgeteilt, dass
die Gruppe Friedrichsen eine Man-
datsniederlegung nahelege. Der
Vorwurf: Er könne wegen noch un-
geklärter Schadensersatzansprü-
che gegen ihn im Zusammenhang
mit dem womöglich überteuerten
WKN-Kauf sein Amt nicht mehr ob-
jektiv führen. Die Vertrauensprob-
leme gipfelten Anfang Mai in einer
Mitteilung, wonach der Aufsichts-
rat für die Hauptversammlung vor-
geschlagen hat, neben Friedrich-
sen auch die mit ihm verbündeten
Kontrolleure Astrid Zielke und Pe-
ter Baron von le Fort abzuberufen.
Laut »Handelsblatt« ist Frie-

drichsen überzeugt, dass Vor-
standschef Martin Billhardt und
Aufsichtsratschef Dieter Kuprian
zulasten von PNE Wind gemeinsa-
me Sache machten. Bei den Poli-
zeiermittlungen gehe es auch um
die Frage, ob das Management die
Hauptversammlung künstlich in die
Länge gezogen habe, um ein un-
liebsames Abstimmungsergebnis
nicht veröffentlichen zumüssen. Für
den im Raum stehenden Straftat-
bestand der Urkundenunterdrü-
ckung drohen Geldstrafe oder bis zu
fünf Jahre Freiheitsstrafe.
Im vergangenen Jahr war PNE in

die roten Zahlen gerutscht. Wäh-
rend der Umsatz um rund die Hälfte
auf 211 Millionen Euro stieg, stan-
den unter dem Strich 13 Millionen
EuroVerlust, nachdem2013noch41
Millionen Euro Gewinn zusammen-
gekommen waren. PNE erklärte,
2013 habe der Verkauf von Hoch-
see-Windkraftprojekten für einen
rund 45 Millionen Euro hohen Ein-
maleffekt gesorgt und 2014 hätten
unerwartete Abschreibungen auf je-
ne Tochter WKN »im größeren ein-
stelligen Millionenbereich« zu Bu-
che geschlagen. Wegen des Verlusts
sollte für 2014 keine Dividende aus-
geschüttet werden. Die Hauptver-
sammlung sollte dies beschließen –
wozu es wegen der Vertagung aber
nicht mehr kam. dpa/nd
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Weibliche Volleyballfans in Iran
dürfen an diesemFreitag nun doch
nicht erstmals ein Volleyballlän-
derspiel der Männer gegen die
USA besuchen. Vizepräsidentin
Schahindocht Molawerdi hatte
sich lange für die Öffnung einge-
setzt, doch Proteste von Islamis-
ten am Mittwoch vor dem Sport-
ministerium haben zur Kehrt-
wende geführt. Die Demonstran-
ten hatten Staatspräsident Has-
san Ruhani aufgefordert, Mola-
werdi zu entlassen, und zudem
damit gedroht, dass sie den Ein-
lass der Frauen verhindern wür-
den, auch mit Gewalt. Damit woll-
ten sie angeblich »Prostitution in
Sportstätten« im Keim ersticken.
Nach den Drohungen gab das
Sportministerium nach. Unter
dem Vorwand, dass das Länder-
spiel am Freitag ausverkauft sei,
wurde der Besuch der Frauen ganz
abgesagt. Für die Partie in der
Asadi-Sporthalle in Teheran wa-
ren Frauen zunächst bis zu 500 der
insgesamt 12 000 Tickets exklusiv
zugeteilt worden.

Sabine Lisicki stellte beim Rasen-
turnier in Birmingham eine neue
Bestmarke im Frauen-Tennis auf:
27 Asse schlug sie beim 6:1, 7:6-
Erfolg gegen die Schweizerin Be-
linda Bencic am Mittwochabend.
Die bisherige Bestmarke hielt die

US-Amerikanerin Serena Williams
mit 24 direkten Punkten bei eige-
nem Aufschlag. »Es ist schön, eine
weitere Bestmarke aufgestellt zu
haben«, sagte Lisicki (Foto: dpa/
Tatyana Zenkovich) nach dem
Achtelfinaleinzug.

Kylie Palmer ist in A- und B-Pro-
be positiv auf eine nicht genannte
verbotene Substanz getestet wor-
den. Der prominente Dopingfall
der australischen Olympiasiege-
rin erschüttert den Schwimm-
sport fünf Wochen vor den Welt-
meisterschaften im russischen Ka-
san. Palmer wurde mit einer pro-
visorischen Sperre belegt und gab
ihren Rückzug aus dem australi-
schenWM-Team bekannt. »Sie hat
keine Ahnung, wie die verbotene
Substanz in ihren Körper gelangt
ist«, äußerte der nationale
Schwimmverband. Die Affäre um
die 25-Jährige könnte auch den
Weltverband FINA in Bedrängnis
bringen. Die betreffende Probe
wurde bereits bei der WM 2013
in Barcelona genommen, laut dem
»Sydney Morning Herald« sei der
positive Wert aber so gering ge-
wesen, dass die FINA den Fall
nicht weiter verfolgte. Erst auf
Drängen der Welt-Anti-Doping-
Agentur sei das Verfahren wieder
eröffnet worden.

Marc-André ter Stegen sieht das
deutsche U 21-Fußballnational-
team auch nach dem 1:1 am Mitt-
woch beim EM-Auftakt gegen Ser-
bien weiter in der Favoritenrolle.
»Bis jetzt gibt es keinen Grund zu-
rückzurudern. Dass uns nichts ge-
schenkt wird, war vorher klar«, so
der Torwart. Für das Spiel am
Sonnabend gegen Dänemark for-
dert er dennoch eine Steigerung:
»Wir müssen zeigen, dass wir ein
Topteam sind.« Agenturen/nd

In Zahlen

Fußball: Frauen, WM in Kanada,
Gruppe E: Costa Rica - Brasilien 0:1
(0:0), Südkorea - Spanien 2:1 (0:1).
Gruppe F: Mexiko - Frankreich 0:5
(0:4). England - Kolumbien 2:1 (2:0).
Männer, Copa América in Chile,
Gruppe C: Brasilien - Kolumbien 0:1
(0:1). U 21-EM in Tschechien, Grup-
pe A: Tschechien - Dänemark 1:2
(1:0),Deutschland - Serbien1:1 (1:1).

TV-Tipp

11.40 - 14.00, 15.45 - 21.00 Sport1:
Europaspiele: Tischtennis, Taekwon-
do. 14.00 - 20.00 Eurosport: Tennis:
Männerturnier in Halle (Westfalen).

Bamberg hofft
auf die nächste
Titelchance
Münchens Basketballer
erzwingen fünftes Finalspiel

Von Patrick Reichardt
und Lars Reinefeld, München

Unterschiedlicher hätten die Ge-
fühlswelten der beiden Trainer
nicht sein können. Während Bam-
bergs Andrea Trinchieri nach ei-
nem knappen Statement sofort zu-
rück nach Franken düste, um noch
in der Nacht mit der Aufarbeitung
der Niederlage im vierten Final-
spiel um den deutschen Basket-
balltitel zu beginnen, geriet Bay-
ern Münchens Coach Svetislav Pe-
sic mal wieder in Plauderlaune. Bis
ins Jahr 1983 zurück ging die wort-
reiche Zeitreise des Serben und ließ
auf dem Weg zu dessen erster
Meisterschaft auch den EM-Titel
1993 mit Deutschland nicht aus.
Pesic war bester Laune – und

hatte allen Grund dazu. Zum x-ten
Mal in dieser Saison war sein
Team zuvor beim 83:73 nach ei-
nem Tiefschlag wieder aufge-
standen und hatte mit einer gro-
ßen Energieleistung ein fünftes
und entscheidendes Endspiel an

diesem Sonntag erzwungen. »Da-
rauf freuenwir uns jetzt. Möge das
bessere Team gewinnen.«
So gelöst wird Svetislav Pesic

den Showdown der beiden baye-
rischen Schwergewichte sicher
nicht angehen. Doch am Mitt-
wochabend war er zunächst nur
glücklich, dass die Bayern die Sai-
son noch einmal um vier Tage ver-
längert und ihre beiden Ziele vor
6700 Zuschauern in der ausver-
kauften Münchner Arena erreicht
hatten. »Wir wollten auf keinen
Fall zulassen, dass sie in unserer
Halle den Titel feiern«, sagte Mün-
chens Geschäftsführer Marko Pe-
sic. »Und wir wollten Anton die
Möglichkeit geben, vielleicht doch
noch ein Spiel zu machen.«
Anton, das ist Anton Gavel – und

einer der wichtigsten Bayern-Spie-
ler. Der 30-Jährige musste gegen
seinen Ex-Klub im vierten Spiel we-
gen einer Hüftverletzung passen,
hofft aber, dass die Schmerzen bis
Sonntag erträglicher werden. »Die
Hoffnung zu spielen ist groß. Auf
der Bank zu sitzen und zuzu-
schauen, schmerzt«, sagte Gavel.
Am Mittwochabend kompensierten
die Bayern den Ausfall Gavels mit
einer geschlossenen Teamleistung.
Die Bamberger ließen sich da-

von und vom überragenden Bryce
Taylor (22 Punkte) beeindrucken
und erholten sich dieses Mal von
ihrer Tiefschlafphase im zweiten
Viertel nichtmehr. »Sie haben sehr
hart gespielt und konsequent ver-
teidigt, dagegen haben wir uns
schwergetan«, sagte Center Tre-
vor Mbakwe. »Wenn du den am-
tierenden Champion entthronen
möchtest, reicht das nicht. Wir
waren weit davon entfernt, in
München ein Finalspiel gewinnen
zu können«, sagte Trinchieri.
Was das Resultat vom Mitt-

woch nun für die Entscheidung am
Sonntag bedeutet, darüber gingen
die Meinungen auseinander. »In so
einem Endspiel stehen die Chan-
cen immer fifty-fifty«, sagte Bay-
erns Heiko Schaffartzik, während
sich Marko Pesic in Understate-
ment übte. »70:30 für Bamberg«,
bezifferte er die Aussichten und er-
öffnete damit die Psychospielchen
bis zum definitiv letzten Spiel der
Saison. Sein Vater Svetislav be-
mühte den Rückgriff in sein per-
sönliches Geschichtsbuch. 1983 sei
seineMannschaft KK Bosnawie die
Bayern heute als Dritter in die ent-
scheidende Saisonphase gegangen
und am Ende Meister geworden,
erzählte Pesic Senior. Sprach’s,
stand auf und verschwand in die
Münchner Nacht. dpa/nd

»Wir wollten auf
gar keinen Fall
zulassen, dass sie in
unserer Halle den
Titel feiern.«
Marko Pesic,
Manager Bayern München

Ein Gesetz, viele Widersprüche
Der Entwurf des Antidopinggesetzes wurde im Sportausschuss des Bundestages diskutiert
»BisEndedes Jahres steht es imBun-
desgesetzblatt«, sagt Dagmar Frei-
tag. Bis dahin muss die Sportaus-
schussvorsitzende aber noch viele
Bedenken ausräumen.

Von Tom Mustroph

Man lädt fünf Juristen ein – und er-
hält sechs Meinungen. Diese Erfah-
rung mussten am Mittwoch auch die
Mitglieder des Sportausschusses des
Bundestags machen, als sie zu einer
Anhörung des Antidopinggesetzes
einluden. Von kompletter Ablehnung
des Entwurfs als »überflüssig, unklar
und unausgereift« bis hin zu gene-
reller Begrüßung bei Verbesserung
einzelner Punkte reichte die Band-
breite der Standpunkte.
Dabei stellte sich als zusätzliche

Schwierigkeit heraus, dass der Frank-
furter Kriminalwissenschaftler Mat-
thias Jahn, der den Gesetzentwurf als
ungeeignet ablehnt, zumindest mit
dem Deliktpunkt Besitzstrafbarkeit
kein Problem hat. Jedenfalls dann,
wenn es sich um »nicht geringe Men-
gen« an Dopingmitteln handelt. Sein
Kollege Dieter Rössner, der den Ent-
wurf grundsätzlich für sinnvoll hält,
bezweifelt wiederum, dass der allei-
nige Besitz von Dopingmitteln durch
Sportler schon zu Haftstrafen führen
sollte. Als Anfangsverdacht für eine
Ermittlung und als Verbot, das aller-
dings nicht automatisch zu einer
Strafe führt, will Rössner den Besitz
von Dopingmitteln aber im Gesetz er-
halten wissen. Er führte eine inte-
ressante rechtsphilosophische Argu-
mentation in die Debatte ein. Das
Strafrecht räume einem Täter die
Möglichkeit des Rücktritts von einer
Tat ein, meinte er und verwies auf ei-
nen potenziellen Mörder, der es sich
mit demMesser in der Tasche auf dem
Weg zu seinem Opfer doch noch an-
ders überlege und den geplanten
Mord nicht ausübe.
An der Besitzstrafbarkeit entzün-

dete sich in der Anhörung auch die
Hauptkritik einzelner Sportler und
Sportlervertreter am Gesetzentwurf.
Diskusolympiasieger Robert Harting
malte das Gespenst von unterge-
schobenen Dopingmitteln in die Luft
unter dem Bundesadler. Ihm schien
dabei nicht klar, dass schon jetzt der
Besitz von Dopingmitteln, heimlich
zugesteckt oder bewusst erworben,
eine Sperre bringen würde und das
Antidopinggesetz den Athleten sogar
noch bessere Chancen böte, in einem
solchenFalle davon zu kommen.Denn
während der Sportler beim Sport-
recht beweisen muss, dass er keine
Schuld daran habe, dass die Subs-
tanzen bei ihm gefunden wurden,
kann er imStrafrecht zunächst vonder
Unschuldsvermutung profitieren.
Auch eine längere Erklärung der

Rechtsexperten erschütterte Hartings
Meinung nicht – er schwafelte weiter
vom »erhöhten Angstindex der Sport-
ler« als einziger relevanter Auswir-
kung des Gesetzentwurfs und be-
klagte zudem die Ungleichbehand-
lung gegenüber internationalen Kon-

kurrenten. Dass zuvor andere Kon-
kurrenten mit diesem »Nachteil« zum
Wettkampf reisten, etwa Sportler aus
Frankreich und Italien, wo es seit
Jahren ein Antidopinggesetz gibt,
kümmerte ihn nicht.
Relevant ist immerhin, dass Har-

ting bei Einführung des Antidoping-
gesetzes strukturelle Verbesserungen
für Sportler verlangt: »Wir brauchen
eine Kennzeichnungspflicht für Me-
dikamente, die als Dopingmittel ge-
nutzt werden können. Wir brauchen
eine bessere Ausbildung der Sport-
mediziner, damit sie auch jüngere
Sportler bei der Verschreibung von
Medikamenten auf Dopingprobleme
aufmerksam machen können.« Zu-
dem fordert Harting die Entziehung
der Approbation von Ärzten, die als
Dopinghelfer auffielen. »Es sollen
auch die Hintermänner bestraft wer-
den«, argumentierte er zu Recht. Die-
se Standesbastion scheint aber in die-
sem Land nicht zu fallen. Kurios wa-
ren manch andere Einlassungen. So
glaubt Harting, dass Sportler bei ei-
nem Freispruch im Strafverfahren
auch nachträglich im Disziplinarver-
fahren freigesprochen werden sollten,
wenn sie dort Opfer einer Sanktion ge-
worden seien. Harting verkannte hier,
dass Sport- und Strafjustiz nach an-
deren Kriterien urteilen.
Die Sorge, dass im Sportrecht ver-

urteilte Sportler von der Strafjustiz
freigesprochen werden könnten und
dass dieser Widerspruch der Öffent-
lichkeit nicht vermittelbar sei, trieb
auch den obersten Sportfunktionär
Michel Vesper an. Der Vorstandsvor-
sitzende des DOSB befürchtet eine
Delegitimierung der Sportjustiz bei
späteren Freisprüchen der Sportler
durch Strafrichter. »Wenn schon je-
mand wie Robert Harting in einem
solchen Fall einen rückwirkenden
Freispruch will, dann zeigt das, dass
viele Menschen so denken werden
und ein populärer Sportler versu-
chen wird, die Öffentlichkeit auf sei-
ne Seite zu ziehen«, meinte Vesper zu
»nd«. Die Sportausschussvorsitzende
Dagmar Freitag (SPD) lässt sich da-
von allerdings nicht beeindrucken.
»Das wäre eine grobe Unterschätzung
der intellektuellen Kapazitäten der
deutschen Öffentlichkeit und auch der
Justiz, hier die Unterschiede nicht zu
erkennen«, sagte sie. Sie, wie auch
Frank Steffel vom Koalitionspartner
CDU, will das Gesetz durchbringen.
»Bis Ende des Jahres steht es im Bun-
desgesetzblatt«, sind beide überzeugt.
Dass das Gesetz notwendig ist,

zeigte auch die Wortmeldung des
NADA-Vorstands Lars Mortsiefer. 25
Anzeigen wegen Dopings habe die
Nationale Anti Doping Agentur 2014
an Staatsanwaltschaften übergeben.
»Aber wenn diese Anzeigen nicht aus-
gerechnet bei den Schwerpunkt-
staatsanwaltschaften inMünchenoder
Freiburg landen, dann werden die
Verfahren so schnell eingestellt, wie
wir die Anzeigen geschrieben haben«,
meinte er. Ein Antidopinggesetz sollte
auch den letzten unwilligen Strafver-
folger in Bewegung versetzen.Dagmar Freitag, Vorsitzende des Sportausschusses im Bundestag Foto: dpa/Gregor Fischer

»Ich hätte es anders gemacht als Markus Rehm«
Die deutschen Meisterschaften der paralympischen Leichtathleten in Berlin müssen auf ihren Star verzichten

Markus Rehm plagt eine Kniever-
letzung. Nun soll Weltrekordlerin
Vanessa Low die Fans in den Ber-
liner Jahn-Sportpark locken.

Von Oliver Kern

Es war die schmerzvollste Absage, die
die Organisatoren erhalten konnten.
An jene aus Indien, Singapur oder
Ghana hatten sie sich in den vergan-
genen Jahren schon gewöhnt. Dass
aber auchMarkusRehm inBerlin nicht
an den Internationalen Deutschen
Leichtathletik-Meisterschaften (IDM)
teilnimmt, kostet die Veranstalter das
Aushängeschild des deutschen para-
lympischen Sports. Jenem Athleten,
der – je nach Ansicht des Betrachters
– trotz oder wegen seiner Prothese am
Unterschenkel so weit springt wie
nichtbehinderte Sportler, schmerzt
das Knie.
Bis zum Sonntag werden nun an-

dere die Zuschauer in den Jahn-

Sportpark lockenmüssen. Andere wie
Vanessa Low. Sie ist wie Rehm Welt-
rekordlerin im Weitsprung, aller-
dings kommt Low als doppelt ober-
schenkelamputierte Athletin mit 4,60
Meter nicht wie der Leverkusener an
die Weiten der Nichtbehinderten he-
ran. Sie wird also nicht ständig ver-
glichen, ihre Leistungen werden nicht
nur auf die Federkraft ihrer Prothe-
sen reduziert. »Ich will nicht mit Mar-
kus tauschen«, sagte sie fast schon er-
leichtert am Tag vor den Meister-
schaften, bei denen Low auch über
100 und 200 Meter sprinten wird.
Athletinnen wie Low sind es, die

den sportlichen Leiter der IDM, Ralf
Otto, trotz der Absage Rehms noch
von »einer sehr guten Beteiligung«
sprechen lässt. Von den acht Grand-
Prix-Meetings 2015 sei Berlin das am
besten besetzte. Spannende Duelle
und gute Leistungen könnten die Zu-
schauer also immer noch erwarten,
schließlich wollen sich viele interna-

tionale Stars noch für das Grand-
Prix-Finale in London qualifizieren.
Andere sprinten um Normen für die
WM in Katar. »Wir haben immermehr
Starter, so dass wir einen Lauf nach
dem anderen sehen werden«, sagt Ot-
to, der hofft, dass ihn kein Regen zu
einer Pause zwingen wird.
Auf den kann auch Low verzich-

ten, denn je nasser die Bahn, desto
schwieriger ist das Laufen auf ihren
Prothesen. »Einen Sieg hätte ich
schon gern«, bringt sie ihre Ziele für
Berlin auf einen Punkt. Dafür habe sie
in den USA die vergangenen Monate
über hart gearbeitet. Nach den Para-
lympics 2012 hatte Low das schon be-
schlossene Karriereende noch mal
verschoben und war von Leverkusen
nach Oklahoma City gezogen. Sie
lernte, ihre Grenzen neu auszuloten.
Aus »Das kann ich nicht« wurde »Das
kann ich noch nicht«. Das Training
wurde härter, doch nun springt sie
weiter. Auf die finanzielle und me-

dizinische Rundumförderung in
Deutschland muss sie verzichten, der
andere Weg brachte sie letztlich aber
doch voran.
Auch im Fall Rehm wäre Low ei-

nen anderen Weg gegangen. »Ich hät-
te es nicht so gemacht«, sagte sie in
Berlin. »Er kann unseren Sport na-
türlich mehr in die Öffentlichkeit brin-
gen.Mehr Aufmerksamkeit ist gut. Die
Leistungen haben auch angezogen.
Aber ich hätte es an seiner Stelle wohl
gar nicht darauf ankommen lassen.«
Low wäre nicht gegen Nichtbehin-
derte angetreten, da sie immer Fan der
»reinen Leichtathletik« gewesen sei:
»Wer am besten trainiert und am
schnellsten läuft, der gewinnt. Wenn
Technik damit in Verknüpfung
kommt, finde ich das unglücklich für
die Leichtathletik«, sagte sie. Beden-
ken könne sie daher verstehen. »Das
ist aber nur mein persönliches Ideal.
Ich habe also nichts gegen das, was
Markus macht«, stellt sie klar.
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Die Osteuropaspiele
Russland dominiert in Baku, die deutschen Turnerinnen und Turner gehen daher auch im Mehrkampf leer aus

Diemeisten Zuschauer kommenbei
den Europaspielen in Baku aus dem
Osten des Kontinents. Die Medail-
len gehen auch wieder dorthin. So
auch im Kunstturnen.

Von Jirka Grahl, Baku

Man könnte diese Europaspiele auch
Osteuropaspiele taufen, jedenfalls
wenn man Zuschauerzuspruch, Me-
dienpräsenz und Medaillenvertei-
lung zum Maßstab nimmt: Edelme-
tall geht bei diesen Spielen vor allem
an Athleten aus dem Osten des Kon-
tinents, an dessen äußerster östlicher
Grenze diese Premierenspiele ja auch
ausgerichtet werden. Russland 21
mal Gold, Aserbaidshan elf, Ungarn
sieben, Belarus sechs – so sah es am
Donnerstagabend an der Spitze der
Medaillenwertung aus, die natürlich
wie immer keine Rolle spielen soll,

aber beispielsweise in einheimischen
Medien im Mittelpunkt des Interes-
ses steht.
Auch im Mediendorf wird vorwie-

gend Russisch gesprochen, es wim-
melt von Reportern aus den Ländern
der ehemaligen Sowjetunion, wäh-
rend aus Deutschland gerademal zwei
Zeitungen in Baku vor Ort sind: »nd«
und das »Hamburger Abendblatt«. Die
»FAZ« hatte ihrenReporter nur für den
Anfang der Spiele geschickt.
Und so laufen denn die Spiele

ziemlich unbeachtet vom Interesse
der Westeuropäer. In Deutschland
freut sich der Nischensender Sport1
über Einschaltquoten von 2,1 Pro-
zent, die deutlich über seinem Durch-
schnitt liegen und in Baku erfreuen
sich die Organisatoren an der Tatsa-
che, dass in immerhin 45 von 50 Län-
dern die Spiele zu empfangen sind.
Allein in Malta, Island, Mazedonien,

Bosnien-Herzegowina und Monte-
negro gibt es keine bewegten Bildern
von den Spielen im TV zu sehen.
Die Dominanz des Ostens war am

Donnerstag auch beim Mehrkampf
der Turner in der »Milli Gimnastika

Arenası« zu erleben, wo der Deut-
sche Turner-Bund mit Fabian Ham-
büchen und Sophie Scheder gleich
zwei Medaillenkandidaten im Ren-
nen hatte. Die Turnarena, die 9000
Menschen fasst, war am Donners-

tagabend prall gefüllt, man sah reich-
lich Fahnen Aserbaidshans, dazu ein
paar russische und ukrainische Flag-
gen – und gekreischt wurde vor al-
lem, wenn einheimische Turner an
die Geräte gingen.
Fabian Hambüchen als auch So-

phie Scheder verpassten die Medail-
len am Ende nur knapp – der Wetz-
larer landete nach Patzern am Pau-
schenpferd und beim Sprung auf dem
fünften Rang, Sophie Scheder auf
dem unglücklichen vierten Platz. Nur
0,13 Punkte fehlten ihr zum Bronze-
rang, die entscheidenden Zähler hat-
te sie an ihrem Paradegerät, dem Stu-
fenbarren, verloren, wo sie mitten in
ihrer Übung auf der Matte gelandet
war. »Ich bin enttäuscht. Aber weni-
ger über meinen Sturz, eher über
meine Leistung am Boden«, befand
Scheder, die eine schwierige Übung
geturnt hatte. Sie will nun unbedingt

im Stufenbarren-Gerätefinale am
Samstag eine Medaille holen.
An der Spitze lief dann auch beim

Turnen alles wie gewohnt. Die ersten
Einzel-Goldmedaillen gingen an Alija
Mustafina aus Russland und Oleg Ver-
niaiev aus der Ukraine. Überraschend
war allenfalls, dass Aserbaidshan eine
Silbermedaille bei den Männern ho-
len konnte: Sie ging an Oleg Stepko.
Der Turner mit dem volltätowierten
Oberkörper hat bereits 2014 den uk-
rainischen Verband verlassen, um für
Aserbaidshan zu starten. Bei seinen
Auftritten tobten die Fans.
Seit Donnerstag haben die Premi-

erenspiele auch den ersten Doper: Bei
dem albanischen Boxer Rexhildo Ze-
neli wurde Furosemid, ein entwäs-
serndes Präparat, nachgewiesen. Der
Albaner musste abreisen, noch bevor
er überhaupt am Boxturnier teilge-
nommen hatte.

Sophie Scheder holt am Stufenbarren sonst viele Punkte, doch im Mehrkampffinale von Baku stürzte sie vom Gerät und verlor dadurch Bronze. Foto: imago/Michael Weber

»Ich bin enttäuscht. Aber
weniger über meinen
Sturz, eher über meine
Leistung am Boden«
Sophie Scheder

Deutschland ist das bislang offen-
sivste Team der Fußball-WM der
Frauen. Einen klaren Favoriten gibt
es vor der Finalrunde aber nicht.

Ottawa. Die Vorrunde der Weltmeis-
terschaft in Kanada ist gespielt. Ab
Sonnabend geht es in die K.o.-Run-
de. Das erste Achtelfinale spielen die
deutschen Fußballerinnen – gegen
Schweden. »Wir müssen zielstrebiger
nach vorne spielen, handlungs- und
gedankenschneller agieren, unsere
Torchancen nutzen und defensiv gut
stehen«, blickte DFB-Innenverteidi-
gerin Annike Krahn auf die Partie vo-
raus. Die Schwedinnen qualifizierten
sich nach drei Unentschieden gegen
Nigeria, die USA und Australien als
viertbester Gruppendritter.
Krahns Worte waren aber gleich-

zeitig eine Analyse der drei Grup-
penspiele. Dort war das DFB-Team
das mit Abstand offensivfreudigste
der insgesamt 24 Mannschaften: Mit
15 Toren erzielte es diemeisten. Auch
die insgesamt 92 Torschüsse sind un-
erreicht. Und Stürmerin Anja Mittag
führt mit vier Treffern die Torschüt-
zenliste an. Allein die Kamerunerin
Gaelle Enganamouit findet noch Platz
in dieser Offensivstatistik – mit 20
Torschüssen versuchte sie es am häu-
figsten.
Aber: Die Auftritte der deutschen

Fußballerinnen waren jedoch nicht im-
mer überzeugend: Nach dem rausch-
haften Kantersieg gegen die Elfen-
beinküste, folgte beim 1:1 gegen Nor-

wegen auf eine überragende erste und
eine deutlich schwächere zweite Hälf-
te. Und das 4:0 gegen Thailand ent-
sprach letztlich nicht mehr dem eige-
nen Anspruch. Für Bundestrainerin
Silvia Neid ist das Schnee von ges-
tern: »Das ist alles nicht mehr wich-
tig. Denn jetzt geht’s erst richtig los.«
Bevor es dann am Wochenende

aber so richtig losgeht, soll hier eine
Bilanz der Vorrunde der ersten Fuß-
ball-Weltmeisterschaft der Frauen mit
24 Mannschaften gezogen werden.
Wie ist die Stimmung in Kanadas Sta-
dien? Viele Menschen in den sechs
Spielorten interessieren sich für das
Turnier. 885 369 Zuschauer verfolg-
ten die 36 Spiele live – das ist ein sehr
guter Schnitt von 24 593 pro Partie.
Richtig laut wird es aber nur, wenn
Gastgeber Kanada oder die USA spie-
len. Dann gibt es Kreischalarm.
War die Aufstockung auf 24 Teams

sinnvoll? Durchaus. Nur die Elfen-
beinküste (Torverhältnis 3:13) und
Ecuador (1:17) waren ihren Aufga-
ben nicht gewachsen. Andere Neulin-
ge wie die Schweiz, die Niederlande
oder Kamerun stellten ihre WM-Taug-
lichkeit eindrucksvoll unter Beweis.
Wer ist nach der Vorrunde favori-

siert? Noch hat sich kein Team mit
Ruhm bekleckert. Die Titelanwärter
USA, Japan, Deutschland, Frankreich
und Brasilien zeigten allesamt Licht
und Schatten. Titelverteidiger Japan
und Brasilien erreichten das Achtelfi-
nale zumindest aber mit der maxi-
malen Punktezahl. Agenturen/nd

Gruppe A
1. Kanada 3 2:1 5
2. China 3 3:3 4
3. Niederlande 3 2:2 4
4. Neuseeland 3 2:3 2
Gruppe B
1. Deutschland 3 15:1 7
2. Norwegen 3 8:2 7
3. Thailand 3 3:10 3
4. Elfenbeinküste 3 3:16 0
Gruppe C
1. Japan 3 4:1 9
2. Kamerun 3 9:3 6
3. Schweiz 3 11:4 3
4. Ecuador 3 1:17 0
Gruppe D
1. USA 3 4:1 7
2. Australien 3 4:4 4
3. Schweden 3 4:4 3
4. Nigeria 3 3:6 1
Gruppe E
1. Brasilien 3 4:0 9
2. Südkorea 3 4:5 4
3. Costa Rica 3 3:4 2
4. Spanien 3 2:4 1
Gruppe F
1. Frankreich 3 6:2 6
2. England 3 4:3 6
3. Kolumbien 3 4:3 4
4. Mexiko 3 2:8 1
Achtelfinale
Deutschland - Schweden Sa. 22.00
China - Kamerun So. 01.30
Brasilien - Australien So. 19.00
Frankreich - Südkorea So. 22.00
Kanada - Schweiz Mo. 01.30
Norwegen - England Mo. 23.00
USA - Kolumbien Di. 02.00
Japan - Niederlande Mi. 04.00Die Kamerunerin Gaelle Enganamouit ist mit 20 Torschüssen die bisher offensivfreudigste WM-Spielerin. Foto: imago/Icon SMI

Junghänel holt
Gold und Platz
für Olympia
Schütze hatte kurz vor den
Europaspielen noch sein
Gewehr wechseln müssen

Baku. Mit Nervenstärke im letz-
ten Durchgang hat Henri Jung-
hänel das erste Gold für die deut-
schen Sportschützen bei den Eu-
ropaspielen geholt. Der 27-Jähri-
ge gewann am Donnerstag den
Wettbewerb über 50 Meter lie-
gend im Duell vor dem Italiener
Marco di Nicolo und sicherte der
deutschenMannschaft damit auch
einen Quotenplatz für die Olym-
pischen Sommerspiele 2016 in Rio
de Janeiro. »Es ist etwas ganz,
ganz Besonderes, gerade die ers-
ten Europaspiele zu gewinnen«,
schwärmte der Breuberger.
Vor den letzten beiden Schüs-

sen im Finale lag Junghänel noch
knapp hinter di Nicolo, zog aber
dank starker Versuche mit 10,8
und 10,6 Ringen noch vorbei. Die
Maximalausbeute für einen
Schuss beträgt 10,9 Ringe. Für die
deutsche Mannschaft war es die
insgesamt fünfte Goldmedaille bei
den Spielen in Baku.
In der Qualifikation für das Fi-

nale, das dann in einer geschlos-
senen Halle stattfand, hatte Jung-
hänel zuvor auch bei Windge-
schwindigkeiten von 40 bis 50
Stundenkilometern die Übersicht
behalten. Erwartet hätte der Ma-
schinenbaustudent seinen Erfolg
jedoch nicht. »Letzte Woche hat-
ten wir die WM-Ausscheidung, die
lief katastrophal«, erinnerte sich
Junghänel. »Ich habe letzte Wo-
che also noch mal das Gewehr ge-
wechselt.«
Für den Deutschen Schützen-

bund war es bereits der elfte Quo-
tenplatz für Olympia, der insge-
samt zweite in dieser Disziplin.
»Diesmal möchte ich mich natür-
lich auch selbst qualifizieren«, be-
tonte Junghänel. Vor den Som-
merspielen 2012 hatte er eben-
falls einen Quotenplatz, die nicht
personengebunden sind, für den
Verband gesichert, selbst aber
Olympia in einer Ausscheidung
verpasst. »Vielleicht ein bisschen
jugendliche Überheblichkeit, ge-
mischt mit Unerfahrenheit – das
soll mir jetzt nicht mehr passie-
ren«, betonte Junghänel. »Diese
Goldmedaille ist jedenfalls ein
ganz gutes Argument, dass ich es
schaffen kann.« dpa/nd

»Jetzt geht’s erst richtig los«
Tore und Stimmung: Bilanz nach der WM-Vorrunde der Fußballerinnen in Kanada
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Bangkok Schauer 36°
Buenos Aires wolkig 13°
Chicago wolkig 23°
Delhi heiter 46°
Dubai heiter 40°
Havanna wolkig 35°
Hongkong heiter 35°
Johannesburg sonnig 17°
Kairo sonnig 33°
Kapstadt heiter 19°
Las Palmas heiter 30°
Los Angeles sonnig 29°
Mexico City Schauer 25°
Miami heiter 33°
Moskau wolkig 21°
Nairobi Schauer 23°
New York wolkig 29°
Peking wolkig 28°
Rio de Janeiro Schauer 21°
San Francisco heiter 20°
Seoul Schauer 29°
Singapur heiter 35°
Sydney Schauer 13°
Tel Aviv sonnig 32°
Tokio Regen 20°
Toronto heiter 19°
Vancouver Schauer 21°

Wetter in der Region

Biowetter Pollenflug

Aussichten der nächsten Tage

04:42 Uhr SA
21:33 Uhr SU

07:56 Uhr MA
23:07 Uhr MU

Nullgradgrenze:

Heute erwärmt sich die Luft tagsüber auf 15 Grad. Dazu ist es wechselnd
bewölkt. Hin und wieder gibt es Schauer. Der Wind weht frisch aus west-
lichen Richtungen. In der Nacht verstecken sich die Sterne gelegentlich
hinter Wolken. Dabei werden bis 10 Grad anvisiert.

Bluthochdruck
Kopfschmerzen
Rheumaschmerzen
Atemwegsbeschwerden
Herzbeschwerden
Erkältungsgefahr

Gräser
Linde
Spitzwegerich
Sauerampfer
Roggen

des 24h-Tages

Samstag

10

17

MontagSonntag

9

18

12

20

11
18

min
max

5
17

10
17

6
13

10
16

Wind in km/h

keine gering mittel

BelastungBelastung

stark

9
16

29

1900 Meter

Frankfurt

Hannover

München
Stuttgart

Mainz

Berlin

Köln Erfurt

Hamburg

Sudoku
Das Zahlenrätsel muss so vervoll-
ständigt werden, dass in jeder 
waagerechten und jeder senk-
rechten Zeile sowie in jedem der 
neun Unterquadrate jede Ziff er 
von 1 bis 9 nur einmal auftaucht.

Die Lösung

soEinDing.de! SUDOKU - März 2012 (http://sudoku.soeinding.de)
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LOTTO

Lotto am Mittwoch
8 - 12 - 15 - 37 - 41 - 48
Superzahl: 2

Spiel 77
8 7 8 8 8 0 0

Super 6
5 3 5 3 7 4 Angaben ohne Gewähr

NACHRICHTEN

In Thailand ist erstmals eine Er-
krankung mit dem MERS-Virus re-
gistriert worden. Es handele sich
um einen 75-Jährigen aus demNa-
hen Osten, teilte das Gesund-
heitsministerium am Donnerstag
mit. Der Patient sei unter Qua-
rantäne gestellt worden. Vor-
sichtshalber isolierten Experten
auch drei Angehörige des Mannes.

Nach dem Erfolg gleichge-
schlechtlicher Pärchen auf Am-
peln in Wien führte Salzburg die
neuen Lichtsignale ein. Am Don-
nerstag wurden drei Ampeln ein-
geweiht, auf denen nun entweder
ein Mann und eine Frau, zwei
Männer oder zwei Frauen Händ-
chen halten. Auf oder zwischen
den Figuren prangen Herzen.

Wissenschaftler haben einen 200
Lichtjahre von der Erde entfernten
Exoplaneten vermessen. Ergebnis:
Kepler-138b hat etwa die Größe
des Mars und die 0,067-fache Mas-
se der Erde, so das Magazin »Na-
ture«. Es ist damit der kleinste je-
mals vermessene Exoplanet – so
werden Planeten außerhalb unse-
res Sonnensystems bezeichnet.
Kepler-138b habe vermutlich eine
steinige Oberfläche wie der Mars,
sei aber viel heißer. Kepler-138war
kürzlich mit dem NASA-Teleskop
Kepler entdeckt worden.

Ein Richter hat in Australien einer
Frau wegen deren Tätowierungen
das Stillen ihres Babys untersagt.
Die 20-Jährige soll sich laut des
»Sydney Morning Herald« kürz-
lich Finger und Fuß tätowieren
lassen haben, woraufhin der von
ihr getrennt lebende Vater des ge-
meinsamen Sohnes ihr das Kind
wegnahm. Der Richter entschied,
die Frau dürfe den elf Monate al-
ten Jungen wegen möglicherweise
beim Tätowieren übertragener
Krankheiten nicht mehr stillen.

Der Sohn von Schrauben-Milliar-
där Reinhold Würth ist in Ost-
hessen entführt worden, nach
kurzer Zeit jedoch wieder freige-
kommen. Das Unternehmen in
Künzelsau bei Heilbronn bestä-
tigte am Donnerstag auf Anfrage
einen Pressebericht. Der 50-Jäh-
rige sei wohlbehalten wieder zu-
rück. Er sei verschleppt und es sei
ein Lösegeld von zwei Millionen
Euro gefordert worden.

Rund zwei Wochen nach der
Schiffskatastrophe auf dem Jangt-
se in China mit mehr als 440 To-
ten ist erneut ein Schiff auf dem
Fluss gekentert. Das Frachtschiff
stecke nach dem Unglück in der
Provinz Hubei im Flussbett fest,
berichteten chinesische Staatsme-
dien am Donnerstag. Zu mögli-
chen Opfern lagen zunächst keine
Angaben vor. Agenturen/nd

Das Klima schreibt Geschichte
Wissenschaftler haben nach der Untersuchung einer schottischen Höhle 3000 Jahre Klimavariationen aufgezeichnet
Klimaveränderungen könnten his-
torische Ereignisse beeinflusst ha-
ben. Das sagen australische Wis-
senschaftler. Etwa den Fall des Rö-
mischen Reichs, die Expansion der
Wikinger und die Pest ab 1347.

Von Barbara Barkhausen, Sydney

Was beeinflusst die großen Ereignisse
unserer Geschichte? Den Aufstieg und
Fall eines Reiches, Migrationswellen,
Hungersnöte oder den Ausbruch von
Seuchen? Diese Fragen beschäftigen
die Geschichtswissenschaft schon seit
langem. Bereits im 18. Jahrhundert
untersuchte der deutsche Dichter und
Philosoph Johann Gottfried Herder
den Zusammenhang von Klima- und
Humangeschichte.
Eine Studie der Universität von

New South Wales in Sydney unter-
suchte fünf Stalagmiten der Roaring
Tropfsteinhöhle in Schottland, um
Veränderungen des klimatischen Phä-
nomens der Nordatlantischen Oszil-
lation (NAO) festzuhalten. Die Nord-
atlantische Oszillation bezeichnet die
Schwankung des Luftdrucks zwischen
Island im Norden und den Azoren im
Süden. Ist die NAO im Winter positiv,
also die Differenz größer, dann ist es
im Nordwesten Europas feuchter und
im Südwesten trockener. Ist die NAO
negativ, passiert genau das Gegenteil.
Im Rahmen der Studie, die im

Fachjournal Scientific Reports veröf-
fentlicht wurde, vermaßen Wissen-
schaftler die Dicke jedes einzelnen
Jahresringes. Indem sie die Ergebnis-
se der fünf Stalagmiten überlappten,
ließen sich die klimatischen Bedin-
gungen über eine 3000 Jahre span-
nende Periode ablesen – von 1000 vor
Christus bis in die heutige Zeit.

»Wenn die NAO positiv ist und es
im Nordwesten Schottlands und da-
mit auch bei unserer Höhle nässer
war, konnte der Sumpf dort länger
feucht bleiben«, sagt Andy Baker, der
die Studie leitete. »Die Mikroben in
der Erde hatten dann weniger Zeit,
das Kohlendioxid auszustoßen, das
nötig ist, um den Kalkstein aufzulö-
sen und die Stalagmiten zu formen.«
In diesen Fällen sei die Wachstums-
rate dann relativ langsam gewesen.
Studien haben in der Vergangen-

heit bereits aufgezeigt, dass die NAO
die Tierwelt beeinflusst, also wann

Vögel Eier legen oder als Zugvögel
weiterziehen. Doch inwiefern auch
das menschliche Alltagsleben beein-
flusst wird, lässt sich deutlich schwie-
riger nachweisen. »Unsere Ergebnis-
se belegen, dass eine anhaltende po-
sitive Phase zwischen 290 und 550
bestand, die wiederum mit dem Fall
des Römischen Reiches und einer Pe-
riode intensiver menschlichen Mig-
ration im südlichen Europa überein-
stimmt«, sagt Baker. Diese Phase sei
zwischen 600 und 900 von einer ne-
gativen abgelöst worden, die wiede-
rum warme und trockene Bedingun-

gen im Nordwesten Europas ge-
schaffen habe und damit unter Um-
ständen die westliche Expansion der
Wikinger möglich gemacht habe.
Vieles davon sei natürlich eine Spe-

kulation der Wissenschaft, gibt Baker
zu. »Die NAO könnte aber immerhin
das Zünglein an der Waage für Ge-
sellschaften gewesen sein, wann im-
mer deren Leben durch Hungersnöte,
Krieg und Krankheiten gefährdet
war«, meint er. Der Schwarze Tod, die
Pest, an der zwischen 1347 und
1352/53 etwa ein Drittel der euro-
päischen Bevölkerung starb, fällt z. B.

in eine sehr lang andauernde, positi-
ve Phase der NAO mit warmen und
feuchten Wintern im Nordwesten Eu-
ropas. Hier stelle sich die Frage, ob
diese Bedingungen nicht zumindest
dazu beigetragen haben, Krankheits-
erreger länger am Leben zu halten.
Für Baker macht diese Kausalität

des Klimas Sinn. Doch letztendlich sei
es an der Geschichtswissenschaft, zu
entscheiden, ob die Relevanz dieser
anhaltenden NAO-Phasen groß genug
gewesen sei, im damaligen Europa
Einfluss auf die menschliche Kultur
und Zivilisation zu nehmen.

Ausgetrocknet ist der Sand am Meeresufer. Foto: imago/Martin Bäuml

Papst warnt vor Kollaps der Erde
Franziskus fordert in seiner Umwelt-Enzyklika mehr Einsatz gegen den Klimawandel und das Ende der »Wegwerfkultur«

Die Erde eine riesigeMüllhalde, das
Verhalten der Menschen selbst-
mörderisch: Provokant kritisiert
der Papst Wegwerfgesellschaft,
Umweltzerstörung und globale
Gleichgültigkeit.

Von Jean-Louis de la Vaissiere,
Vatikanstadt

Es ist ein leidenschaftlicher Appell für
mehr Umweltschutz und eine ein-
dringliche Warnung vor den Folgen
der Erderwärmung: Papst Franziskus
mahnt in seiner am Donnerstag ver-
öffentlichten Umwelt-Enzyklika eine
»ökologische Umkehr« vor allem in
den Industrienationen an. Er fordert
ein Ende des »unersättlichen und un-
verantwortlichen Wachstums« und ei-
ne Abkehr von fossilen Energieträ-
gern. Für Umweltverbände und UNO
ist das Lehrschreiben »Laudato si« ein
wichtiger Beitrag zur Klimadebatte.
Der Klimawandel sei nicht zu leug-

nen, schreibt der Papst in dem mehr
als 200 Seiten umfassenden Rund-
schreiben. Er spricht von einer »be-
sorgniserregenden Erwärmung des
Klimasystems«, für die in erster Linie
die Menschheit verantwortlich sei.
Franziskus fordert eine rasche Abkehr

von den fossilen Energieträgern, »um
in den kommenden Jahren den Aus-
stoß von Kohlendioxid und anderen
stark verunreinigenden Gasen dras-
tisch zu reduzieren«. Stadtessen müs-
se der Einsatz erneuerbarer Energie-
quellen vorangetrieben werden.
Sollte die derzeitige Entwicklung

nicht gestoppt werden, werde die
Menschheit »Zeuge nie dagewesener
klimatischer Veränderungen und ei-
ner beispiellosen Zerstörung der Öko-

systeme (...), mit schweren Folgen für
uns alle«. Franziskus verurteilt die Pri-
vatisierung der Trinkwasserversor-
gung, die sich zu einer hauptsächli-
chen Konfliktquelle des Jahrhunderts
entwickeln könnte.
Der Pontifex fordert vor allem die

Menschen in den Industrienationen
auf, ihren Lebensstil zu ändern, die
»Wegwerfkultur« zu beenden und den
ungehemmten Konsum einzuschrän-
ken. Nur so könne die Erderwärmung

eingedämmt und zudem verhindert
werden, dass sich die Erde in eine »un-
ermessliche Mülldeponie« verwande-
le. In einigen Teilen der Welt solle ei-
ne gewisse Rezession akzeptiert wer-
den, »damit in anderen Teilen ein ge-
sunder Aufschwung stattfinden kann«.
Der Klimawandel sei »ein globales

Problem«, schreibt er in seiner En-
zyklika. Besonders hart treffe die Ent-
wicklung aber die Menschen in den
Entwicklungsländern. Die Probleme
der Armen würden jedoch oft als »Kol-
lateralschaden« betrachtet. Auch
herrsche eine allgemeine Gleichgül-
tigkeit gegenüber Migranten, »die vor
dem Elend flüchten, das durch die
Umweltzerstörung immer schlimmer
wird«. Die reichen Nationen hätten je-
doch eine »ökologische Schuld« ge-
genüber den Entwicklungsländern.
»Nicht die Armen, sondern die Rei-

chen verursachen die größten Risiken
für unseren Planeten, und letztlich für
die Menschheit«, sagte auch der Di-
rektor des Potsdam-Instituts für Kli-
mafolgenforschung, Joachim Schelln-
huber, der an der Präsentation der En-
zyklika im Vatikan teilnahm.
Umweltschützer erhoffen sich von

der Enzyklika Rückenwind für die
UNO-Klimakonferenz im Dezember in

Paris, wo ein neuer globaler Klima-
vertrag zur Minderung des CO2-Aus-
stoßes vereinbart werden soll.
Frankreichs Außenminister Lau-

rent Fabius nannte die Enzyklika ei-
nen »wichtigen Beitrag für den Er-
folg« der Konferenz. Sie werde bei der
Mobilisierung der Menschen für den
Kampf gegen den Klimawandel hel-
fen. Der Leiter des UNO-Umweltpro-
gramms, Achim Steiner, bezeichnete
»Laudato si« als Weckruf. Das Zent-
ralkomitee der deutschen Katholiken
nannte das Schreiben eine »schmerz-
hafte Analyse der Situation unserer
Welt, die alle Menschen guten Wil-
lens wachrütteln muss«. Die Umwelt-
und Entwicklungsorganisation Ger-
manwatch befürwortete die »gelun-
gene Provokation«. Auch Greenpeace
und WWF lobten die »klaren Worte«
aus Rom.
Bei Klimaskeptikern dürften die

Botschaften des Papstes hingegen auf
entschiedene Ablehnung treffen. Er
lasse sich in seine Wirtschaftspolitik
nicht »vonmeinenBischöfen oder vom
Papst« reinreden, erklärte der repub-
likanische Präsidentschaftsbewerber
der USA, Jeb Bush noch vor der Ver-
öffentlichung der Enzyklika. AFP/nd
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Franziskus grüßt in Rom am Mittwoch seine Anhänger. Foto: dpa/Maurizio Brambatti
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Liebe Leserinnen,
liebe Leser,
»2050 werden 4,5 Millionen
Menschen in Deutschland
pflegebedürftig sein.« Das ist
nur eine der vielen interes-
santen Aussagen, die in der
auf dieser Seite zusammenge-
fassten neue n Faktensamm-
lung der Bundeszentrale für
gesundheitliche Aufklärung
zu finden ist. Andererseits
scheint man in diesem Lande
länger fit und gesund bleiben
zu können. Dass viele dafür
einiges tun, findet sich ja nicht
nur bei den Anhängern der
Aquafitness, ein Sportrend
der schon seit geraumer Zeit
aus den USA auf den alten
Kontinent gewandert ist. Ein
echter Aufreger in diesem ex-
tra ist der Bericht der WHO
über die Luftverschmutzung
in Europa, die sehr ungleich
verteilt die Gesundheit der
Menschen prägt. Dafür setzt
die Hochschule für nachhal-
tige Entwicklung in Ebers-
walde positive Zeichen, die
auf eine 185 Jahre lange Tra-
dition des vorsichtigen Um-
gangs mit der Natur zurück
und in eine bessere Zukunft
weist. Ich hoffe Ihnen gefällt
diese Mischung.

Mit freundlichen Grüßen
Ihr
Martin Hardt

Inhalt
Licht und Schatten beim
Älterwerden.
Neue Fakten der BZgA 1

Aquafitness ist ein weites Feld 2

Der Organpatenpreis 2016 2
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Die Zukünftigen im Blick
185 Jahre HNE Eberswalde 3
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Vegan leben
Über den Stand der Dinge 4

Rezepte
Ein ganzes Menü ohne Fleisch 4

Das nächste Extra erscheint
am 18. September 2015
Thema: »Reisen« Aqua-Running. Was im Winter in der Halle ging, geht auch in der freien Natur. Die Sportidee Aquafitness kommt aus dem Profisport, stammt aus den USA und findet auch hierzulande nicht wenige Freunde. Foto: DSV e.V.

Neue Faktensammlung der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA)

Licht und Schatten beim Älterwerden
Zur 4. Bundeskonferenz »Ge-
sund und aktiv älter werden« un-
ter dem Motto »Altern gestalten -
Lebensqualität fördern«am 12.
Juni in Berlin fasste die Bundes-
zentrale für gesundheitliche Auf-
klärung (BZgA) Daten und Fak-
ten zu Demografie und Lebens-
lagen, Gesundheit und Krankheit
und zum Gesundheits- und Be-
wegungsverhalten älterer Men-
schen zusammen. Ein Auszug:

Lebenserwartung

Die Lebenserwartung bei Geburt
liegt in Deutschland aktuell bei
77,7 Jahren für Männer und 82,8
Jahren für Frauen. Für das Ge-
burtsjahr 2060 wird männlichen
Neugeborenen ein durchschnitt-
liches Alter von 86,7 Jahren

prognostiziert. Bei weiblichen
Neugeborenen wird der Wert bei
90,4 Jahren liegen. Die fernere
Lebenserwartung von heute 65-
jährigen Männern liegt bei wei-
teren 18 Jahren, während sie bei
Frauen 21 Jahre beträgt. In
Deutschland waren im Jahr 2013
16,8 Millionen Menschen bzw.
21 Prozent der Gesamtbevölke-
rung 65 Jahre und älter. Unter
den über 65-Jährigen sind 57
Prozent der Personen weiblich
und 43 Prozent männlich. Die
Altersgruppe der 55- bis 65-Jäh-
rigen umfasste im Jahr 2013 10,8
Millionen. In nächster Zukunft
wird die Zahl der Menschen in
dieser Altersspanne deutlich an-
wachsen und im Jahr 2025 ihren
Höhepunkt mit ca. 13 Millionen
erreichen .

Erwerbsquote

Die Erwerbsquote in der Alters-
gruppe der 55- bis 64-Jährigen
steigt. Waren im Jahr 2000 rund
46 Prozent der 55- bis 64-jähri-
genMännererwerbstätig, so stieg
ihre Zahl im Jahr 2013 auf 70
Prozent. Bei Frauen dieser Al-
tersgruppe zeigt sich ein Anstieg
von 29 auf 57 Prozent bei nder
Erwerbsquote. Die 65- bis 70-
Jährigen sind 10 Prozent der
Menschen noch erwerbstätig.

Knapp die Hälfte der er-
werbstätigen Personen über 65
Jahre ist selbstständig, die über-
wiegende Anzahl der abhängig
Beschäftigten arbeitet in Teilzeit
bzw. ist geringfügig beschäftigt.
Männer über 65 Jahre arbeiten
deutlich häufiger als Frauen.

Ehrenamt

Etwa 61 Prozent der 55- bis 69-
Jährigen und 54 Prozent der 70-
bis 85-Jährigen haben mindes-
tens eine Mitgliedschaft in Ver-
einen, Gruppen oder Organisa-
tionen. Durchschnittlich enga-
gieren sich ältere Menschen ca. 4
Stunden pro Woche ehrenamt-
lich.

Krankheiten

68 Prozent der 65- bis 74-jähri-
gen Männer, und 76 Prozent der
gleichaltrigen Frauen weisen
mehr als zwei behandlungsbe-
dürftige Erkrankungen auf. Bei
über 75-Jährigen steigen die
Werte auf 74 Prozent bei Män-
nern und 82 Prozent bei Frauen.

Aktuell leben ca. 1,5 Millionen
an Demenz erkrankte Menschen
in Deutschland, 70 Prozent sind
Frauen. Die Neuerkrankungsra-
te liegt bei ca. 250.000 bis
300.000 Menschen pro Jahr, so
dass sich bis zum Jahr 2050 die
Zahl der Menschen mit Demenz
in Deutschland verdoppeln und
die Zahl von drei Millionen er-
reichen wird. Der Anteil der
Menschen, die regelmäßig fünf
und mehr Medikamente einneh-
men, steigt mit zunehmendem
Alter. Insgesamt gehen Schät-
zungen von 1,4 bis 1,9 Millionen
medikamentenabhängigen Per-
sonen in Deutschland aus. Frau-
en sind deutlich häufiger betrof-
fen. Dabei sind zwei Drittel der
arzneimittelabhängigen Frauen
65 Jahre und älter.

Pflege

Im Jahr 2013 waren 2,6 Millio-
nen Menschen in Deutschland
pflegebedürftig, davon waren 65
Prozent weiblich. Mit Erreichen
des 80. Lebensjahres steigt die
Rate der Pflegebedürftigkeit steil
an. 55 Prozent aller pflegebe-
dürftigen Personen sind 80 Jahre
und älter. 2050 werden 4,5 Mil-
lionen Menschen in Deutschland
pflegebedürftig sein.

Sport

Das sportliche Engagement älte-
rer Menschen steigt. Laut Al-
terssurvey erhöhte sich das
sportliche Engagement (mehr-
mals pro Woche) in der Alters-
gruppe der 55- bis 69-Jährigen

von 18 Prozent im Jahr 1996 auf
32 Prozent im Jahr 2008. Ähn-
lich ist die Entwicklung bei den
70- bis 85-Jährigen zu beschrei-
ben (14 Prozent auf 20 Prozent).
Das von der WHO empfohlene
Mindestmaß an körperlicher
Aktivität liegt bei 2,5 Stunden
Sport / Bewegung pro Woche.

Mehr ältere Frauen als Män-
ner nehmen spezifische gesund-
heitsbezogene Angebote für Se-
nioren in Anspruch: 24 Prozent
der Frauen zwischen 45 und 64
Jahren nehmen spezifische Prä-
ventionsangebote in Anspruch,
während nur 11 Prozent der
Männer auf solche Angebote zu-
rückgreifen. BZgA/mwh

www.bzga.de
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Lösungswort:

Das Extra Rätsel Und das können
Sie gewinnen
Und das können Sie gewinnen:

1. Preis: Ein Gutschein für das
Spreewald Thermenhotel in Burg
mit einer Übernachtungen inkl.
Halbpension für 2 Personen so-
wie Nutzung der Spreewald Ther-
me und des FitnessPanorama
während des Hotelaufenthalts
(gültig bis 25.05.2018)

2. Preis: ein Brillen-Gutschein á
50,- Euro von Fielmann

3. Preis: eine LED-Taschenlampe,
gesponsert von Fielmann

Lösungswort auf eine Postkarte an:

neues deutschland
Anzeigen Geschäftskunden
Franz-Mehring-Platz 1
10243 Berlin

Einsendeschluss: 26. Juni 2015

Die Gewinner werden im nächs-
ten extra bekanntgegeben.

Lösungswort des letzten Rätsels:
Reiselust

Die Gewinner:
1. Preis: Horst Barz, Rheinsberg
2. Preis: Joachim Meier, Berlin
3. Preis: Bernd Haupt, Zossen
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AUFATMEN.
INS GRÜNE.

SPREEWALD THERME GmbH
www.spreewald-thermenhotel.de

INFORMATION
UND BUCHUNG:

Tel. 035603 18850

Übernachtung inkl. Nutzung
der Spreewald Therme

ab 77 Euro pro Person im DZ

Webtipp

Übergewicht bei
Kindern
Die Plattform Ernährung und
Bewegung e.V. (peb) ist eine
deutsche Initiative mit Sitz in
Berlin. Sie widmet sich dem
Thema Übergewicht bei Kin-
dern und Jugendlichen. Die
peb setzt sich zusammen aus
verschiedenen Vertretern aus
Politik, Fachleuten aus dem
Gesundheitssektor, Bildung,
Wissenschaft, Wirtschaft so-
wie Bürgerinitiativen. Als
Plattform vereint und ver-
netzt sie die einzelnen Mit-
glieder in ihrer Arbeit.

Ziele: Vorrangig setzt sich
die peb dafür ein, Kinder für
eine gesunde Lebensweise zu
begeistern. Sie engagiert sich
für Rahmenbedingungen, in
denen Kinder gesund auf-
wachsen können.

In ihren IN FORM Pro-
jekten richtet sich die peb vor
allem an einzelne Kommu-
nen, Schulen und Kitas. Die
Projekte leiten junge Men-
schen an, sich ausgewogen zu
ernähren, ausreichend zu be-
wegen und Entspannung in
den Alltag einzubauen. In ei-
nem eigenen IN FORM Pro-
jekt spricht die peb junge El-
tern an. peb

www.in-form.de
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Beratung und genauere Info's: nd-Anzeigenabteilung 
Frau Weigelt  Tel: (030) 2978-1842  Fax: (030) 2978-1840

Beratung und genauere Informationen: nd-Anzeigenabteilung 
• Fr. S.Weigelt • Tel: (030) 2978-1842 • Fax: (030) 2978-1840

Rom 5-tägige Städtereise 2013

13.  – 17. April   g 699,-
29. September – 3. Oktober      g 699,-

Sie fliegen mit Lufthansa von Berlin-Tegel nach Rom und fahren 
dann zu Ihrem Hotel nahe der Engelsburg. Bei Anwesenheit des 
Papstes können Sie an einer Papstaudienz teilnehmen.
Sie übernachten in einem 4-Sterne-Hotel mit Frühstück.

Fakultative Ausflüge: Stadtbesichtigung Rom – Petersdom und 
Vatikanische Museen mit Sixtinischer Kapelle – Antikes Rom

Zusätzliches:
• Einzelzimmerzuschlag 245,- g
• Ausflugspaket inkl. Eintrittsgelder 120,- g

Sie fliegen mit Air Berlin nach Catania und fahren dann zu 
Ihrem Hotel im Raum Palermo (4 Ü/HP). 
Verschiedene Ganztagsausflüge führen Sie u.a. nach Cefalu, 
Monreale, Agrigent, Villa del Casale, Cefalu, Messina, Giardini 
Naxos (3 Ü/HP), Catania, Syrakus, zum Wahrzeichen Siziliens, 
dem Ätna und nach Taormina.
Wenn Sie mögen, können Sie sich auch mit dem Jeep nahe 
an den Rand des Hauptkraters des Ätna bewegen und einen 
weiteren Ausflug dazubuchen.  

Zusätzliches (pro Person):
 Einzelzimmerzuschlag                                                       225,- g
 Zusatzausflug Segesta, Erice, Trapani                             49,- g

Sizilien - Am Fuß des Ätna 
  8-tägige Reise 2015 ab/an Berlin
25. Sept. – 2. Okt. g 999,-

Golf von Sorrent  
Romantik unter dem Vesuv

8-tägige Kultur- und Erlebnisreise mit HP

14. - 21. Oktober 2015

Beratung und genauere Informationen: nd-Anzeigenabteilung 
• Fr. S.Weigelt • Tel: (030) 2978-1842 • Fax: (030) 2978-1840

Rom 5-tägige Städtereise 2013

13.  – 17. April   g 699,-
29. September – 3. Oktober      g 699,-

Sie fliegen mit Lufthansa von Berlin-Tegel nach Rom und fahren 
dann zu Ihrem Hotel nahe der Engelsburg. Bei Anwesenheit des 
Papstes können Sie an einer Papstaudienz teilnehmen.
Sie übernachten in einem 4-Sterne-Hotel mit Frühstück.

Fakultative Ausflüge: Stadtbesichtigung Rom – Petersdom und 
Vatikanische Museen mit Sixtinischer Kapelle – Antikes Rom

Zusätzliches:
• Einzelzimmerzuschlag 245,- g
• Ausflugspaket inkl. Eintrittsgelder 120,- g

Sie fliegen  mit Air Berlin von Berlin-Tegel nach Neapel und 
übernachten in einem 4-Sterne-Hotel. Im Preis enthalten 
sind vier Tagesausflüge, bei denen Sie außer Neapel noch 
die Amalfi-Küste, Pompeji, den Vesuv, Paestrum u.v.a.m. 
sehen. 

Es gibt auch einen fakultativen Zusatzausflug nach Capri. 

Zusätzliches (pro Person):
 Einzelzimmerzuschlag                                                 199,- g
 Zusatzausflug Capri                                                         85,- g
 Kurtaxe (zahlbar im Hotel)                                           10,- g

g 999,-

Beratung und genauere Info's: nd-Anzeigenabteilung 
Frau Weigelt  Tel: (030) 2978-1842  Fax: (030) 2978-1840

I T A L I E N

Info/Buchung: nd-Leserreisen, Herr Diekert, Tel. 030/2978-1620; Fax -1650 
leserreisen@nd-online.de, www.neues-deutschland.de/leserreisen

ANDORRA, CHALKIDIKI & DALMATIEN

Andorra
Busreise in die Pyrenäen

Chalkidiki
Athos & Meteora-Klöster

Veranstalter Andorra: JTW-Reisen GmbH, Berlin;
Chalkidiki u. Dalmatien: GR Individual- u. Grup-
penreisen GmbH, Neustrelitz 

1. Tag Abreise von Berlin bis zur Zwischenübernachtung in Mácon. 2. Tag Ankunft im 
5*-Hotel in Canillo, Ausgangspunkt für erlebnisreiche Ausfl üge. 3. Tag Panoramafahrt 
durch das Herz der Pyrenäen. 4. Tag Tagesausfl ug nach Ribes de Freser. 5. Tag Haupt-
stadtbesuch und Möglichkeit zum Bad in der 
Caldea Therme. 6. Tag Freizeit oder fak. 
Ausfl ug nach Spanien (Bischofsort La Seu 
d‘Urgell und »Dorf der Sündigen«). 7. Tag 
Beginn der Rückreise durch Frankreich,
Zwischenübernachtung. 8. Tag Ankunft in 
den Abendstunden. 

14./21.09. − 21./28.09.
28.09. − 05.10.2015

Preis pro Person im DZ   € 534,–/€ 584,–
Einzelzimmer-Zuschlag € 168,–/€ 168,–
Fakultativer Tagesausfl ug 6. Tag € 42,–

22.09. − 29.09.2015

5*-Hotel »Ski Plaza« in Canillo

2 ganztägige Ausfl üge inklusive

SOZIALISTISCHE TAGESZEITUNG

1. Tag Flug Berlin − Thessaloniki. 2. 
Tag Rundfahrt auf der einzigartigen Si-
thonia-Halbinsel mit Honigverkostung. 
3. Tag Fakultativer Ausfl ug »Land und 
Leute« mit Mittagessen in der Taverne. 
4. Tag Athos-Kreuzfahrt. 5. Tag Fak. 
Besichtigung mit Stadtrundfahrt in 
Thessaloniki. 6. Tag Freizeit oder fak. 
Ausfl ug »Auf den Spuren von Alexan-
der dem Großen«. 7. Tag Fak. Besuch 
von zwei »im Himmel schwebenden« 
Klöstern von Meteora. 8. Tag Rückfl ug.

Reisebegleitung Michael Müller

Preis pro Person im DZ   € 699,−, Einzelzimmer-Zuschlag € 70,–
Fakultative Tagesausfl üge: Land & Leute € 59,–, Thessaloniki € 40,–, Alexander der 
Große € 59,–, Meteora-Klöster € 69,–

Dalmatien
Von Split bis Dubrovnik

08.10. − 15.10.2015

1. Tag Flug Berlin − Split, Transfer zum Hotel an der Makarska Riviera. 2. Tag Besich-
tigung der UNESCO-Weltkulturerbestädte Split und Trogir. 3. Tag Bootstour zur Insel 
Brac. Rustikales Mittagessen. 4. Tag Ausfl ug zum berühmten Nationalpark Krka mit 
seinen Wasserfällen. Stadtführung Altstadt Sibenik. 5. Tag Besichtigung der »Perle der 
Adria«, Dubrovnik. Die UNESCO-geschützte Stadt zieht Besucher aus aller Welt an. 
6. Tag Fak. Ausfl ug ins Neretva-Delta, 
den Obstgarten Kroatiens. Am Abend 
folkloristische Unterhaltung und regio-
naltypisches Essen. 7. Tag Ausfl ug nach 
Mostar und Rundgang durch die 
UNESCO-geschützte Altstadt. 
8. Tag Rückfl ug.

Preis pro Person im DZ   € 1019,−, 
Einzelzimmer-Zuschlag € 80,–
Fakultativer Tagesausfl ug ins 
Neretva-Delta mit Mittagessen € 43,–

nd-Foto: I. Kohlmetz 

Foto: Veranstalter 

Foto: Veranstalter 
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Der Deutsche Schwimmverband setzt auch auf Trendsportarten

Aquafitness ist ein weites Feld
Von Horst Schöne

»Wussten Sie schon ...? Bei ei-
nem Minimal-Training von 3 x
20 Minuten wöchentlich, bezie-
hungsweise bei einem Ver-
brauch von 2000 Kilokalorien al
pro Woche durch sportliche Ak-
tivität, ist es für eine Vierzigjäh-
rige möglich, 20 Jahre Ihren Fit-
nesszustand zu halten (Holl-
mann & Hettinger). Dies gilt na-
türlich auch für Männer.« Das
schreibt der Deutsche
Schwimmverband (DSV) auf
seiner Homepage, dort wo es um
Aquajogging beziehungsweise
um Aquarunning geht. Der
Sport, dessen Spezialausrüstung
aus einem um die Hüfte ge-
schnallten Schwimmkörper und
manchmal auch aus zusätzlichen
Handschuhen mit Schwimm-
häuten besteht, dürfte
Schwimmbadbesuchern hier
und dort schon einmal aufgefal-
len sein. Hier haben vielleicht
diejenigen »Blut geleckt«, die
zuvor mit der Schwimmnudel
oder anderen Auftriebshilfen im
Becken waren, um in der Gruppe
etwas für die Gesundheit zu tun.

Aquajogging sei im tiefen
Wasser der optimale Einstieg für
ein regelmäßiges Herz-Kreis-
lauf-Training so der DSV. Mit
Hilfe des Aquajogging-Gürtels
wird ein Schwebezustand im
Wasser erreicht, der es ermög-
licht, mit Hilfe der Beine und un-
terstützendem Armeinsatz nach

vornezu»laufen«.Dabei sinddie
Gelenke völlig entlastet. Achtzig
Prozent der Gesamtmuskulatur
werden dynamisch aktiviert. Die
Dosierung kann individuell und
unabhängig von Körpergewicht
und Fitnesszustand gesteuert
werden.

Für den DSV ist Aqua-Jog-
ging das Kernstück des Ausdau-
ertrainings im nassen Element
und Teil einer ganzen Reihe von
Spielarten, die unter dem Dach
des Aquafitnesstrainings zu fin-
den sind. Da gibt es auch Aqua-
Walking im knietiefen Wasser
und Aquaball, körperloser
Wasserball, wenn so möchte.
Aqua-Fun, ist das bekannte
Training mit der Schaumstoff-
nudel und anderen Auftriebs-
hilfen. Aqua-Boxing und Aqua-

Drill besteht aus Elementen fern-
östlicher und westlicher Kampf-
sportarten. Das gelenkschonen-
de Aqua-Steppen kann die Step-
Aerobic an Land ersetzen. Aqua-
Power-hilft der Schulter-, Arm-
Brust- und Rückenmuskulatur
auf die Sprünge.

Aqua-Relaxing übt Entspan-
nungstechniken unter oder auf
dem Wasser ein. Aqua-Balan-
cing ist auch eine sanfte Art der
Körperarbeit im Wasser. »Die
speziell entwickelten Bewe-
gungsabläufe lassen die körper-
eigene Energie fließen und sor-
gen dafür, dass Körper, Geist
und Seele zu tiefster Entspan-
nung, Geborgenheit und Ruhe
finden«, schreibt der DSV ganz
im Stil der Esotherik-Szene.

Outdoor Aquarunning ist

Aquajogging im Naturgewässer.
Kein Wettkampf, aber dennoch
eine Herausforderung. Es ist In-
dividualsport in der Gruppe.
Den Rundkurs über die Stre-
ckenlänge von 1.000 Metern
kann jeder Sportgesunde be-
wältigen. Für jeden Teilnehmer
steht ausschließlich die persön-
liche Leistung im Vordergrund,
ganz ohne Zeitmessung, Rang-
liste oder Platzierung. Alle
Aquarunner starten in Klein-
gruppen und werden im Wasser
durch erfahrene Team-Coaches
betreut.

Es kann aber auch zu größe-
ren Treffen kommen. In diesem
Jahr hat der DSV folgende Ter-
mine im Kalender: Nordrhein-
Westfalen, 1.06.2015, Fühlin-
ger See bei Köln; Baden;
12.07.15, Maulbronn; Hessen,
38.07.15, Edersee bei Kassel;
Thüringen, 31.07.15, Stottern-
heim bei Erfurt.

Wer sich näher mit dem The-
ma Aquafitness beschäftigen
möchte, oder nach einer Mög-
lichkeit sucht, die eine oder an-
dere Variante auszuprobieren,
findet auf der Homepage des
Deutschen Schwimmverbandes
unter dem Reiter »Fitness und
Gesundheit« eine Suchmaschi-
ne, mit der sich nach Postleit-
zahlen geordnet Angebote in der
Nähe anzeigen lassen.

www.dsv.de

Von der Halle in die Natur. Outdoor Aquarunning ist immer öfter zu sehen. Foto: DSV

ORGANPATEN-Preis 2016: Kreative Ideen und Gestaltungsvorschläge gesucht

Organspende. Entscheiden – und darüber reden
Beim Og0anpatenpreis 2016
geht es um die Gestaltung von
Plakaten bis hin zu Motiven im
Postkartenformat zur Werbung
für eine höhere Bereitschaft zur
Organspende. Patienten- und
Selbsthilfeverbände, Schülerin-
nen und Schüler ab dem 14. Le-
bensjahr, Schülerinnen und
Schüler von Kranken- und Ge-
sundheitspflegeschulen, der
Kinderkrankenpflege- und Ge-
sundheitspflegeschulen, Stu-
dentinnen und Studenten aller
Fakultäten, Künstlerinnen und
Künstler, eigentlichalle, sindseit
dem 1. Juni und bis zum 30. No-
vember aufgerufen zündende

Ideen zu präsentieren. Es steht
einPreisgeld inHöhevon27.000
Euro bereit, um diesem Thema
in Deutschlandland Gehör zu
verschaffen. Die eingereichten
Vorschlägen sollten »ergebnis-
offen« sein. In erster Linie soll
über das Thema Organspende
nicht moralisiert sondern mehr
»geredet« werden.

Die Preisverleihung an die
Gewinner des »ORGANPA-
TEN-Preise 2016« findet am 10.
Mai 2016 in Berlin statt. Die
Preisträger werden persönlich
eingeladen. Für 3 Personen je
prämiertem Projekt überneh-
men die Veranstalter die Reise-

kosten. Alle prämierten Projekte
werden nach der Preisverlei-
hung auch im Internet gezeigt.

Neben dem Jurypreis wird es
auch einen Community-Preis
geben. Denn unter allen Usern,
die eingereichte Beiträge be-
werten, wird zusätzlich ein Son-
derpreis ausgelobt. Dazu muss
man sich registrierenund ab dem
6. Dezember bis zum 29. Januar
2016 eingereichte Vorschläge
kommentieren. Angenommene
Community-Beiträge zum OR-
GANPATEN-Preis 2016 wer-
den ab dem 6. Dezember 2015
auf der Website www.organpa-
tenpreis.de eingestellt.

Die aktuelle repräsentative
Befragung des BzGA zur Organ-
und Gewebespende zeigt eine
höhere Bereitschaft zur Organ-
und Gewebespende als in den
vergangenen Jahren. 80 Prozent
der Befragten stehen einer Or-
gan-und Gewebespende positiv
gegenüber, 71 Prozent der Be-
fragten sind grundsätzlich damit
einverstanden, dass man ihnen
nach ihrem Tod Organe und
Gewebe entnimmt. 2013 waren
es 68 Prozent. bzga/mwh

www.organpatenpreis.de
www.organspende-info.de
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Neuauflage

Ratgeber zur
Plege
Nachdem die Leistungen für
Pflegebedürftige und ihre An-
gehörigen mit dem zum Jah-
resbeginn in Kraft getretenen
ersten Pflegestärkungsgesetz
spürbar verbessert worden
sind, steht ab sofort der »Rat-
geber zur Pflege - Alles, was
Sie zur Pflege und zum neuen
Pflegestärkungsgesetz wissen
müssen” in einer aktualisier-
ten Neuauflage zur kosten-
freien Bestellung zur Verfü-
gung. Das meldet die Bun-
deszentrale für gesundheitli-
che Aufklärung. Der »Ratge-
ber zur Pflege« bietet einen
Überblick über die Leistun-
gen der Pflegeversicherung
und erklärt weitere wichtige
gesetzliche Regelungen für die
Pflege zu Hause, die Auswahl
einer geeigneten Pflegeein-
richtung und die Beratungs-
möglichkeiten.

Der »Ratgeber zur Pflege«
kann auf der Internetseite des
Bundesministeriums für Ge-
sundheit in der Rubrik Ser-
vice unter dem Menüpunkt
Publikationen bestellt und
heruntergeladen werden.

www.bundesgesundheits-
ministerium. de

Problem Alkohol

Reha möglichst
früh beginnen
Im Jahr 2014 hat die Deut-
sche Rentenversicherung
(DRV Bund) 23.760 Leistun-
gen zur medizinischen Reha-
bilitation Abhängigkeits-
kranker bewilligt. Je früher
alkoholkranke Menschen ihr
Alkoholproblem angehen,
desto geringer sind die lang-
fristigen Gesundheitsschä-
den. »Viele aber beantragen
erst nach Jahren eine medizi-
nische Rehabilitation. Daher
ist es wichtig, problemati-
schen Alkoholkonsum früh-
zeitig und immer wieder an-
zusprechen - nicht nur in Be-
trieben«, erklären die Sucht-
experten der DRV Bund. Ak-
tuelle Auswertungen der
BARMER GEK zeigen, dass
Begleiterkrankungen wie De-
pressionen bei alkoholab-
hängigen Menschen keine
Einzelfälle sind. mwh

Tipp aus Bayern

Sonnen ja,
aber richtig
Die Bayerische Staatsregie-
rung empfiehlt ihren Bürgern
auf der sehr informativen
Homepage www.sonne-mit-
verstand.de den richtigen
Umgang mit der Sommer-
sonne. Sie hat eine kurze Liste
mit Hauttypen aufgestellt und
ihnen einen »Eigenschutz-
wert« zugeordnet. Dieser
Wert soll mit dem Licht-
schutzfaktor des verwendeten
Sonnenschutzmittels multi-
pliziert werden. Der so er-
rechnete Maximalwert für
den Aufenthalt in praller
Sonne, also bei hoher Inten-
sität der UV-Strahlung, soll
auch nur zu zwei Dritteln aus-
genutzt werden. Jeder Son-
nenbrand sei in Wirklichkeit
irreparabel. Im Internet hel-
fen Fotos bei der Einschät-
zung des jeweiligen Hauttyps.

Hauttyp 1

Haut: sehr hell und blass,
häufig Sommersprossen
Haare: rötlich bis blond
Reaktion auf Sonne: Sonnen-
brand, keine Bräunung
Eigenschutzzeit: 10 Minuten

Hauttyp 2

Haut: hell, zu Sommerspros-
sen neigend
Haare: blond bis braun
Reaktion auf Sonne: Sonnen-
brand, keine Bräunung
Eigenschutzzeit: 15 Minuten

Hauttyp 3

Haut: leicht getönt
Haare: dunkelblond, braun
Reaktion auf Sonne: mäßiger
Sonnenbrand, gute Bräunung
Eigenschutzzeit: 20 Minuten

Hauttyp 4

Haut: hellbraun bis braun
Haare: dunkelbraun, schwarz
Reaktion auf Sonne: kaum
Sonnenbrand, starke Bräu-
nung, Eigenschutzzeit:
30 Minuten

WHO-Vorgaben

Die 5 Ziele von
Parma
• Zielvorgabe 1 – Bis 2020 soll
allen Kindern zu Hause, in
Betreuungseinrichtungen, in
Kindergärten und Schulen, in
Gesundheitseinrichtungen,
Freizeitbädern Zugang zu ei-
ner sicheren Wasserver- und
Abwasserentsorgung ver-
schafft werden.

• Zielvorgabe 2 – Bis 2020
will man für alle Kinder ge-
sunde und sichere Umgebun-
gen und Lebensumfelder
schaffen, in denen sie sich zu
Fuß oder mit dem Fahrrad
fortbewegen und körperlich
aktiv sein können
• Zielvorgabe 3 – Bis 2015
sollen für alle Kinder gesun-
de, tabakfreie Innenräume in
Betreuungseinrichtungen,
Kindergärten, Schulen und
Freizeiteinrichtungen vor-
handen sein.
• Zielvorgabe 4 – Bis 2015
sollen alle Kinder vor den Ge-
fahren toxischer Chemikalien
geschützt werden.
• Zielvorgabe 5 – Bis 2015 soll
für alle Kinder die feststell-
baren gesundheitlichen Risi-
ken aufgrund von kanzero-
genen, mutagenen und fort-
pflanzungsgefährdenden
Stoffen wie Radon, UV-
Strahlung, Asbest und endo-
krinen Disruptoren gesenkt
senken und Programme zur
Beseitigung asbestbedingter
Erkrankungen aufgebaut
werden.

www.
euro.who.int/en/mtr-report
www.euro.who.int/ehp-mtr

Hochschule für nachhaltige Entwicklung Eberswalde im 185. Jahr

Die Zukünftigen im Blick
Von Martin Hardt

In Zeiten drängender Verände-
rung ist es in manchen Fällen an-
gebracht, Jubiläumsfeiern auch
in einem fünfjährigen Turnus
auszurichten. Das gilt ganz be-
stimmt für Deutschlands einzige
»Hochschule für nachhaltige
Entwicklung in Eberswalde«, die
HNEE, die sich in einer nun 185-
jährigen Traditionslinie sieht.

Tradition und Praxis - die Ge-
wohnheit in generationenlangen
Zeitläuften zu denken und doch
im Jetzt zu leben und zu wirt-
schaften, findet wohl nur in we-
nigen Regionen dieses Landes,
eine Stunde nördlich von Berlin,
so augenfällig statt wie in und um
Eberswalde. In 17 Studiengän-
gen lernen rund 2.000 Studie-
rende bei 54 Professorinnen und
Professoren an den Fachberei-
chen für Wald und Umwelt,
Landschaftsnutzung und Natur-
schutz, Holzingenieurwesen und
Nachhaltige Wirtschaft. Das ge-
schieht auch bei und mit den Pra-
xis-Partnerinnen und Partnern
der HNEE in der Region.

Was 1830 als Höhere Forst-
lehranstalt begann, hatte seine
Wurzeln in Vorlesungen an der
damals immer noch jungen heu-
tigen Humboldt-Universität,
wurde Forstakademie Preußens
und in den 20 Jahren des letzten
Jahrhunderts die einzige Forstli-
che Hochschule mit Rektorat-
verfassung, Promotions- und Be-
rufungsrecht. In den Jahren der
DDR hielt nur das Institut für
Forstwissenschaften in Ebers-
walde die Stellung, nach dem die
forstliche Hochschulausbildung
nach Tharandt verlagert wurde.
Wenn man so möchte, ist dieses
Institut der Nukleus der heutigen
Hochschule, die 1992 als Fach-
hochschulebegannundwiederan
alte Traditionen anknüpfte.

Allein das Promotionsrecht
hat die HNEE noch nicht, aber
man arbeitet daran: »Mit einer
der höchsten Drittmitteleinwer-
bungen für Forschungsaufgaben

pro Professur in Höhe von
105.000 Euro (Bundesdurch-
schnitt 25.500 Euro/Professur)
fordert die Hochschule für nach-
haltige Entwicklung Eberswalde
(HNEE) ein qualitätsgesichertes
Promotionsrecht an Fachhoch-
schulen«, so die HNEE in einer
Pressemitteilung.

Wer möchte, kann auf dem al-
ten Klosterfriedhof des nahen
Chorin auf HNEE- Spuren wan-
deln. Chorin war einer der Lehr-
forsten der königlich preußi-
schen Höheren Lehranstalt. Al-
lerdings wird man gerade hier
auch von Gegenwart und Zu-
kunft der Hochschule eingeholt.
In Chorin ist man nur paar Au-
tominuten vom sogenannten
Ökodorf Brodowin entfernt,
dessen heutiger Demeter-Betrieb
wiederum auf eine Geschichte
zurückverweisen kann, die schon
in der DDR begonnen hatte.

Brodowin ist in der Szene fast
schon ein Synonym für nachhal-
tiges Wirtschaften mit der Natur.
Seine engen Beziehungen, und die
vieler anderer Betriebe des öko-
logischen Landbaus in Branden-
burg, machen heute einen erheb-
lichen Teil des Forschungs- und
Lehrbetriebs in Eberswalde aus.
Seit dem Neubeginn 1992 setzt
die HNEE auf Schlüsselbereiche
wie Erneuerbare Energien, Regi-
onalmanagement, Nachhaltigen
Tourismus, Naturschutz, Forst-
wirtschaft, Ökolandbau, An-
passung an den Klimawandel
oder Nachhaltige Wirtschaft.

»Mit dem InnoForum Öko-
landbau Brandenburg zeigt die
Hochschule für nachhaltige Ent-
wicklung Eberswalde einen in-
novativen Weg auf, wie Praxis,
Lehre und Forschung voneinan-
der profitieren können. Studie-
rende und Lehrende der Studi-

engänge Ökolandbau und Ver-
marktung (Bsc) sowie Ökoag-
rarmanagement (MSc) arbeiten
mit ökologisch wirtschaftenden
Betrieben aus Brandenburg in
Lehre und Forschung zusam-
men« ist ein zentraler Satz auf der
entsprechenden Homepage
www.innoforum-branden-
burg.de Dreißig Betriebe von
Biohof bis zur Käserei und einem
Hof, der Rückepferde für die
schonende Bewirtschaftung des
Waldes zur Verfügung stellt, tau-
schen sich mit dem InnoForum
aus. Auch die 13. Wissen-
schaftstagung Ökologischer
Landbau an der HNEE im März
stand für das Selbstverständnis
der Eberswalder als Impulsgeber.
Unter dem Motto »Am Mut
hängt der Erfolg!« trafen sich 450
ForscherInnen, BiolandwirtIn-
nen und BeraterInnen.

Die Umbenennung der Fach-

hochschule mit dem heutigen Ti-
tel geschah vor zehn Jahren und
war auch das Ergebnis ihrer Öff-
nung für die Fragen der nachhal-
tigen landwirtschaftlichen Pro-
duktion. Der ihr im gleichen Jahr
von der EU-Kommission verlie-
hene EMAS-Award für vorbild-
liches Umweltmanagement an-
erkannte das praktische, kon-
krete Denken an der HNEE . Seit
2014 ist sie durch eigene For-
schungsleistungen als erste
Hochschule klimaneutral. Stu-
dierende und Mitarbeitende ha-
ben Grundsätze zur nachhaltigen
Entwicklung ihrer Hochschule
entwickelt. Unvermeidbare
Emissionen kompensiere man in
Eberwalde in einem von Alumni
initiierten und global wirksamen
Projekt, ist auf der Homepage der
HNEE nachzulesen.

www.hnee.de

Die Mensa der Hochschule für nachhaltige Entwicklung Eberswalde ist eine Botschaft für sich. Foto: HNEE/Berit Kuenzelmann

WHO-Studie: Luftverschmutzung das größte umweltbedingte Gesundheitsrisiko in Europa

Noch eine Schere zwischen Arm und Reich
Auf der 5. Ministerkonferenz für
Umwelt und Gesundheit, 2010 in
Parma, haben sich die Länder der
europäischen Region der Welt-
gesundheitsorganisation, die
WHO, bis 2015 und 2020 fünf
Umweltziele zur Verbesserung
der Gesundheitssituation der Be-
völkerung (s. Beitrag rechts) ge-
setzt. Im April traf man sich im is-
raelischen Haifa zu einer Be-
standsaufnahme. Israel wird der
europäischen WHO-Region zu-
gerechnet.

In Haifa wurde auch ein
WHO-Bericht mit dem Titel »Die
ökonomischen Kosten der ge-
sundheitlichen Auswirkungen
der Luftverschmutzung in der
Europäischen Region« vorge-
stellt. Er ist, so die WHO, die ers-
te Bewertung der ökonomischen
Lasten durch Verschmutzung der
Luft und durch sie bedingte To-
desfällen und Erkrankungen in
den 53 Ländern der europäi-
schen WHO-Region. Die WHO
schreibt: »Die volkswirtschaftli-
chen Kosten der durch Luftver-
schmutzung verursachten
Krankheitslast und ca. 600 000
vorzeitigen Todesfälle beliefen
sich für die Europäische Region
der WHO auf schwindelerre-
gende 1,6 Billionen Dollar im
Jahr 2010. So lautet das Fazit aus
der ersten jemals durchgeführten
Untersuchung solcher Kosten für
die Europäische Region. Diese
Summe entspricht fast einem
Zehntel des Bruttoinlandspro-
dukts (BIP) der EU im Jahr 2013

Die ökonomischen Kosten der
Todesfälle allein beliefen sich auf

über 1,4 Billionen Dollar. Wer-
den weitere 10 Prozent als Kos-
ten von durch Luftverschmut-
zung bedingten Krankheiten
hinzugezählt, so ergibt sich eine
Summe in Höhe von fast 1,6 Bil-
lionen Dollar. In zehn der 53
Länder der Region machten diese
Kosten mindestens 20 Prozent
des Bruttoinlandsprodukts aus

Über 90 Prozent der Bürger in
der Europäischen Region lebten
mit einer jährlichen Schweb-
staubbelastung in der Außenluft,
die den in den Leitlinien der
WHO angegebenen Richtwert
überschreitet.Sie sei imJahr2012
für 482 000 vorzeitige Todesfälle

aufgrund von Herz- und Atem-
wegserkrankungen, Erkrankun-
gen der Blutgefäße und Schlag-
anfällen sowie Lungenkrebs ver-
antwortlich. In demselben Jahr
seien weitere 117 200 vorzeitige
Todesfälle auf eine Belastung der
Innenraumluft zurückzuführen,
wobei die Länder mit einem m
niedrigem bis mittlerem Ein-
kommen fünfmal so stark be-
troffen waren wie die Länder mit
hohem Einkommen.«

Aus einem anderen neuen Be-
richt mit dem Titel »Verbesse-
rung von Umwelt und Gesund-
heit in Europa: Wie weit sind wir
gekommen?«, der von der WHO

und der UNECE gemeinsam ver-
öffentlicht wird, geht hervor,
dass immer noch jeder vierte
Bürger der Europäischen Region
aufgrund von Umweltbelastun-
generkranktodervorzeitig stirbt.
Daten aus mehreren Untersu-
chungen wie zur Wasser- und
Abwasserentsorgung, Luftqua-
lität, alltägliche Umgebung von
Kindern, Chemikalien und As-
bestbelastung, Klimawandel und
gesundheitliche Ungleichheiten
belegen, so diese Studie, dass es
große Fortschritte gegeben hat,
diese aber ungleich verteilt sind.

In diesem Bericht heißt es zum
Beispiel: »In einer Studie der

WHO aus dem Jahr 2014 wird
für die Altersgruppe über 65 Jah-
re ein jährlicher Anstieg der Zahl
der hitzebedingten Todesfälle auf
bis zu 27 000 bis 2050 prognos-
tiziert, wenn keine Gegenmaß-
nahmen ergriffen werden. 32
Länder haben ihre Anfälligkeit
für durch den Klimawandel be-
dingte Gesundheitsgefahren un-
tersucht, und 24 haben entspre-
chende Vorsorgepläne ausgear-
beitet. Anfälligkeit gegenüber
extremer Hitze wurde in allen
Ländern festgestellt. who/mwh

www.euro.who.int/de/media-centre,
Stichwort Luftverschmutzung

Luftverschmutzung schadet nicht nur hehren Klimazielen. Sie geht geht nachweislich, auch in Europa, auf die Lunge. Foto: Fotolia/Spectral-Design

Allergikerfreundlich

5 Regionen
machen mit
Die fünf allergikerfreundli-
chen Urlaubsregionen Bad
Hindelang, Baabe, Borkum,
Ferienland Schwarzwald und
Schmallenberger Sauerland
haben die Anzahl ihrer teil-
nehmenden Betriebe deutlich
ausgebaut. Insgesamt fast 500
BetriebebedeuteneinPlusvon
mehr als 50 Prozent seit 2011.
Darunter sind Hotels, Feri-
enwohnungen und Gäste-
häuser, aber auch Restau-
rants, Bäckereien, Metzge-
reien, Supermärkte, Cafés
und Einzelhändler aus ver-
schiedenen Branchen. Zum
Start in das Frühjahr 2015 hat
der bundesweite Marketing-
verbund »Allergikerfreund-
liche Kommunen« die Ge-
samtbettenzahl erhöht und
sein Angebot für Urlaubsgäs-
te optimiert. Aus dem allergi-
kerfreundlichen Quintett
könnte in naher Zukunft ein
Oktett werden: Mit Bad Salz-
uflen, Freudenstadt und
Oberstdorf streben drei wei-
tere Gemeinden die Aufnah-
me in den Verbund an. Das
meldet der Deutsche Heilbä-
derverband e.V. auf seiner
Homepage. mwh

www.
deutscher-heilbaederverband.de
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SOMMERKUR IN BAD SCHMIEDEBERG

1. Juli bis 31. August
Parkvilla 
Villa Bismarck

9 Behandlungen 
pro Woche, Kur-Arzt,
7 Ü/VP/EZ ab 469 Euro

Gästeservice Telefon 
(03 49 25) 6 30 37 www.eisenmoorbad.dewww.eisenmoorbad.de

SOMMERKUR IN BAD SCHMIEDEBERG
Sonderangebot  im Gästehaus

Wandern, 
Spazieren, 
Natur pur!

KO Gohrisch/Sächs. Schweiz
7 Ü/HP à la carte 

zu 322 €/P. im DZ
Rundwege direkt ab der Gartentür!

 035021 – 683 56 o. 687 81 
www.gohrisch.net

Pension „Waldidylle“ 
und Annas Hof

Pamela und Thomas Kretzschmar
Papstdorfer Straße 130

01824 Gohrisch

Urlaub direkt am Meer auf der schönen Insel Usedom

Komfort & Service
zum Verwöhnen

(u.a. Badelandschaft, Restaurants mit Meerblick & 
Terrassen, SPA „Seerose“, Cocktailbar, Bowlingbahn)

Ganzjährig attraktive Arrangements

Strandhotel Seerose Kölpinsee
17459 Seebad Kölpinsee/Loddin Strandstraße 1 
Tel.: (03 83 75) 540  Fax: 541 99
info@strandhotel-seerose.de  www.strandhotel-seerose.de

Reiterhof Helenenau 
bei Bernau hat im Sommer

noch freie Plätze für Reiterferien
 03338/3313   www.helenenau.de  

Sächsische Schweiz 

Schöne FeWo ab 40 g (bis 4 Pers.)
 03 50 28/858 80   www.saechsische-
schweiz-touristik.de/guenther

Mönchgut (Rügen) – DZ mit Seeblick
Tel.: 0177 / 4577 611, d.teutenberg@web.de

www.natur-paradies.de

M E C K L E N B U R G - V O R P O M M E R N S A C H S E N B U N D E S W E I T B R A N D E N B U R G

BUGA & SPREEWALD

Ausführliche Beschreibung: nd-Leserreisen, Herr Diekert, F.-Mehring-Pl. 1, 
10243 Berlin · Fax 030/2978-1650 · leserreisen@nd-online.de 

Weitere Tagesfahrten: 030/2978-1620www.neues-deutschland.de/leserreisen

Foto: dpa

Veranstalter BUGA: Freizeitreisen KG, Berlin
Spreewald: FFAIR Reisen GmbH, Berlin

 BUGA in Brandenburg
Mi. 15.07., So. 26.07., 
Sa. 15.08., So. 06.09., Sa. 19.09.

Preis p.P. € 58,−

Busfahrt (Komfortreisebus) ab Ost- 
bahnhof u. ZOB, Führung BUGA, 
Schiff fahrt mit Kaff eegedeck

  Tagesfahrten ins Brandenburgische

 Spreewald & Slawenburg Raddusch
Do. 16.07., Mi. 19.08. 

Preis p.P. € 85,−

Fahrt im Kleinbus ab/an Haustür (Ber-  
lin), Kahnfahrt Lübbenau − Lehde,  
Mittagessen, Slawenburg, Kaff eegedeck

SOZIALISTISCHE TAGESZEITUNG

S A C H S E N - A N H A L T

Resi, 2½, Holsteinerin, naturliebend 
und neugierig, leider noch (an)ge-
bunden, sehne mich nach einer 
Weide und selbstgerupftem Gras. 

Mehr Tierschutz für unsere Kühe:
www.kuhplusdu.de

Die Telefon-Nummer für Privatanzeigen.

  0 3 0 / 2 9 7 8 - 1 8 4 4
Sie wählen. Wir liefern.
Tel.: 030/2978-1777, Fax: -1650

nd-Bücherservice

****HOTEL Borstel-Treff (ärztl. Geführtes Haus) 
Am Mattenstieg 6, 19406 Dabel, Tel. 038485/20150, www.borstel-treff.de 
 

   
 
 
 
  

Zimmerpreise ab 34,-€ p.P.  
incl. Schwimmbad u. Saunalandschaft  
Physiotherapie im Haus 
10% Rabatt für Mitglieder DIE LINKE 

Empfohlen von Dr. Dr. Elke Brandt           ****Hotel Borstel-Treff 
Am Mattensteig 6, 19406 Dabel, Tel. 038485 / 20150,    www.borstel-treff.de

KUREN in Mecklenburg
zu Preisen wie in Polen

7 Ü ab 364,- € p.P. im DZ
14 Ü ab 568,- € p.P. im DZ
inkl. HP, 10 bzw. 20 Anwendungen
Indikation: chr. Erschöpfung,
Schmerzen im Bewegungsapparat,
Herz-Kreislauf-Erkrankungen, 
Z.n. Schlaganfall, Prophylaxe
WELLNESS-WOCHE              ab 249 €
KUSCHELWOCHENENDE      ab    95 €
FAMILIEN- und BETRIEBSFEIERN
GUTSCHEINE für jede Gelegenheit 
URLAUBS- und VERHINDERUNGSPFLEGE  
Gruppen und Vereine willkommen
Attraktive Seminarräume

Aktion: 15% Rabatt für nd-Leser

Geschäftsanzeigen im nd:
Tel.: 030/2978-1841, -1842,  Fax: 030/2978-1840

Tun Sie was für Ihren Umsatz. Mit einer Anzeige im nd.

SOZIALISTISCHE TAGESZEITUNG

Sommer in Lychen!  Waldhotel SÄNGERSLUST      Telefon: (03 98 88) 646-00 
17279 Lychen, Haus am Zenssee 2, Inh. Erika und Frank Hinrichs GbR

Erholung in der Lychen-Feldberger Seenlandschaft * www.saengerslust.de
Für Kurzentschlossene: 1 Wo. Urlaub in einer großzügigen Ferienhotelanlage – direkt am Zenssee!
DZ/App/Du/WC/TV/Tel., HP, VP mögl., eig. Boote u. Fahrräder, Hallenbad, Sauna, beste Bade-/Angelmögl., 
So.-arrang.: 7x ÜN/HP m. Grillabend ab 309,- € p.P. im DZ (So.-So.) Haus-zu-Haus-Service v/n Bln. mögl.

ANZEIGEN

3 vegane Sommerleckereien

Ein ganzes Menü ohne Fleisch
Quinoa-Salat

Zutaten:
180 g Quinoa, abgespült
30 g Pistazienkerne
70 ml Orangensaft, fein
abgeriebene Schale von 1 Bio-
Orange
60 ml mildes Olivenöl
2 TL Sherryessig
Meersalzflocken
Frisch gemahlener schwarzer
Pfeffer, 6 Frühlingszwiebeln,
ganz fein geschnitten
3 EL gehackte Minze
3 EL gehackte glatte Petersilie
1 großes Bund Brunnenkresse,
deren harte Stiele entfernt
wurden
10 entsteinte Datteln, gehackt

Zubereitung:
In einem mittelgroßen Topf

500 ml Wasser aufkochen. Die
Quinoa hineingeben, die Hitze
auf niedrige Stufe herunter-
schalten und 18 Minuten garen,
bis die Quinoa das Wasser auf-
genommen hat. Vom Herd neh-
men, mit einer Gabel auflockern
und zum Abkühlen auf einem
großen Teller ausbreiten. In einer
Pfanne die Pistazien rösten, bis
sie aromatisch duften und braun
zu werden beginnen. Abkühlen
lassen und grob hacken. Für das
Dressing Orangensaft, Olivenöl,
Essig sowie etwas Salz und Pfef-
fer verrühren. Die Quinoa in ei-
ner großen Salatschüssel mit der
Hälfte des Dressings anmachen,
Orangenschale, Frühlingszwie-

beln, Kräuter, Brunnenkresse
und Datteln untermischen. Dres-
sing dazu bis die Zutaten bedeckt
sind. Dieses Rezept stammt aus
dem Kochbuch »Easy vegan!«

Auberginen »Roll Up«
auf Olivenspiegel

Zutaten :
4 Auberginen
260 g Couscous
500 ml Orangensaft
1 Zwiebel
1 rote Paprikaschote
Kurkuma
Curry
Salz & Pfeffer

Zutaten für Olivenspiegel:
800 ml Tomatensoße

400 g Schwarze Oliven (ohne
Stein)1 Limette, Pfeffer

Zubereitung:
Auberginen waschen und

längs in etwa 1 cm dicke Scheiben
schneiden. Die Scheiben einsal-
zen und etwa 2 Stunden liegen
lassen bis das Salz das Wasser ge-
zogen hat. Auberginen nach dem
Salzen unter fließendem Wasser
abspülen und trockentupfen.

Couscous in Orangensaft mit
Kurkuma und Curry so lange zie-
hen lassen, bis der gesamte Saft
aufgesogen ist. Zwiebel schälen,
Paprikaschote säubern, entker-
nen und beides in kleine Würfel
schneiden. Auberginen in einer
beschichteten Pfanne beidseitig

gut anbraten und beiseite stellen.
Zwiebel und Paprikaschote in die
Pfanne geben und anbraten. Den
Couscous beigeben und alles bei
kleiner Hitze erwärmen. Mit Salz
und Pfeffer abschmecken. Cous-
cous in Auberginen einrollen.
Tomatensoße und Oliven mit
dem Stabmixer grob mixen und
den Saft der Limette beigeben.
Mit Pfeffer abschmecken.

Dieses Rezept stammt aus dem
Kochbuch »Vegan gesund«.

Cooler Mousse-Au-Chocolat-
Himmbeercake

Zutaten für den Boden:
230 g vegane Karamellkekse
130 g vegane Margarine
Zutaten für den Belag:

400 g vegane Zartbitterscho-
kolade ; 2-3 EL Rum
3 Packungen aufschlagbare
Sojasahne (900 g), gut gekühlt
+ 100g aufschlagbare Soja
sahne, gut gekühlt und 175 g
Himbeeren + 12 Himbeeren
für die Dekoration

Zubereitung:
Für den Boden die Kekse im

Mixer zu feinen Bröseln zerklei-
nern. Die Margarine zerlassen
und mit den Bröseln zu einem
glatten Teig verkneten. Eine
Springform mit Backpapier aus-
legen und den Teig gleichmäßig
auf dem Boden verteilen, mit ei-
nem Löffelrücken fest andrücken
und glatt streichen. Mindestens 2
Stunden kalt stellen. Für den Be-

lag die Zartbitterschokolade im
Wasserbad schmelzen, etwas ab-
kühlen lassen. Die Sahne mit ei-
nem Handrührgerät auf höchster
Stufe 3 Minuten aufschlagen und
die Schokolade dazugeben. Die
Mousse mit Rum abschmecken
und nochmals kräftig aufschla-
gen. Die Hälfte der Mousse auf
dem Keksboden verteilen. Da-
rauf die Himbeeren und die rest-
liche Mousse darüber glatt ver-
streichen. Den Kuchen durch-
kühlen lassen. Die Sahne für die
Deko steif schlagen, in einen
Spritzbeutel mit Sterntülle füllen
und zwölf große Sahnetupfen auf
den Kuchen setzen. Jeden Tupfen
mit 1 Himbeere belegen. Dieses
Rezept stammt aus dem Koch-
buch »Vegan backen«. onf/mwh

Vegan leben. Versuch über den Stand der Dinge

Imitate sind auch ein Problem
München (onf) Wer vegan lebt,
ernährt sich ausschließlich von
Zutaten auf pflanzlicher Basis,
dasheißt: keinFleisch,keinFisch,
keine Milchprodukte, keine Eier
und kein Honig. Kann das auf
Dauer gesund sein?

Fast 80.000 Deutsche leben
vegan, und es werden täglich
mehr, denn vegan ist im Trend.
Der Bundesverband der Ver-
braucherzentralen hat herausge-
funden, dass nur noch jeder vier-
te Deutsche sorglos Fleisch isst.
Beinahe täglich erscheinen neue
vegane Koch- und Backbücher,
vegane Cafés eröffnen in In-Vier-
teln deutscher Großstädten. Im-
mer öfter sprießen vegane Res-
taurants oder Supermärkte
scheinbar aus dem Boden. Auch
im Einzelhandel boomt das Ge-
schäft mit veganen Produkten –
der Handel hat Veganer als neue
lukrative Zielgruppe entdeckt.
Doch wie bei jedem Trend wer-
den auch hier die Stimmen der
Gegner laut: Veganismus ist un-
gesund und schadet dem Körper,
heißt es vielerorts. Stimmt das?

Wer sich vegan ernährt, muss
tatsächlich darauf achten, keine
Körperschäden durch Mangel an
bestimmten Nährstoffen zu ris-
kieren. Besonders Vitamin B12,
das sich in tierischen Lebensmit-

teln wie Fleisch, Fisch, Eiern und
Milchprodukten befindet, sowie
Eisen, das ebenfalls viel in Fleisch
und Fisch vorkommt, müssen
verstärkt über pflanzliche Le-
bensmittel aufgenommen wer-
den. Eisen steckt auch in Kürbis-
kernen, Amarant, Hirse und Spi-
nat. »Eine vegane Ernährung
kann auch auf Dauer die Zufuhr
aller wichtigen Nährstoffe ge-
währleisten. Einzige Ausnahme
ist und bleibt Vitamin B12. Dafür
gibt es keine pflanzliche Quelle«,
sagt Ernährungswissenschaftler
Edmund Semler.

Vitamin B12, das unter ande-
rem am Abbau von Fettsäuren
und der Blutbildung beteiligt ist,
kann der menschliche Körper
nicht selbst produzieren und ist
daher auf die Zufuhr über die
Nahrung angewiesen – Das Vi-
tamin regeneriert unter anderem
Nervenzellen, Blut und Schleim-
häute. »Der gesunde Organis-
mus hat bei der üblichen Ernäh-
rung beträchtliche Mengen an
Vitamin B12 im Körper gespei-
chert, so dass sich Folgen einer
Unterversorgung erst nach Jah-
ren zeigen können. Nichtsdesto-
trotz sollte man es als Veganer
nicht darauf anlegen, möglichst
lange von seinem »Vitamin 12-
Depot« zu zehren«, so Semler.

Gegebenenfalls müssen Veganer
für eine ausreichende Zufuhr an
Vitamin B12 zu Nahrungsmit-
telergänzungen greifen. Außer-
dem sollten sie darauf achten,
dass sie eine ausreichende Menge
an Omega-3-Fettsäuren zu sich
nehmen, die vor allem in Fisch,
aber auch in Walnüssen, Rapsöl
oder Leinsamen enthalten sind.

Kritisch kann eine vegane Er-
nährung bei Kindern, Schwan-
geren und alten Menschen wer-
den. Ernährungsexperten raten
ihnen daher oft von einer vega-
nen Ernährung ab. Bei Kindern
können etwa Entwicklungsver-
zögerungen auftreten, weil sie zu
wenig Vitamin B12, Eisen und
Kalzium aufnehmen. Die Deut-
sche Gesellschaft für Ernährung
rät Eltern, ihrem Kind zumindest
von Zeit zu Zeit Fleisch, Fisch
und Milchprodukte zu geben.
Der Vegan-Koch und Autor Jé-
rôme Eckmeier lebt seit sechs
Jahren vegan – bei ihm zu Hause
kommen keine Tierprodukte auf
den Tisch, auch für seine sechs
Kinder nicht. »Bei unseren zwei
Jüngsten lebte meine Frau auch
während der Schwangerschaft
vegan. Die beiden sind von allen
die robustesten und gesündesten.
Auch die anderen sind sehr selten
krank und wenn, werden sie viel

schneller gesund als Freunde oder
Schulkameraden«, sagt Eckmei-
er. Ob das an der veganen Er-
nährung oder anderen Umstän-
den liegt, kann er natürlich nicht
sicher sagen.

Seitdem Veganismus in Mode
ist und Supermärkte immer mehr
vegane Ecken und Theken eröff-
nen, hat sich auch einiges in Sa-
chen vegane Produkte getan. So-
ja-Hack sieht nicht mehr aus wie
Hundefutter. Die Milchalterna-
tiven schmecken nicht mehr nach
gekochter Pappe. Und es kom-
men immer mehr Imitate dazu:
Würstchen, Käse, sogar Kunst-
Shrimps gibt es jetzt als vegane
Alternative.

Verbraucherschützer unter-
suchten im vergangenen Jahr 20
vegane Imitat-Produkte, darun-
ter vegane Würstchen, Brotauf-
strich und Käse-Ersatz und fan-
den heraus: So gesund wie ihr
Image sind die Alternativen bei
Langem nicht. Oft sind zu viel
Salz, Fett oder teils giftige Zu-
satzstoffe in den Produkten. Um
den Geschmack tierischer Pro-
dukte zu erreichen, greifen Fir-
men auf viel Chemie zurück, auch
Reste vom Tier oder gentech-
nisch manipuliertes Material
wurde gefunden. Manches
Fleischersatzprodukt liest sich

wie ein Rezept aus dem Chemie-
baukasten. Vegane Fertiggerich-
te sollten nicht so oft auf dem
Speiseplan stehen, resümiert die
Verbraucherzentrale Hamburg.

Abwechslungsreiche und aus-
gewogene Ernährung ist das A
und O. »Ich würde generell je-
dem empfehlen, mal einen mehr-
wöchigen Selbstversuch mit ve-
ganer Ernährung durchzuführen.
Die Wahrscheinlichkeit ist sehr
groß, dass sich so ein Versuch
nachhaltig positiv auf die eigene
Ernährungsweise auswirkt. Man
entdeckt vor allem die Vielfalt an
pflanzlichen Lebensmitteln und

an Gewürzen und wird in der Kü-
che kreativer«, meint Semler.
Wer sich vegan ernähren will,
sollte diese Umstellung gut pla-
nen, sich vorher gründlich infor-
mieren und auf eine ausgewoge-
ne Ernährung achten. Sue Quinn,
Autorin von »Easy vegan!« rät
Veganern: »Achten Sie auf aus-
reichend ballaststoffreiche und
kalorienarme Kost wie Obst, Ge-
müse, Getreide und Hülsen-
früchte, ergänzt durch fetthaltige
Zutaten wie Öle, Nüsse, Avoca-
dos und Trockenfrüchte.«

Fisch, Fleisch und Milchpro-
dukte gehörten viele Jahre auch

zu den Lebensmitteln, die das
Zentrum der Küche von Raphael
Lüthy ausmachten. »Rückbli-
ckend ist es erschreckend, wie
wenig Aufmerksamkeit ich den
übrigen Komponenten eines Me-
nüs geschenkt habe«, gesteht er.
Nachdem er sich umfassend über
vegane Ernährung informierte,
eröffnete er ein veganes Hotel.
Von Ersatzprodukten hält auch
er nicht viel: »Die vegane Küche
hat es nicht nötig, Fleisch- oder
Fischprodukte zu imitieren. Ab-
gesehen von wenigen Ausnah-
men verzichte ich in meinen Re-
zepten darauf.« onf/mwh

Aufpassen, was auf die Gabel kommt .Das Label »vegan« ist nicht genug. Fotolia/akf


